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Materielles Strafrecht und Formen des Vollzuges· 
von WilheJm Mollenhauer 

Die Enhlicklung des Strafvollzuges in aller Welt geht nahezu gleichmä.ßig von 
fast aussmließlicher Nutzung geschlossener Ans1alten zu immer größer wer­
dender &deutung der Institutionen offener und halboffener Art. Lionel Fox 
dürfte recht haben, wenn er meint, daß gerade die OHnung des Vollzuges 
.den Beitrag unserer Generation zum Strafvollzugswesen - darstellt. Dabei 
zeigt sich immer deutlicher, daß die Entwicklung des Strafvollzuges stels im 
Zusammenhang mit den Grundtendenzen der Strafred!tspflege gesehen wer­
den muß, Ein Strafre<ht, das nur über wenige Maßnahmen ohne Freiheitsent­
zug verfügt, erfordert heute einen Strafvollzug, bei dem halboffene und offene 
Formen überwiegende Bedeutung gewinnen. Und umgekehn, je differenzierter 
die Maßnahmen des Strafrechts sind, umso mehr verändert sich die Bedeutung 
der Differenzierung des Vollzuges. Das läßt sich verdeutlichen an der unter­
srniedlichen Situation, die hinsichtlich der Anwendung differenzierter Voll· 
zugsformen zwismen dem Jugendstrafrecht und dem allgemeinen Strafrecht 
besteht. 

I . Im Jugendstrafrecht. also gegenüber Jugendlichen und den ihnen nach 
§ 105 JGG gleichgestellten Heranwadlscnden, kann eine Kriminalstrafe über­
haupt nur verhä.ngt werden, wenn das Vorhandensein schiidücher Neigungen 
oder die $dJ.were der Sffiuld es erlordern und wenn den schädlichen Neigun­
gen nirnt auch mit eiLieherischen Maßnahmen (z. B. Fürsorgeeniehung) be· 
gegnet werden kann. 

2. Die iMmer mit ße\vährungshilfe verbundene Strafaussetzung gestattet in 
weit größetem Maße den Venicht auf Strafvolls1redmng als im allgemeinen 
Strafrecht. Sie ermöglicht zugleich aud! eine wirksamere Erfassung der Täter­
persönlidlkeil, als es die nicht mit einer Betreuung verbundeneStrafaussetzung 
vermag. 

Diese Sachlage kann nicht ohne Konsequenzen für die Anwendung des ge­
schlossenen, halboffenen oder offenen Vollzuges bleiben. Da , wo von vorn­
herein ein offener oder halboffener Vollzug die gebotene Maßnahme sei n 
würde, bleibt im Rahmen des Jugendstrafrechts für die Verhängung der 
Jugendsllafe eigentlith kein Raum mehr, weil die Anordnung der Für­
sorgeer.l:iehung, einer Eniehungsmaßregel nicht diskriminierender Natur, das 
gegebene Mittel sein würde. Wird aber Jugendstrafe verhängt und vollstre<kt. 
dann wird damit zum Ausdruck gehramt, daß die lockere Form der Heimer­
ziehung, eine offene Fonn der Behandlung also, nicht geeignet erscheint. dem 

* Vorabdruck. aus dem in Vorbereitung befindlichen und Prof. Albert Krebs :wm 70. 
Geburtstag gewidmeten Buch .Erziehung zur Freiheit durch Freiheitsentzug- -
(Reihe .Jugend im Blick.punkt"l. Die Schriftleitung brinst diesen letzten Aufsatz 
von Dr. h. c. Wilhelm Mollenhauer, der am ZZ. L 1968 verstorben ist, ru 
seinem ehrenden Gedenken. 
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Erziehullgsnotstand zu begegnen. In der Regel wird deshalb bei den nach 
Jugendsuafrccht abgeurteilten und dem Jugendstrafvollzug zugeführten Min­
derjährigen erst narn sorgfältiger Beobachtung. meist auch erst Erprobung der 
Belastungsfähigkeit eine Auflod:erung des Vollzuges möglirn sein. Diese 
Auflockerung sollte dann allerdings auch bis an die äußerste Grenze des Mög­
Ikhen durchgeführt werden. Der § 9 1 des JGG gibt hierzu - CIStmalig im 
deutschen Red.t - auch die Rechtsgrundlage. Ein g utes Beispiel dafür. bis zu 
welchem Grade eine nahezu völlig offene Vollzugsfonn nicht nur möglich. 
sondern auch erfolgreich sein kann, bieten die im hessischen Strafvollzug ein­
geridlteten . Aiedner-Häuser-. 

Hi.r den Teil der Heranwachsenden. der gegenwärtig noch nach allgemeinem 
Strafreffit abgeurteilt wird. ist die Situation wesentlich anders. Die Fülle der 
Möglidtkeiten. auf eine Straftat mit Erziehungsrnaßregeln oder durch Zumt­
mittel zu reagieren. fällt weg. Der Anwendung offener und halboffener Voll­
zugsfonnen kommt deshalb gerade hier besondere Bedeutung zu. Nun ist kaum 
anzunehmen. daß die eigentümliche Zwitterstellung. die die Heranw(u,nsenden 
im gegenwärtigen Straflecht einnehmen, erhalten bleibt. Aber gleich. ob sich 
die Refonnbcsuebungen der deutschen Jugendgerichtsarbcit durchsetzen, die 
auf eine völlige Einbeziehung der Heranwachsenden in das lugendstrafre<ht 
zielen. oder ob weitergehende Vorstellungen verv.:irklidlt werden können, 
die auf eine völlige Verschmelzung des Jugendhilfe- und Jugendstrafrechts 
durch ein .Iugendkonfliktsrecht· gerichtet sind - die Frage nam der zweck­
mäßigen Reaktionsmaßnahme und der geeigneten Vollzugsfonn für solche 
Täter, die sich bei Aburteilung smon der Volljährigkeitsgrenze nähern, bleibt 
immer ein besonderes Problem. weil hier sozialpädagogische Gesichtspunkte 
auch auf verfassungsredltliche Grenzen sioßen. 

Die Frage der Z ..... eckmäßigkeit und Notwendigkeit offener Vollzugsformen 
im Rahmen des Jugendstrafvollzuge!l wurde hier lediglich unter dem Gesichts· 
punkt der dieser Institution audt vom Gesetzgeber eindeutig gestellten Erzie­
hungsaufgabe gesehen. Abgesehen von Ausnahmesituationen. etwa im Krieg. 
ist das im deutsmen Jugendstraf\'ollzug wohl auch immer so gewesen. Anders 
verhält sich das nun im Strafvollzug an Erwachsenen. Hier sind freie Vollzugs­
formen 'Zweifellos älter als die Bemühungen. den Strafvollzug insgesamt an der 
Resozialisierungsaufgahe zu orientieren. Mitunter - das gilt nicht nur für 
Deutsmland - waren es eher merkantile und fiskalisdle Beweggründe, be· 
stimmte Arbeitsvorhaben konnten mit HiUe der Arbeitskraft von Gefangenen 
durchgeführt werden, einem saisonbedingten Mangel an Arbeitskräften. etwa 
in der Landwirtsdtaft, ließ sich mit Hilfe von Strafgefangenen abhelfen. 

Schon Pestal07Zi aber entwickelte. seiner Zeit weit voraus. Vorstellungen von 
einer Ausgestaltung des Strafvollzuges, die halboffene und offene Fonnen ein­
bezogen und die in ihren Einzelheiten nicht nur auch heute noch modem, 
sondern zum Teil sebon oder noch in die Zukunft weisend sind. Es bedurfte 
eben einer geraumen Zeit und einer we<hse1vollen Entwidclung. bis solche 
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Vorstellur.gen zur Grundlage der Vollzugsgestaltung gemacht werden konn­
ten. Immerhin sind inzwischen Umstände eingetreten. die geeignet sind. die 
Bntwidclung schnellervolanzutreiben. Dazu gehören kühne$chTirte nach vorn, 
die in unserer Zeit im Ausland. insbesondere in Schweden gemacht wurden. 
und dazu gehört auch. daß durch die Entwicklung des modernen Verkehrs 
eine Gruppe von StJaftätern im Strafvollzug erscheint, der gegenüber es ab­
surd wird, mit dem Aufgebot von Sicherheitsmaßnahmen zu arbeiten. da5 
dem geschlossenen Vollzug zugehött. Es muß aber vennieden werden. das 
Problem freier Vollzugsfonnen lediglich unter dem Gesichtspunkt der Fahr­
liissigkeil<iliter zu sehen, wie das gegenwärtig häufig geschieht. Fs reimt wei­
ter, gegenwärtig ohne alle Zweifel. wahrsmeinlich aber auch in der Zukunft. 
d. h. nach dem Inkrafttreten eines neuen Strafgesetzes. Zwar sehen die dafür 
vorliegenden Entwürfe. und zwar sowohl der Entwurf 62 wie insbesondere 
aber der Alternativ-Enhvurf, darin der strafrechtlichen Ges.emtenhvidclUllg 
folgend. eine erhebliche Erweiterung insbesondere des Maßnahmenkatalogs. 
aber aud der Strafreaktionen überhaupt vor. Das wird. was im mer von diesen 
Entwürfen seinen Niederschlag im künftigen Strafredlt finden wird. zu einer 
Venninderung der Freiheitsstrafen führen. ganz besonders aber wird sich das 
auf den Umfang der Freiheitsstrafen, die zu verbüßen sind, auswirken. Aber 
auch dann besteht für den Vollzug weiterhin die Notwendigkeit einer Diffe­
renzierung auch hinsichtlich der Vollzugsformen, und zwar sowohl unter dem 
Gesichtspmkt der Durchführung des Vollzuges in frei en Formen von vom­
herein \\ie auch unter dem Gesichtspunkt einer progressiven Gestaltung. 
also im \\'ege einer allmählichen Auflockerung. Und das gilt nimt nur 
für den Vollzug von Strafen, sondern auch - und insbesondere - für den 
Vollzug der mit Freiheitsverlust verbundenen Maßnahmen. von denen das 
künftige Strafrecht simer ein Mehr gegenüber dem geltenden Recht bringen 
wird. AUi einer solmen Entwicklung ergehen sich aber weitrei chende Folgen 
für die V(llIzugsgestaltung. 

Man wird davon ausgehen müssen, daß es auch künftig im Strafvollzug eine 
Gruppe \'on Gefangenen geben wird, für die es ausdrücklirner Bemiihungen 
um ihre .Resozialisierung" nicht bedarf. Auch wenn mit Sicherheit angenom­
men werden kann, daß diese Gruppe erheblich kleiner sein wird, so wäre es 
doch wohl utopisch anzunehmen, daß sie ganz verschv.1ndet. Für sie ist der 
offene Vollzug selbstverständlim. Seine Gestaltung sollte den ihm Unterwor~ 
fenen dcutlim mamen, daß an ihrer Verantwortungsbereitschaft nicht gezwei­
felt wird. Das heißt, auf Simerheitsmittel kann verzichtet werden; ein Arbeits­
einsatz ist in jeder Form, auch im freien Arbeitsleben. möglich; bei der Ge­
staltung desGemeinsrnaftslebens kann der Eigeninitiative ein weiter Spielraum 
überlasscll werden; Aufsicht und Kontrolle können auf ein Minimum be· 
schränkt bleiben. Für die Regelung der Arbeitsentlohnung sind neue Wege 
zu suchen. Vorbilder dafür sind bereits entwickelt. insbesondere im Strafvoll­
zug des Landes Hessen. 

Nicht wesentlich anders kann der Vollzug bei einer zweiten Gruppe aussehen. 
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bei der ebenfalls kein besonderes Bedürfnis für S'imerheitsmaßnahmen be­
steht, der aber bei der Ei nübung sozialen Verhaltens oder bei der Verarbeitung 
von Konflikten geholfen werden muß. Es müßten also sowohl Maßnahmen 
gruppenpädagogischer und gruppentherapeutismer Art in den Vollzug ein­
geführt wie auch Einzelfallhilfen und Psychotherapie bereitgestellt werden. Das 
hat aber nicht nur Konsequenzen hinsichtlich der für einen solchen Vollzug 
erforderlichen Mitarbeiter, sondern auch fü r die allgemeine Vollzugsgestaltung. 
Hier verlieren die reinen AufsichtsIunktionen an Bedeutung. Die Zahl der 
.Aufsichtsbeamten- wird also geringer sein können als im gesdllossenen Voll­
zug, ebenso die Zahl der Verv.'altungsbeamten. Soweit Arbeitsverhältnisse 
außerhalb derInstitution im Vordergrund stehen - und das ist am:ustreben - , 
gilt das auch für die Werkbeamten. Dagegen werden Sozialarbeiter, Sozialpäd­
agogen, Psychologen und Therapeuten mehr als bisher benötigt. Sie werden 
auch stärker als bisher den Charakter solcher Institutionen bestimmen. Der 
Einbeziehung der Angehörigen in die von diesen Fachkräften zu leistende 
Arbeit muß dabei besondere Beachtung gesmenkt werden. Auch. das wird 
dazu beitragen, den Charakter dieser Institutionen nidlt unwesentlich zu ver­
ändern. Auf weitere Konsequenzen für den Vollzug, etwa die Schaffung eines 
der Aufgabe adäquaten Gehäuses, auf die Fragen der baulichen Gestaltung 
also. auf die Notwendigkeit der Bildung einer der sozialpädagogischen und 
therapeutischen Aufgabe gemäßen Atmosphäre ka nn hier nur hingewiesen 
werden. Hier liegen, viel mehr als im administrativen Bereich, die Aufgaben 
für den Leiter der Institution. 

Auch. bei weHgehender Anwendung offener Vollzugsfonnen bleibt ein Kreis 
von Gefangenen oder Verwahrten übrig, bei dem eine Vollzugsgestaltung in 
geschlossener Fonn zunächst unentbehrlich ist. Die Gründe dafür braudlen 
hier nimt aufgezeigt zu werden. Handelt es sich dabei um eine Inhaftierung 
von längerer Dauer, dann besteht bei diesem Personenkreis mindestens die 
Gefahr einer .entsozialisierenden- Wirkung der Strafe. Ihr zu begegnen ist 
nur möglich, wenn planmäßig und im Vollzugssystem verankert die Rück· 
kehr in das fIeie Leben durch eine entsprechende Gestaltung des Vollzuges 
vorbereitet wird. Seine Auflodcerung ist also auch da geboten, wo _maximum 
security' zunächst geboten ist - oder wenigstens erscheint. Ob eine solche 
Auflocierung sich stufenweise vollziehen, ob im Einzelfalle also der Weg der 
Lockerung sich des Dbergangs von der geschlossenen Fonn über die halb­
offene bis hin zur offenen bedient, das ist dabei keine Frage von wesentlicher 
Bedeutung. Sehr systematisch wurde eine solme Volizugsgestaltung für Preu­
ßen durch die. Verordnung über den Strafvollzug in Stufen ' im lahre 1929 
eingeleitet. Diese Verordnung sah u. a .. jeweils für einen größeren Bezirk, 
sog .• Ausgangsanslalten· vor, in denen erwadlsene Strafgefangene mit länge­
ren Strafen für den Rest ihrer Stralzeit aufgenommen und für das freie Leben 
vorbereitet werden soll ten. Völlige Bewegungsfreiheit innerhalb der Anstalt, 
freie Arbeit in freien Betrieben innerhalb dCJ Stadt. Selbstverwaltung in den 
Fragen des gemeinsamen Lebens, beratende Mitwirkung eines von den Gefan-
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genen ge"Hählten Vertreters in der Beamtenkonferenz - alles das wurde vor 
fast 40 Jahren schon praktiziert - und dann 1933 wieder beseitigt. 

Zu erörtern bleibt noch, wo und zu welchem Zeitpunkt eine Entscheidung 
über die zu wählende Vollzugsfonn getroffen werden sollte. Für den zuletzt be­
sdllieber.en Personenkreis ist diese Frage leicht zu beantworten, es kann aui 
aUe Fälle nur eine Vollzugsentscheidung sein, weil sie erst im Laufe der Voll­
zugszeit getroffen werden kann. Zu überlegen wäre aber auch hier, ob, min­
destens bei langen Strafen, die Mih .... irkung einer der Anstalt übergeordneten 
Stelle erforderlich ist. Nicht, wie das leider auch geschieht um retardierend 
zu wirken, sondern umgekehrt, um sicherzustellen, daß dieser Frage im Ein­
zelfalle die nötige Beachtung geschenkt wird. 

In den Fällen aber, in denen auf einen geschlossenen Vollzug von vornherein 
vemmtet wird, wäre es denkbar, die Entsmeidung darüber entweder dem 
GeTimt oder den VoUzugsbehörden zu überlassen. Manmen Jugendrichter hat 
es bedrückt, daß er nicht die Möglichkeit besitzt, seinen Vorstellungen ent­
sprechend die jeweilige Vollzugsfonn selbst zu bestimmen. Dennoch wird 
es - mindestens gegenwärtig und sicher aum noch für lange Zeit - nicht 
möglich sein, diese Entscheidung in die Hand des Richters zu legen. Weder 
verfügt er über die für eine solche Entscheidung notwendige Kenntnis der 
Vollzugseinrichtungen noch wird im allgemeinen bei Erwachsenen vor der 
Urteilsfindung eine Persönlichkeitsforschung durchgeführt, die die Grundlage 
für eine solche Entscheidung bieten würde. Aber auch eine smematisrne Rege­
lung des Problems durch entsprechende • Vollstreckungspläne • ist unbefrie­
digend. Mindestens sollte das nicht allein der Weg sein, dCI im EiIl7eHalle in 
den offenen Vollzug führt. Durch eine dem Vollzug vorgesdtaltetc _Klassi­
fizierung" müßten problematische Ftille überprüft und entschieden werden 
können. Auf diesem Wege könnte auch der Richter durm entsprechende 
Vorschlii~e an dem Auswahlverfahren beteiligt wCIden. 

Zur derzeitigen Rechtslage der freiwilligen Kastration 
beim Vollzug strafgerichtlirner Freiheitsentziehung I) 2) 

von Theodor Grunau 
Die Strafremtspflege ist erfolgreich, wenn sie den (im Verhältnis zu seiner 
Tat gerecht) Bestraften davon abhält, erneut straffällig zu werden. Starke 
Rüddälligkeit ist ein Zeimen für den Mißerfolg der Strafrechtspßege, ein· 

1) Redigierte Fassung eines am 10. 10. 1967 bei dem 6. Kölner Lehrgang zur fort­
bildung der Beamten des höheren Vo[Jzugsdienstes gehaltenen Korreferates. 

21 Kastrieren dateinism castrare = entmannen) hängt mit dem lateinischen Wort 
castu5 "'" keusm zusammen. In manchen kleinasiatisdlen Kulten der Vorantike 
und der Antike gab es entmannte Kultdiener. Nur der konnte, so meinte man, 
den Erd· und Fruchtbarkeitsgöltinnen dieser Kulte als Priester dienen, der 
ihnen zuvor seine ganze Zeugungskraft opferte und dadurch bei den orgiasti­
smen Kulthandlungen kühl, unberührt und keusch bUeb. 
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schließlich des Slrafvollzuges. Zum Teil erklärt sich ein solcher, gegen­
wärtig unbestreitbarer Mißerfolg aber auch dadurch, daß der Gesetzgeber 
der Strafremtspflege Aufgaben stellt, die sie nich t zu lösen vermag. Das 
gilt z. B. bei einem Teil der Silllichkeitsdelikte. So ist die Verhängung und 
der Vollzug von Freiheitsstrafen gegen solche Sittlichkeitsdelinquenten ganz 
unbefriedigend, die bis an die Sdrwelle des Alters rechtschaffen gelebt 
hallen und nun infolge altersmäßiger Veränderungen (z. B. Arteriosklerose) 
ihre Restbestände an Geschlechtstrieb gegen Kinc:ler richten. Weiterhin ist 
die Bestrafung der nicht qualifizierten Homosexualität Erwachsener, vor 
allem mit Freiheitsstrafen, ein untauglicbes Mittel. Durch Einsperren wird 
ein verkehrter Trieb nicht berichtigt. Vielmehr ist die Einsperrung in ei­
nem reinen Männerbetrieb geeignet, ihn zu steigern. Mandie der mit­
eingesperrten Heterosexuellen werden infolge des durch die Gefangen­
smafi aufgestauten (sonst nam Art und Stärke normalen) Geschlechtstriebs 
für Anbiederungsversuche miteingesperrter Homosexueller anfällig. Selbst 
bei größtmöglicher Trennung ist ein Zusammentreffen beider Sorten im 
Gefängnis, z. B. bei der Arbeit, nicht zu vermeiden. 

Mit Sexualität und Libido aufgeladen, verlassen Homo- und Heterosexuelle 
bei der Entlassung die Anstalt, meist mit der Absicht, sich möglichst bald 
triebentlastend zu betätigen. Diese Situation ist der beste Boden für als­
baldige Rückfälligkeit der von einem entarteten oder überstarken Ge­
schlechtstrieb beherrschten Entlassenen. Besonders gilt dies für die. eigent­
lichen Triebtäter, nämlid1 gewaltsame Siltlichkeitsverbre<:her <Notzüchter, 
Kinderschänder, Sadisten) sowie für die Exhibitionisten <Schamverletzerl. 

Seit wenigen Jahren hat sich für diese Delinquenten und auch für Homo­
sexuelle hienulande wieder die Erkenntnis Bahn gebrochen, daß wirkliche 
Abhilfe oft. nur durch einen radikalen Eingriff. nämlidl die Kastration 
(Entmannung), geschaffen werden kann. Die Schwere des Eingriffs, der 
den lebenslangen Verlust der Zeugungsfähigkeit zur Folge hat, erfordert 
besonders sorgfältiger Klärung der Sach-und Rechtslage. 

Kastration ist eine auf die Dauer angelegte Beseitigung der FOJtpflan­
zungsfähigkeit eines Mannes mit gleich:.t:eitigem Verlust oder sehr erheb­
licher Verminderung der Libido (Gesmiechtsiuso. 

Nachdem Versuche einer chemischen oder röntgenologischen Kastration 
sich nicht als hinreichend wirkungsvoll erwiesen haben, verbleibt es bei 
der chirurgischen Entfernung der Keimdrüsen als der sichersten Methode. 

Es gibt eine Kastration aus rein medizinischen Gründen, ohne daß eine 
Sittlichkeitsdelinquenz vorliegt. Auf sie werde ieb an einer Stelle meiner 
Ausführungen kurz zu sprechen kommen. Uns interessiert nur die Kastra­
tion von Sittlichkeitsdelinquenten aus medizinisch- kriminologischen und 
aus rein kriminologischen Gesichtspunkten. 
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Seit Kregsende bis vor wenigen lahren ist es in der Bundesrepublik 
Deutschland zu Kastrationen, auch auf freiwiUiger Basis, nicht gekommen, 
wenigstens ist darüber nichts bekannt geworden. Hier wirkte sich die 
durch das alli ierte Kontrollratsgesetz Nr. 11 ausgesprochene Aufhebung 
von §§ 42a Zifi. 5, 42k StGH aus. DieSe Bestimmungen hatten die zwangs­
weise Entmannung gefährlicher Sittlichkeitsverbrecher vorgesehen. Sie 
wurden nach 1945 aufgehoben. 

Bei der Benutzung der Worte Kastration und kastrieren bedeutet kastrie­
ren die Handlung, Kastration das Ergebnisl Entmannung umfaßt beides. 

Wir haben es nur mit der audl im Ausland weithin zulässigen freiwilligen 
Entmann.ung zu tun. Sie kommt in Betracht bei gefährlichen Sittlichkeits­
verbredJ.crn und solchen, die es zu werden drohen. 

Innerhalb des Vollzuges von Freiheitsentziehungen strafgerichtlimer Art 
sind zwei Fälle der freiwilligen Entmannung zu bedenken, die Entman­
nung .... ährend des Vollzugs eincr Strafe oder Maßregel der Sicherung 
und Besserung (Unt erbringung in einer Heil~ oder Pflegeanstalt oder in 
5kherungsverwahrungJ sowie vor de r Verurteilung während der Unter­
suchungshaA. 

B~ginnen wir mit dem Begehren der freiwilligen Entmannung in der 
UntersuchungshaA. Hier hat der Bundesgerichtshof mCHI mit einem Urteil 
vom 13. 12. 1963 3) einen schon durch einen Besmluß des OLC Hamburg IZ 
63, 37'1 vorbereiteten nellen W("g beschritten. In BGHSt. Bd. I, 66 (im 
Jahre 195 1) hat der BGH das Angebot der freiwilligen Entmannung in 
der Re. isionsinstanz nicht für wesentlich erachtet. Dort hat er zu dem 
ernstlidten Entmannungswunsch eines als gefährlidlcn Gewohnheitsver­
brecher verurteilten Sittlichkeitsdelinquenten, der mittel'! der Entmannung 
von der Sicherungsverwahrung befreit zu werden wünschte, ausgeführt , 

Dieser Wunsen kann die Sidlerungsverwahrung nid1t hindern. De nn 
trotz dieses \Vunsches ist es ungewiß, ob es zu einer Entmannung 
kommen wird. Es bleibt deshalb auch unsiche r, ob die vom Ange­
ldagten ausgehende Gefahr künftiger Sittlichkeitsverbrechen beseitigt 
wird. Eine bloß bedingte Möglichkeit aber, daß der Täter sich künf­
tig von ähnlichery Straftaten zurückhalten werde, reicht nidlt aU9, 
von der Anwendung der Sicherungsverwahrung abzusehen. 

Von d ieser Auffassung hat sien der BGH in der Entscheidung vom 13. 12 
1963 codern!. Dort hat er ein Strafkammerurteil segen einen notorischen 
Kinderschänder und Exhibitionisten zwar im Schuldspruch bestii tigt. aber 
im 5trafausspruch aufgehoben und die Sache an die Strafkammer zurüd<­
verwiesen, weil sich die Strafkammer mit dem Wunsch des Angeklagten. 
sich vor der Hauptverhandlung entmannen zu lassen, nicht auseinander-

31 IIbgedruckt in der IImtlichen Sammlung Bd. 19, S. 201 -NJW &1, 1\90. 
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gesetzt habe. Während der BGH in der älteren Entsrneidung eine Ent­
mannung während der UntersurnungshaA nirnt in Betrarnt zog, erschien 
ihm die Erwägung einer solchen Maßnahme während der Untersuchungs­
haft nunmehr unumgänglich. Er sagt: 

Der Angeklagte haUe dem Gericht schon vor der Hauptverhand­
lung mitteilen Jassen, daß er vorhabe, sich entmannen zu lassen. 
In seinem Schlußantrag hat der Verteidiger diesen Gesichtspunkt in 
anderer Einkleidung nochmals erwähn!. Das Landgericht hat sich im 
Urteil damit nimt auseinandergesetzt. Zur Aufklärung des Sadwer­
halts für die Strafzumessung wäre es auer erforderlich gewesen zu 
prüfen, ob dieses Vorhaben ernstgemeint uilld rechtlich zulässig war. 
Denn bei gerechter Strafzumessung kommt es neben dem Sühne­
zweck der Strafe darauf an, den Täter durch die Strafe von der 
Begehung weiterer Straftaten abzuhalten. 

Diese Oberlegung wirR zunächst die Frage auf: Ist die Entmannung ge­
eignet, neuen ähnlichen Straftaten vorzubcugen~ Das schien dem BCH 
bei der älteren Entscheidung offenbar zweifelhaft. Dort führte er aus, 
eine bedingte Möglichkeit, daß der Täter sicll von ähnlichen Straftaten 
zurückhalte, reiche nicht aus, um von der Ano.rdnung der Sicherungs­
verwahrung abzusehen. Das ist inzwischen etwas anders' geworden. Die bloß 
bedingte Möglichkeit hai durch die neueren örztlichen Erkenntnisse und 
die größere Bereitschaft der Chirurgen, einen solchen Eingriff von:uneh­
men, hohen Wahrscheinlichkeitsgrad erlan gt. Orientiert man sich hinsicht­
lich des Erfolges der Kastration an der Rückfallziffer, wird man ihr mit 
Langelüddeke') e ine Wirkung zubilligen, die mit keiner anderen Reak­
tion in diesem Maße erreicht wird. Die Hüddallq:uote liegt, wie es heißt, 
bei kastrierten Sittlichkeitsdelinquenten um 3°1o, Sie ist höher, je mehr die 
Persönlichkeit von ihrer Sexualität durdldrungen ist, geringer, wenn die 
Trieb-Entartung ein Ersatz für eine norm ale Trieberfüllung ist. Deshalb 
sind Homosexuelle, auch nach der Kastration, eher einem Rückfall aus­
gesetzt als z. B. Exhibitionisten. Zwar pflegt durch die Kastration der Trieb 
zu erlöschen. aber das schließt gerade bei Homosexuellen nidlt aus, daß 
sie sim an oder mit anderen Homosexuellen aus Gefälligkeit oder gegen 
Entgelt betätigen, auch wenn ihnen durch die Ka stration die Geschlechts­
lust daran abhanden gekommen ist Aum aus diesem Grunde ist bei Homo­
sexuellen die RückfallgefalH weniger stark vermindert als bei anderen 
kastrierten Sittlidlkeitsdelinquenten.Bei nicht kastrierten entlassenen Sittlidl­
keitsverbrechern beträgt die nüddallziffer 39°/ 0 , also mehr als das Zehn­
f8me (noch dazu ohne die erheblime Dunkelziffer, die bei den Nich(­
kastrierten simerlich höher ist als bei den Kastrierten); so Wilfried Rasm 

4) Die Entmannung von Silllichkeitsverbremern, Berlin, 1963. 
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in, Farnirztlime Behandlungsmethoden 5). Ahnlime Zahlen nennt Stürup 
in: Die 8ehandlung der Sexualkriminalität in Skandinavie.n 6), 

Von 147 kastrierten Delinquenten in Herstedvester (einer dänisrnen 
Vollzugsanstalt-d. VeTi.) wurden 5 (= 3,5% ) einschlägig rückfällig. 
13 (= 9,2% ) wurden in anderer Weise kriminell. Von 81 nicht 
kastrierten Insassen der Anstalt verübten 24 (= 29,6% ) neue Sill-
1i6keitsdelikte, während 17 (= 21 0/ 01 anderweitig sir affäUig wurden. 

In Avereesl, einer Anstalt in den Niederlanden, wurden VOll 237 zwisrnen 
1938 und 1956 kastrierten VerbredJern bei 22 keine zufriedenstellenden 
Ergebni&;e erzielt: 3 begingen wieder Siltlichkeitsverhremen, 2 wurden 
e rneuter Sexualverbredlen verdächtigt, während der Rest sich anderer 
krimineller Handlungen srnuldig machte. In Norwegen wurden von 102 
Kastrierten nur drei einschlägig rückfällig. Die ErfolgS2ahletl in dem West­
fäli schen Landeskrankenhaus in Eid:elborn sind nicht so günstig. Dort 
handelt es sich überwiegend um Homosexuelle. Die Zahl der dort Ka­
strierten ist aber zu gering, um zuverlässige Schlüsse zuzulassen. 

Im ganzen steht fest, daß mit Unlersdlieden in den Altersstufen Rückfälle 
bei nicht entmannten Siltlichkeitsverbrechern zehnmal häufiger vorkommen 
als bei entmannten. Eine Entmannung vor Vollendung des 25. lebens­
jahres hilten die Arzte keinesfalls für angezeigt, weil eine volle Ausrei­
fung derPersönlichkeit bis dahin nicht gegeben ist, ein Urteil, das übrigens 
auch für die sonstige Kriminalität nicht bedeutungslos ist. Bei Entmannung 
nach dem 30. Lebensjahr kann im allgemeinen mit Erlöschen der Ubido 
gerechnet werden. Demnach trifft der Satz der BGH-Entscheidung vom 
13. 12. 1963 zweifellos zu, 

Nach gegenwärtigen ärztlichen Erkt'nntnissen könnte die freiwillige 
Entmannung eine Wiederholungsgefahr u. U. ausschließen oder 
herabmindern. 

Aber kein Arzt wird sich ohne weiteres bereitfinden, lediglich auf Wunsch 
eines Betroffenen einen solchen Eingriff vorzunehmen. Der Eingriff gilt, 
wenigstens zur Zeit noch, als äußerstes Mittel, als ultima ratio. Deshalb 
muß ihm eine eingehende ärztliche Untersuchung und eine Erforschung 
der kriminellen Persönlichkeit vorausgehen. Der Eingriff wird in der gro­
ßen Mebrzahl der Fälle begehrt, um eine Milderung der Freiheitsstrafe zu 
erreichen und auch, um der Sicherungsverwahrung zu entgehen. In der 
Regel h~ndelt es sich deshalb um einen gefährlichen gewohnheitsmäßigen 
Sittlichkeitsverbrecher (§ 20 a StGB). Der BGH (! 963) sagt daher: 

Der Eingriff kann ärztlich von vornherein nur dann als geboten 
gelten, wenn andere Behandlungsmethoden keinen Erfolg verspre­
dlen (Psychotherapie, dlemische Verfahren). Aurn muß die Fähigkeit, 

5) in: Sexualität und Verbrechen, Hamburg, 1963. 6) ebd. 
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den Trieb zu beherrsmen. fehlen oder zumindest erheblich herab· 
gemindert sein. Dies muß sich in einschläg igen strafbaren Handlun­
gen gezeigt haben, oder es muß die dril1logende Gefahr bestehen. 
daß es zu solchen Handlungen kommt. Die Entmannung aus dem 
Verlangen, der normalen siuHchen Anstrengung zur Beherrschung 
des Geschlechtstriebes zu entgehen, ist unzulässig. 

In dem vom BGH behandellen Fall lag die erste Alternative (einschlägige 
strafbare Handlungen) vor. denn der Angeklagte war mehrfach wegen 
Erregung öffentlichen Argemisses vorbestraf!. In einem dieser Verfahren 
halle ein Sachverständiger ausgeführt, seil Anfang 1953 habe sich bei dem 
Angeklagten ein Hang zum Exhibitionismus ge2.eigt, der auf einer ab­
normen Geisteshaltung beruhe. Der Sachverständige bejahte deshalb schon 
damals Wiederholungsgefahr. Im Hinblick auf diese Vorgesdaichte hatte 
das Landgericht in dem neuen Verfahren den Allgeklagten auf seine straf­
rechtliche Verantwortlichkeit durch den Leiter des Instituts für Sexualfor­
sdlUng an der Universität Hamburg, Prof. Dr. Giese, untersuchen lassen. 
Dieser kam zu dem Ergebnis, es könne nicht ausgeschlossen werden, daß 
das Hemmungsvermögen des Angeklegten erheblich vermindert sei. Das 
bedeutete. daß die Voreussetzungen von § 51 Abs. 2 StGB (vermindert e 
Zurechnungsfähigkeit) zwar nicht erwiesen waren, eber euch nicht verneint 
werden konnten. Eine solche Sadllage drängt, so meint der BCH. die 
Frage auf. ob sich nicht an der Strafzumessung etwas ändere. wenn das 
Anerbieten des Angeklagten venvirklicht würde, sidl freiwillig entma nnen 
zu lassen. Bei dem hohen Wahrsdleinlichkeitsgrad des Erfolges dieses Ein­
griffs habe die Strafe dann vorwiegend nur Vergeltungs-, aber kaum noch 
spezialpräventiven Charakter. Auch würde der Angeklagte dadurdl be­
kunden, daß er von Straftaten dieser Art abrüdc.e und das ihm Mögliche 
tue, um sich von dem entarteten Trieb zu befreien. Aus beiden Grunden 
komme dann möglicherweise eine geringere Strafe und ein Absehen von 
der Sicherungsverwahrung in Betracht. In dem vom BGH entschiedenen 
Fall entfiel die Möglichkeit einer Unterbringung in einer Heil- oder Pflege­
anstalt. weil dafür das Vorliegen der Voraussetzungen von § 51 Abs. 2 
StGB hätte bejaht werden müssen. Das war nicht möglich, weil der Sach­
verständige nur gesagt hatte, es könne nicht ausgeschlossen werden, daß 
daß die Voraussetzungen von § 51 Abs.2 vorlägen. 

Die zweite Alternative des BGH-Urteils - ,oder es muß die drin gende 
Gefahr bestehen, daß es zu 90lroen Handlungen kommt' - zieh im Re­
reim des VoHzuges von Freiheitsentziehung auf den Fall ab, daß ein nirot 
einsdllägig vorbestrafter Triebtäter wegen einer solchen Tat einsitzt. Ob 
in diesem Fall bereits eine Ka!;trierung angezeigt ist. wird stark von dem 
ärztlichen Gutamlen abhängen. 
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Nun wären aber die Erfolgsaussicht und der Wunsm des Delinquenten, 
entmannt zu werden, belanglos, wenn die Entmannung rechtlich nicht 
zulässig wäre. Es ist möglich, daß ein neues Bundesgesetz die remtlidIen 
Vorausset~ungen auf eine neue Grundlage stellt. 1) Bis dahin gilt folgendes, 

Nach § H Abs. 2 des Gesetzes zur Verhütun g erbkranken Nllmwumses 
vom 14.7. 1933 in der Fllssung des Anderungsgesetzes vom 26.2. 1935 -
RGBI. I 773 - und vom 4. 2. 1936 - RCB\. I 119 - darf die Entfernung der 
Keimdrüsen bei einem Mann mit seiner Einwilligung vorgenommen wer­
den , wen] sie nllm amts- oder gerichtsärztlichem Cutllrnten erfordE'rlich 
ist, um ihn von einem entllrteten Geschlechtstrieb zu befreien, der die 
Begehung weiterer Verfehlungen i. S. der §§ 175-178, 183, 223-226 StGB 
befürchten läßt. Diese Vorschrift ist in Bllyern aufgehoben, in Hessen vor­
läufig außer Kmfl gesetzt, in andem Ländern ist es zweifelhaft, ob sie noch 
gilt. Bei dieser l.8ge empfiehlt es sich nidlt, mit dieser Vorsmrift als Rechts· 
grundlage für die Zulässigkeit der Entmannung zu arbeiten. Der BCH hat 
deshalb, \'on Bundesebene betrachtet, von der Anwendung des § 14 Abs. 2 
a. a. Q. abgesehen und geprüft, ob das Grundgesetz und das StGB einer 
freiwilligen Kastmtion entgegenstehen. In Froge kommen Art. 1 CG (Schutz 
der Men!dtenwürdel und Art. 2 {Grundrecht auf körperlime Unversehrt­
heitl sowie dle Vorschrift des § 226a StGB, 

Wer eine Körperverletzung mit Einwilligung des Verletzten vor­
nilllmt, handelt nur dann rechtswidrig, wenn die Tat trotz der Ein­
willigung gegen die guten Sitten verstößt. 

Nur dann kommt bei der Kastration ein Verstoß gegen Art. 2 GG und 
das StGIl in Betracht. Eine Kastration, die ohne die Einwilligung des Be­
troffenen vorgenommen wird, ist eine schwere Körperverletzung i. S. von 
§ 224 StGIl; sie hat den Verlust der ZeugungsfähIgkeit zur Folge. Da diese 
Folge beabsichtigt ist, wird die Tat nach § 225 StGB mit Zuchthaus von 
zwei bis lehn lahren bE'droht. Es kommt demnach entscheidend auf die Ein­
willigung an. Aber sie allein genügt nicht. Trotz der Einwilligung wäre die 
Entmannung sittenwidrig, wenn nicht ein Sexualdelikt den Anlaß böte und 
außerdem entweder einschlägige Vorstrafen vorlägen oder wenigstens die 
dringende Gefa.hr bestünde, daß es künftig zu ähnlichen Sexualdelikten 
kommen könnte. Bei diesen Voraussetzungen für die Anwendung des äu­
ßersten Mittels darf, wie der BGH sagt, die Kastration nicht isoliert betrachtet 
werden. Vielmehr muß der Zustand nach dem Eingriff mit demjenigen 
vor ihm in Para.llele gestellt werden. Die Wahrsmeinlichkeit ständiger Rück­
fälligkeit infolge der iiberstarken Triebentartung mit dem Unvermögen, 
lIusreichende Hemmungsvorstellungen zu entwickeln (§ 51 Abs. 2), bringt 
den Betroffenen in die Situation, viele lahre seines l.ebens im Strafvoll-

7) Bis jet!! liegt, wie man hört, im Bundesjuslizministerium erst ein vorläufiger 
Refere,1tenentwurf für ein Kastrationsgeselz vor. 

199 



zug und ähnlichen Institutionen zuzubringen. !Cann er davor mit seiner 
Einwilligung durch Kastration bewahrt werden, so dient diese der Men­
schenwürde, widerspricht ihr jedenfalls nimt. 

Zu der Einwilligung ist nun vielerlei zu erwä gen. Die Ernstlichkeit der 
Einwilligung kann nimt dadurch in Frage gestellt werden, daß es dem 
Gefangenen in Wahrheit nur darum gehe, entlassen zu werden . Mit Recht 
sagt hierzu OLG Stuttgart in NJ\V 68, 11 69, .Aud) wer einen Erfolg (die 
Kastration) nicht um seiner selbst willen, sondern deshalb erstrebt. weil er 
ohne ihn nicht zu dem gewünschten weHeren Ziel (der Endassungl gelan­
gen könnte, will den Erfolg ernstlich.' - In rechtserheblidler Weise ein­
willigen kann nur der, der die Sam lage in allen wesentlichen Aspekten 
übersdJ.aut und zu beurteilen vermag. Selbst einem Sdtwamsinnigen 
mäßigen Grades kann die Bedeutung des Sdtriltes klargemarnt werden. 
Es ist ärztlich zu prüfen, ob ihm die Bedeutung auf Grund ärztlicher 
Belehrung klar geworden ist. Ist der SdJwamsinn smwereren Grades 
oder liegt eine andere, in der Wirkung auf die GesmäAsfiihigkeil gleim­
wertige geistige Störung vor, so ist der Betroffene einer Einwillillung nidlt 
fähig. Kann dann die Einwilligung durch einen Fersonensorgeberech ligten 
- Ellern, uneheliche Mutter, Vormünder usw. - ersetzt werden '1 Diese Frage 
ist zu bejahen, wenn es sich um eine zweifelsfrei medizin ische Indikation 
handelt, also z. B., wenn nach einem Unfall oder wegen Krebs oder einer 
sonstigen Krankheit die Entfernung der Keimdrüsen bei dem geschäftsun­
fähigen oder besdlriinkt gesmäfisfähigen Betroffenen medizinisch angezeigt 
(indiziert) wäre. Die Frage ist ebenso klar zu verneinen, wenn es sich nur 
um eine kriminologische Indikation handelt, also wenn ein sonst geistig intak­
ter Mann nam einsdllägigen Sittlimkeitsdelikten nun wegen erneuter Be­
gehung einer solch en Tat für e ine Entfernung d€r Keimdrüsen in Betradlt 
kommt Wenn er seine Einwilligung nicht gib t, kommt ihre Ersetzung 
durch einen Vormund oder sonstigen Personensorgebererntigten nimt in 
Betnmt. Das würde auf eine zwangsweise Entmannung hinauslaufen und 
den Vormund mit einer unzumutbaren Verantwortung belasten. 

Nun gibt es aber viele Fälle, und sie bilden wohl die Mehrzahl, die zwi­
schen diesen beiden Polen liegen, bei denen sowohl medizinisdle wie 
kriminologisme Gesichtspunkte im Spiel sind. Die Tendenz geht dahin, 
den medizinischen Krankheitsbegriff zu erweitern und z. B. eine zu einer 
Sucht ausgearlete Betätigung des Sexualtriebes und besonders eines ab­
artigen Triebes als krankhaft (psydlisrn krankhafll und damit einer Heil­
behandlung bedürftig anzuerkennen. Hier sind die Grenzen flüssig. Es ist 
im Einzelfall fachiirztlich zu entscheiden, ob der durch den entarteten 
Geschlechtstrieb hervorgerufene Zustand Krankheit genan nt werden darf. 
Giese nannte solche Triebtäter Lustkranke, die der Heilbehand!ung, not­
falls in Form der Kastrierung, bedürfen, vorausgesetzt, daß sie in rechts­
erheblirner Form eingewilligt haben. Eine Ersstzeinwilligung durrn einen 
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Persone:lsorgeberemtigten kommt aum hier höchstens für den Ausnah­
mefall in Betracht, daß die Trieb-Entartung die Geschäßsfähigkeit aufhebt. 

Der BCH brauchte sim in dem Urteil vom 13. 12. 1963 nidll näher mit 
dem Fngenkomplex ,Einwilligung' zu besmäßigen, weil eine rechtser­
hebliche Einwilligung des Angeklagten bedenkenfrei vorlag. Im übrigen 
sagt das Urteil zur Frage des KrankheHswertes des entarteten T riehes: 

Beeinträchtigt ein an sim äußerlich gesundes Orga n. gleichViel 
welches, allein oder im Zusammenhang mit andere n Organen oder 
Körperfunktionen den Gesamtorganismus schwer, so liegt, jedenfalls 
im Remtssinn. soweit die Prüfung nach § 226a StGB in Betracht 
kornrni, ein Krankheitszustand vor. dessen etwaige Behebborkeit 
ärz tlich zu prüfen ist. Ist die Ursache der Störung organisch niebt 
zu belegen. so steht ein solcher Zustand nach der Rechtsprechung 
des BCI-I (ßd. 14.30- N1W 60,1393) bei entsprechender Schwere 
einer Krankheit im ärztlichen Sinne gleich. Kriminalpolitische Zwek­
ke könnten für sich allein einen solchen Eingriff nid1l rechtfertigen. 

Soweit der BCH. Das bedeutet. daß die Kastration nad1 Ansicht des 4. 
Senats des BGH gegen die guten Sitten verstößt. wenn fmf diese Weise 
n icht eine Heilbehandlung eines krankhafl:en Zusta ndes erfolgt. Ein Trieb­
täter. der seinen Trieb beherrschen könnte, wenn er sich g",hörig an­
·strengte, der also nicht krankhaft gestört ist, kann durch seine Einwilligung 
in die Kastration deren Siltenwidrigkeit i. S. von § 220a nicht beseitigen. 
Wir werden sehen, daß diese wichtige Einsduänkun g in dem später zu 
erörternden Beschluß des OLG Frankfurt aus 1966 fa llen gelassen ist. 
Man bewegt sich hier auf einem schmalen Grat. Denn schon werden 
Stimmen laut, die meinen, es komme nur auf die Einwilligung anl die 
Kastration mit Einwilligung verstoße überhaupt nicht gegen die gute n 
Sitten. 

Viel Kopfzerbredlen macht die Frage der freiwilligkeit der Einwill igung. 
I-lier halte die Praxis der Vollzugs- und Vollstreckungsbehörden immer die 
stärksten Bedenken, weil die Situation des Gefangenen, der auf diese 
Weise die Freiheit sofort oder bald zu erlangen hofft, die Freiwilligkeit 
mit einigem Zweifel umgibt. Wer frei und von keinem Strafverfahren 
bedroht ist, wird nicht so schnell zu einem solchen Entschluß kommen 
wie ein Gefangener. Trotzdem mtlcht im allgemeinen die Tatsache, daß 
der Antragsteller in Strafhaft oder in Sicherheitsverwah rung ist, seinen 
Entschluß. sich entmannen zu lassen, nicht zu einem unfreiwilligen, weil 
fast jeder Entschluß auf ein",r Abwiigung von Wahlmöglichkeiten beruht. 
Aber, ob Cefangenero~er nicht, immer ist Voraussetzung einer freiwilligen 
Einwill i~ung eine genaue Unterridltung über die ta tsächlichen und mög­
lichen Folgen und die nicht unbedingt völlige Sicherheit der Vcnneidung von 
Rückfällen. Der BCH hält aber Freiwilligkeit auch bei Gefangene n. sogar 
bei Untersuchungsgefangenen für möglim . Er sagt: 
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Unerläßliche Voraussetzung der Einwilligung ist es, daß der Betref­
fende eine zutreffende Vorstellung von der Tragweite des Eingriffs 
haI und daß er über die Erfolgsaussichten und etwaige Neben­
folgen vnrher ausführlich, sachkundig und v erständlich unterrichtet 
worden ist. Sollte sidl dE'T Angeklagte in Untersuchungshaft befin­
den, so würde dies die Freiwilligkeit der Einwilligung nicht ausschlie­
ßen, sofern sich das Gericht überzeugt. daß er die Entmonnung 
ernsthaft wünscht. Bei der Beurteilung der Freiwilligkeit einer Ent ­
schließung muß die stets vorhandene Abhängigkeit von mitspre­
chenden äußeren Bedingungen berücksichtigt werden. leder Entsthluß 
beruht auf ir~endwelmen mitwirkenden (jm~tii.nden und erstrebt 
meist einen Zweck. Doher konn aurn ein Häftling unter rcdlts­
staatlichen Verhältnissen mGH 4,118 - NIW 53,1072) freiwillige Ent­
smlüsse fassen. Der anerkannte Sühnezweck der Strafe beruht ge­
radezu darauf, daß der Bestrafte das Strafübel nidll nur gezwunge­
nermaßen erträgt, sondern kroft freien, unerzwingbaren sittlimen 
Entschlusses als gE'redlt hinnimmt und seine Tat auf diese Wcise 
sühnt. Daher wäre es kein unfreiwilliger Entschluß, wenn der~An­
geklagte die Enlfernung der Keimdrüsen aucll deshalb wünsdlte, 
weil er damit rechnete, daß er dann nicllt mehr durch Sirafe von 
der Begehung weiterer Taten abgehalten und daher weniger streng 
bestraft zu werden brauenie oder, wenn er künRig zu befürchten­
den, noch strengeren Straf- oder Sicherungsmaßnahmen vorbeugen 
will. Solche Bestrebungen, wenn sie ernsthaft sind, müssen auch im 
Strafverfahren ernstgcnommen werden, weil die Bestrafung nicht 
nur sühnen, sondern auch künRigen Strafverstößen vorbeugen soll. 

Soweit der BGH mit dem Verlangen des Angeklagten, seine Tat zu süh­
nen, d. h .. wie der HGH sagl, kraft freien unerz\\lingbaren siulichen Ent­
schlusses die Strafe oder Maßregel als gerecht hinzunehmen, die Freiwil­
ligkeit der Einwilligung in die Kastrierung zu belegen sucht, so ist diese 
Argumentation reichlich idealistisch; denn eine so geartete Sühnebereil­
schaft ist ein innerer Vorgang, der ebenso gul ..... ahr wie vorgespiegelt sein 
kann , und findet sig} außerdem nur bei einem kleinen Teil der Täter. 
Norm81erweise kann man nur erwarten, daß der Täter abwägt, welches 
der beiden Obel ihm das geringere dÜnkl. Allerdings ist die Kastration 
nidlt nur ein Obel; sie hat auch ihr Gutes. Mandler Täter ist dann 
nicht mehr Sklave seines übersteigerten oder entarteten Triebes. Ihm ist 
dadurch die Möglichkeit gegeben, diesen Trieb, soweit er überhallpt noch 
eingcschränkt besteht, zu beherrschen. Er ist wieder ein insoweit nidlt 
in seiner Verantwortlichkeit eingeschränkter Mensch. 

Die n<1 <.n der zitierten Stelle des BCH-Urteils bei jedem Entschluß existie­
rende .Abhängigkeit von entsprechenden äußeren Bedingungen- und sein 
Beruhen _auf irgendwelchen mitwirkenden Umständen" besteht bei der 
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Kastration während des schwenenden Strafverfahrens darin, daß der Gefan­
gene vor die VV ahl gestellt wird, sien entmannen :zu lassen oder eine hohe 
Strafe und sogar Sicherungsverwahrung oder Unterbringung in einer Heil­
oder Pf1e~eanstlllt zu riskieren. Es ist unzutreffend, aus dem Umstand, daß 
die meisten Entschlüsse aus einer Wahlmöglichkeit hervorgehen. zu schlie­
ßen, sie seien sämtlich freiwillig. Wenn ein Räuber _Geld oder Leben­
ruft oder ein Notzüchter einer überfallenen Frau androht. er werde sie 
umbringen, wenn sie sich ihm nicht hingäbe. so ist da aurn eine W ahl­
möglichk~it, aber sicher keine freiwillige Entschließung. Allerdings spielen 
sich diese Beispiele ofIensichtlidl nicht .unter remtsstaadichen Verhältnis· 
sen" ab. Aber auch bei der Alternative .Kastrierung oder drohende Siche­
rungsverll'ahrung" ist es doch gerade die Frage, ob es noch remtsstaat!ich 
zulässig ist, jemand vor diese V{ahl zu steUen. Denn es handelt sich nicht 
um einen der vielen alltäglichen Entschlüsse, bei denen es vergleidlsweise 
nicht so wichtig ist. ob man so oder so wählt. sondern um einen Entschluß, 
der für das restlime Leben eine unabänderliche Tatsache smafft. Voraus­
setzung für eine " .... ahl unter rechtsstaat!idlen Verhältnissen ist wenigstens, 
d,ß 

a) heide Obel feststehen; das ist nicht der Fall. solange das Strafverfahren 
nimt ahgesdJlossen ist; 

b) die Initiative nur von dem Betroffenen ausgeht; 
cl das Verfahren über ein solches Verlangen rechtsförmlirn geregelt ist. 

Die Situttion wird gut beleuchtet durch einen von Prof. Kloos. Göttingen, 
berichteten Fall, in dem ein Triebtäter auf die angebotene Möglimkeit, 
sich entmannen zu lassen, nicht einging, well er abwarten wollte. wie hoch 
die Strafe ausfiel. Als er " Jahre Zuchthaus bekam, erklärte er, diese hohe 
Strafe veranlasse ihn. nunmebr um Kastrierung nachzusuchen. Von da ist 
es nur ein kleiner Schritt zu einer Strafzumessung eines Strafkammerur­
teils. mit dem sich der 2. Strafsenat des BGH in einer neuen Entschei­
dung - 2 SIR 384/67 - FAZ vom 10. 11. 1967 - befaßt hat. Auch hier 
war einem Triebtäter die Möglichkeit einer Kastration angeboten worden 
und er hatte sie abgelehnt. Der Leitsatz der Entscheidung des BGH lautet , 

BEi einem homosexuellen Wiederholungstäter darf nicht strafschiir­
ferld gewertet werden, daß er sidl nicht durm einen ärztlichen 
Eirlgriff entmannen ließ. Der schwerwiegende Eingnff einer Entman­
nung muß, selbst wenn man ihn für zulässig hält, ganz der freien 
Entschließung des Angeklagten überlassen bleiben. Dem Betroffenen 
dürfen keine nflchteiligen Folgen daraus erwachsen, wenn er den 
Eingriff ablehnt oder ihm gleichgültig gegenübersteht. 

So weit ist es also schon gekommen. Eine Strafkammer hat keine Beden­
ken gebabt, die abgelehnte Entmannung als Strafsdlärfungsgrund in 
ihr Urteil hineinzuschreiben . Es läßt sien kaum eindrucksvoller die Zwei-
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felhaßigkeit der Freiwüligkeit des Entmannungsentschlusses während des 
schwebenden Strafverfahrens dartun . Der 2. Senat des BGH hai das in 
diesem Einzelfall zurechtgerückt, aber das Grundübel ist damit nicht be­
seitigt. Vielmehr ist die Freiwilligkeit der Einwilligung in eine Kastration 
während des schwebenden Strafverfahrens mit KrauseR) grundsätzlich zu 
verneinen. Deshalb sollte innerhalb des Strafverfahrens die Frage der frei­
willigen Enlmannung nur in Ausnahmefällen, etwa nach vorhergegangener 
klinischer Beobachtung auf den Geisteszustand nach § 81 StPO erörtert 
werden. Vielmehr sollte das Urteil des BGB Bd. I. 66 wieder als Richtschnur 
dienen. 

Der Druck des laufenden Verfahrens, das mögliche Ringen um Milderungs. 
gründe, die Ah\\'ehr angeblicher Tatumstände, die strafschärfend wirken 
könnten, die Beschaffung von Entlastungsmaterial. kurz alle die Bean­
spruchungen eines laufenden Strafverfahrens, sodan n vor a llem die 
Ungewißheit über das zu erwartende Urteil, die lähmend auf die für 
das künftige Dasein zu fassenden Entsdllüsse wirkt, verhindern eine ruhige 
Oberlegung und eine freie Entsmeidung des Kntralionsprojektes. Das hat 
sidl grundlegend geändert, wenn ein redllskräfliges Urteil vorliegt. Der Kampf 
um das Urteil ist beende!. Die quälende Vngewiß.heit über das Strafmaß ist 
vorbei. Die Gewichte der beiden Ube!, die es abzuwägen gilt, Slehen fest. 
Kein Zeitdruck belastet den Entsdlluß. Ruhiges Durchdenken der einge­
henden ärzllimen Informationen über alle denkbaren Folgen des schwer­
wiegenden Schrittes ist gewährleistet Auch die Unterrimtung der Ehefrau, 
\\'0 eine vorhanden ist, kann in ganz anderer Weise vorgenommen werden . 
Denn auch sie wird während eines schwebenden Verfahrens weit bedrän­
gender vor die quälende Wahl gestellt, ob sie sich zutraut, mit der zu 
erwartenden Impotenz ihres Mannes zu leben. Wenn das Urteil gespro­
dlen ist, weiß sie, wie lange sie ihn ohnehin entbehren müßte. Es kom­
men noch einige Gesichtspunkte unwesentlicherer Art hinzu, die gegen 
eine Entmannung während des laufenden Strafverfahrens sprechen. Nach 
Art. 6 Abs. 2 der Menschenremtskonvention wird bis zum gesetzlichen 
Nachweis der Schuld vermutet, daß der wegen einer strafbaren Handlung 
Angeklagte unsdlUldig ist. Es ist zu bedenken, daß die durdl eine Ent­
mannung während des Verfahrens vorgenommene Selbstzufügung eines 
Ubels einen großen Teil der gerichtlichen Strafe vorwegnimmt und ersetzt. 
Das ist mit der erwähnten gesetzlichen UnsdlUldsvermutung nicht recht 
in Einklang zu bringen. 

Weiterhin setzt die Kastrierung eines Untersuchungsgefangenen seine 
Verbringung in eine Krankenanstalt voraus. Dazu bedarf es der Zustim­
mung des Haltrichters nach Ne. 57 UVollzQ. Aber auch der Eingriff selbst 
bedarf seiner Genehmigun g, solange er geeignet sein könnte, den HaR­
zweck zu gefährden. Z. B. könnte durch eine Kastration, die ja den ge· 

8) Freiwilligkeit und Strafmilderung bei Kastration, Mscm. Krim. 1967, 24(t bes. 250. 
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samten flSymosomatischen Zustand des Angeklagten verändert, eine etwa 
notwemlige andere iirztlime Untersuchung (Z. B. auf den Geisteszustand 
zur Zeit der Tat) erschwert werden. 

Und srnließlim: Wer trägt während der UntersuchungshaR die Kosten des 
Eingriffs, der Nachbehandlung usw.1 Wenn es sich um eine Heilbehand­
lung handelt, wie sie das BGH-Urteil vom 13. 12. 1963 für die Zulässig­
keit des Eingriffs voraussetzt, kommt während der Untersuchungshaft die 
Vollzug,anstalt als Kostenträger in Frage. Dem könnte entgegengehalten 
werden, daß die Vollzugsan stalt nur zur Behandlung von Krankheiten im 
ärztlichen Sinn verpflidltet ist und überdies der Eingriff im Interesse des 
Betroffenen auf dessen Wunsch erfolgt, so dllß man ihn selbst als ver­
pflichtet ansehen muß, die Kosten zu trllgen. Der Gefangene selbst wird 
dem entgegenhalten, er erspare durch seinen schwerwiegenden Selbst­
hilfe-Akt zur sozialen Wiedereingliederung der Justiz die Kosten für viele 
Hafhage. SdlieSlich kommen noch die Krankenkassen und die Sozialäm­
ter als K:ostenträger in Betradlt, letztere unter dem m. E. entscheidenden 
Gesicht>punkt der Hilfe für Gefährdete (§ 72 des BundessozialhiHegesetzes). 
Die zwedmäßigste Lösung der Kostenfrage wäre m. E. de lege (erenda auf 
der Basis von § i3 Abs. 2 des in seiner Gühigkeit umstrittenen Erbge. 
sundhe~sgesetzes zu sudlen. Z. Z. si nd es wohl im wesentlichen die 
Landessozialämter, welche die Kosten der Kastration von Untersuchungs­
gefangeoen und bedürftiger nichtinhaflierter Sexualdelinquenten überneh­
men. SElbstverständlich ist zuständig dlls Landessozinlamt des Wohnsitzes, 
nicht das des Ortes der begangenen Tat. 

Ober die Zulässigkeit und Voraussetzungen einer freiwilligen Entmannung 
während des Vollzuges einer Freiheitsstrafe oder einer mit Freiheilsentzie­
hung vtrbundenen Maßreg('1 der Sicherung und Besserung ist eine Ent­
scheidu~g des Oberlandesgerichts Frankfurt vom 11. 10. 19669) ergan gen. 

Sie hat zum Gegenstand das Verlangen eines Sicherungsverwahrten, eines 
Triebve-brechers, entmannt zu werden. Die VoHzugsbehörde hat dem 
Verlan@en, dessen Ernsthafligkeit der Antragsteller durch einen mißglück­
ten, aber durdlaus zielstrebig unternommenen Versum, sich selbst zu 
kastrieren, unterstrichen hatte, nicht stattgegeben, weil 

a) eine gesetzliche Ermächtigung, einen solchen Eingriff innerhalb einer 
VoUmgsanstalt vorzunehmen, in Hessen nicht bestehe, 

h) eine Beurlauhung aus der Sidlerungsverwahrung zum Zwedce der Vor­
nahme einer Kastration dem Zweck der Sicherungsverwahrung wider­
spreme. 

Auf dem hi~rgegen gerichteten Anfrag auf geridltliche Entscheidung gemäß 
§§ 23 H. EGGVG hat das OLG Frankfurt entschieden: 

9) abgedruckt in der Beilage zum. Vollzugsdienst" Nr. 3/67, S. 15 f. 
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I. Der Zweck der Sicherungsverwahrung besteht darin, die Allge­
meinheit vor dem Täter nach Verbüßung der Strafe zu schützen. 
läßt sich dieser Zwm durch eine weniger einschneidende Maß­
nahme als die Sicherungsverwahrung erreimen (z. B. durch besondere 
Auflagen), so ist auch in einem solchen Fa.lI der Zweck der Unter­
bringung erreicht, und der Betroffene hElt einen Rechtsanspruch 
darauf, unter Anordnung derartiger Maßna.hmen bedingt entlassen 
zu werden (OLG Düsseldorf, NJW 59, 830>. 

2. Aufgrund des allgemeinen Ziels des StraJen- und Maßregel voll­
zugs, den Red1tsbrecner wieder in die GeseLlsdlaA einzugliedern, hat 
ein Sicherungsverwahrter einen Redmanspruch darauf, daß ihm die 
Möglichkeit zur Schaffung dieser Voraussetzungen eingeräumt wird, 
wenn sie remtlich zulässig und für die Vollstreckungsbehörde zu­
mutbar ist und wenn dadurch der Zweck der Sidlerungsverwahrung 
erreicht wird. 

3. Ein Sicherungsverwahrter hat daher bei Vorliegen folgender Vor­
aussetzungen einen Rechtsanspruch auf Kastration (Entfernung der 
männlichen Keimdrüsen): 
a) Der nach einhelliger Rechtssprechung ffiGHSt 1,66; 19,201; OlG 

Hamburg lZ 63, 374) materieUrechtlich zulässige operative Ein­
griff muß im konkreten Fall das einz:ige erfolgversprechende 
ärztliche Mittel sein, um den Betroffenen von einem abartigen 
Geschlechtstrieb zu befreien. 

b) Der Eingriff darf lediglich aufgrund einer redltlich erheblichen 
Einwilligung des Betroffenen vorgenommen werden; eine solche 
Einwilligung liegt nur dann vor, wenn der Betroffene infolge 
sorgfältiger ärztlicher Belehrung eine zutreffende Vorstellung von 
der Tragweite des Eingriffs hat ; sie wird durch Willens- oder 
Denkslörungen ausgeschlossen. An die Prüfung der Freiwilligkeit 
sind aufgrund des Vollzugs der Unterbringung strenge Anforde­
rungen zu stellen. 

e) Der Vollzugsbehörde muß es zugemutet werden können, die 
Kastration des Betroffenen zu ermöglichen. Zumutbar ist dies dann, 
wenn der Eingriff innerhalb des Vollzugs (im Anstaltskranken­
haus) durchgeführt werden kann. 

Den Rechtsanspruch stützt der Senat auf NI. 57, 244 Abs. 2 DVollzO. Im 
übrigen folgt der Beschluß weitgehend dem bereits vorgetragenen Urteil 
des BCH in ßd. 19,201 ff. Nur den Ausführungen des BCH darüber, daß 
eine überstarke oder abartige Triebhaftigkeit, die zu Sittlichkeitsverbrechen 
führt. krankhaft sei, folgt das üLG nicht. Es sagt, 
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Behebung einer Krankheit handelt, wie BCH Bd. 19, 201 o.usführt, 
mtg zweifelho.ft sein, ko.nn o.ber dahinstehen, weil o.us Gründen der 
guten Sitten kein Einspruch dagegen erhoben werden kann, daß ein 
Rechtsbrecher mit einer derartigen Veranlagung skh mit Hilfe der 
Kastration von einem abartigen Trieb und den do.mit verbundenen 
sozio.len und psyrnismen Belastungen befreit. do.durrn insoweit nicht 
mehr o.ls Rechtsbrecher in die Erscheinung tritt und so der Gefahr 
dauernder SV oder weiterer Bestufung entgeht. 

Damit verläßt das OlC Frankfurt die Grundlage, an der BGHS!. Bd. 19. 
201 festhält. Nach ihr handelt der Arzt, der den Eingriff vornimmt. nur 
dann nicht sittenwidrig. wenn er damit eine Heilbehandlung (einet durch 
enlspremem:le Straftaten bewiesenen überstarken oder entarteten Trieb­
haftigkeit, unter der der Betroffene leidet) vornimmt. Von großem prakti­
smen Wert dürfte diese Differenz nicht sein; in dem vom OlG Frankfurt 
entschiedenen Pali litt der Betroffene unter seiner Veranlagung mindestens 
so stark, wie es in dem Fall des BGH-Urteils gefordert erscheint. Theore­
tisch sind aber Konsequenzen denkbar, die wohl erwogen werden müssen. 
Sieht man von dem Erfordernis eines Zustandes von Krankheitswert ab. 
so nähert man siln der Ansicht, die Kastration sei allgemein zulässig, 
wenn mu eine remtserhebliche Einwilligung des Betroffenen vorliegt. Es 
wird interessant sein, zu erfahren. wie sich der künftige Gesetzgeber zu 
dieser Frage stellt. 

In der Frage, wer die Kosten einer freiwilligen Kastration während des 
Vollzu~s einer Strafe oder Maßregel der Sicherung und Besserung zu 
tragen hat. gibt es keinen ZweifeL Es handelt sich dann um eine reso­
zialisierende Vollzugsmaßnahme ärztlicher Art, die in einer öffentlilnen 
Krankenanstalt oder auch in einer vollzugseigenen chirurgischen Kranken­
anstalt vorgenommen wird. Die Kosten trägt die Vollzugsbehörde, es sei 
denn, es werde dem Gefangenen gestaltet, auf eigene Kosten einen be­
ratenden Arzt hinzuzuziehen. Das setzt voraus, daß der Gefanllene die 
Minel hierfür hat und sich vorher 9chrifilich verpflichtet, die Kosten des 
beratenden Chirurgen bis zu einem zwisenen diesem und dem Gefangenen 
ebenfal l~ vorher zu vereinbarenden Betrag als Höchstbetrag zu begleimen. 
Dieser Betrag wäre in der Zahlstelle auf dem Konto des Gefangenen zu 
sperren (Nr. 118 Abs. 3 DVollzO). 

Im bin nicht der Meinung, daß durch die Verschiebung einer Entmannung 
aus der Zeit des Strafverfahrens in die Zeit des Strafvollzuges der Betrof­
fene benamteiligt wird. Bis jetzt ist es nicht völlig sicher, ob der Trieb 
durch den Eingriff soweit zuriic:kgedämmt wird, daß kein einschlägiger 
Rückfallvorkommt. Die Wirksamkeit des Eingriffs kann erst nach etwa halb 
jähriger Beobachtung und Nachbehandlung än:tlicherseits mit ziemlicher 

207 



Sicherheit festgestellt werden. Es geht nicht an. eine Untersuchungshaft 
aus diesem Grund fortdauern zu lassen. Auch were es sicher in den mei­
sten Fällen bedenklich, den Angeklagten für die Operation und die Zeit 
der Beobachtung und Nachbehandlung in Freiheit zu setzen. Während des 
StTafvoUzugs läßt sich das alles sachgemäß und ohne Zeildruck abwickeln. 
Wenn dsnn in aller Sorgfalt festgestellt ist, daß der Verurteilte keine Gefahr 
für die Allgemeinheit darstellt, kommen die gesel zlkh oder im Wege der 
Gnade vorgesehenen Möglichkeiten zur Abkürzung der Strafe oder der 
Maßregel in Belradlt. Außerdem ist folgendes wichtig, Der Eingriff ver­
ändert die psychosomatische Verfassung des Betroffenen belrämtlich ; er 
hat möglicherweise körperliche oder seelische Sdtwierigkeiten. Bei vorzei­
tiger Entlassung aus dem Strafvollzug oder aus einet Maßregel kön nen 
besondere Pflichten auferlegt werden. Hier ist an eine überwachende Be­
treuung der Betroffenen durch ärztlime [nstanzen zu denken. 

Als Leiter einer Untersuchungshaftanstalt würde ich also im Rahmen des 
Zulässigen dahin streben. die Kastrierung eines Untersuchungshäftlings 
möglichst zu vermeiden. Viel kommt dabei auf d en Arzt der Anstalt an. 
Er hat den Gefangenen, der einen salmen Wunsrn äußert. über die Trag­
weite eines derartigen Eingriffs zu belehren. und z;war verhandlungssmrift­
lim. Er muß sich zu der Frage äußern, ob nicht andere triebdämpfende 
Mittel ausreichen und ob er sich bereits in der Untersuchungshaft ein Ur­
teil darüber bilden konnte, ob der Angeklagte bei gehöriger Anstrengung 
nleilt in der Lage ist, sich wenigstens so weit zu beherrschen. daß krimi­
nelle rriebtaten unterbleiben, ferner ob der Untersuchungsgefangene in 
der ungewissen. ihn bedrückenden Situation der Untersuchungshaft über­
haupt in der Lage ist. eine remtlich erhebliche Einwilligung zu geben. und 
wenn ja. ob der Arzt eine in solcher Situation abgegebenen Einwilligung 
als freiwillig ansieht. Nach meiner Meinung können während der Unter­
sudlUngshaft diese Fragen nur in dem Sonderfall angemessen abgeklärt 
..... erden. wenn der Untersuchungsgefangene gemäß § S I SIPO zur Unter­
suchung auf den Geisteszustand in einer Heil- oder Ptlegeanstalt oder einer 
psyrniatrismen Klinik bis zu sechs Wochen unter gebramt wird. 

Im Strafvollzug dagegen scheint mir die Situation wesentlich entspannter 
und die Aussicht für eine zutreffende Beurteilung von Willenskraft und 
Triebstärke. von Ernsthaftigkeit der Einwilligung, von der Einwilligungs­
fähigkeit und ihrer Freiwilligkeit unvergleichlich besser zu sein als wäh­
rend der Untersumungshaft. 

Auf einen Punkt muß schließlich noch hingewiesen werden: Wenn der 
Triebtäter. der entmannt zu werden wünscht, verheiratet ist (oder auch in 
einem eheähnlichen Verhältnis lebO. sollte eine ElJtmannung nur ins Auge 
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gefaßt werden, wenn der Antragsleller und dann aum ein erfahrener Arzt 
die Frau über die Folgen des beabsimtigten Eingriffs aufgeklärt und mög­
liehst ihr Einverständnis herbeigeführt haben. Sie muß wissen, daß ihr 
Mann dann wahrsdleinlich nicht mehr fähig ist, den ehelichen Verkehr 
auszuüben oder auch Ersatzhandlungen mit Lust vorzunehmen. Entspre· 
chendes gUt, wenn der Entmannte etwa beabsichtigt, eine Ehe einzugehen; 
die Frau muß vorher wissen, was ihr versagt hleibt. 

Daß auda der Antragsteller selbst genau unterrichtet werden muß, welche kör­
perlichen und geistig-seelischen Folgen die Kastration hat oder haben kann, 
soll hier noch einmal unterstrichen werden, weil die insoweit zu headltenden 
Fönnlichkeiten im Rechtsgebiet der Bundesrepublik noch nicht hinreichend 
abgeklärt sind. Schriftliche AntragsteIlung, schriftliches Bekenntnis über die 
ärztliche Belehrung und über die Aushändigung eines entsprechenden Merk­
blattes sollten unabdingbare fonneIle Voraussetrungen für den Eingriff sein. 
Hier auf Bnheitlichkeit hinzu wirken scheint mir auch eine der Aufgaben der 
geplanten bundesgesetzlimen Regelung zu sein. Wärnend z. B. aLG Stutt­
gart NIW 68, 1169 darüber hinwegsieht, daß ein Antragsteller es ablehnt, den 
Empfang eines Merkblattes über die Entmannung und ihre Folgen schriftlich 
zu bestäugen, weil er nach Ansieht des Senats hierüber aufgeklärt ist, sagt eine 
Entscheidung des aLG Hamm vom 16. 11. 1967 - I V As 109/67 -, es sei 
ein legitimes Interesse der Vol1zugsbehörden, durch die besondere Form der 
Zustimrr.ungserklärung (zu der Kastration) die Voraussetzungen eines voll· 
gültigen Nachweises dafür zu schaffen, daß sich der Betroffene in uneinge­
schrän~r Kenntnis der Folgen frei zu diesem Eingriff entschlossen hat. 

Die Arbeit beschränkt sh:h, soweit wie möglich, auf die rechtlichen und 
!lozialen Gesichtspunkte, die bei der freiwilligen Kastration bedeutsam sind. 
Die eigentlichen ärztlichen und medizinischen Aspekte bleiben ärztlimer 
Darstellung vorbehalten. 
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Masturbation unter Freiheitsentzug 
.Is pädagogisches Problem 

von Harald Kahne 

Wenn im folgenden die Masturbation") im Jugendalter und ihre besondere 
Problematik im Zusammenhang mit Freiheitsentzug erörtert wird, dann ge­
schieht dies mit der Absicht. zum tieferen Verständn is der scclisdlen Situation 
des jungen Rechtsbrechers beizutragen und darüber h inaus einige erzieherische 
wirksame Vollzugsmaßnahmen i. S. des § 91 JGG aufzuzeigen. Dabei beschrän­
ken wir uns auf männlime Jugendlidle und Heranwachsende, weil - abge­
sehen von ihrer zahlenmäßigen Bedeutung gegenüb er dem weiblichen Täter­
anteil - die gefühlsmäßigen Grundlagen und erzieherischen Konsequenzen 
des männlichen Masturbationsverhaltens skh von den entsprcdlCmden Bedin­
gungen bei weiblichen InhalIierten in wesentlichen Z ügen untersrneiden. 

I. 

Bei der Masturbation handelt es sich nonnalerv.·eise um eine Verhaltensform, 
die aufs engste mit dem Jugendalter, d. h. der Reife7.eit im Rahmen der kör­
perlich-seelischen Entwicklung des Menschen verknüpft ist. Die mit Abschluß 
der Kindheit einsetzende Reifezeit bedeutet für den jungen Mensmen eine 
Begegnung mit mannigfaltigen und bis dahin unbekannten Problemen. die 
diesem Zeitabschnitt häufig kriscnhafte Züge verleihen. 

Besonders die ersten Stufen des Jugendalters (Vorpubertät Pubertät) beinhal­
ten den Zwang zur Auseinandersetzung mit neuartigen Erlebnisformen, die 
ganz vom·iegend aus der veränderten körperlichen Situation zu verstehen 
sind. Im Mittelpunkt der physischen Reifung steht - neben schubartiger Zu­
nahme des Längen- und Breitenwachstums. Entwiddung der Reifezeichen, 
Stimmwechsel - die Ausbildung der mit dem Geschlcchtsbereich zusammen­
hängenden körperlichen Merkmale und Funktionen. Entsprechend finden wir 
im seelischen Bereich eine heftige Steigerung des Geschlemtstriebes. Im Un· 
tersmied zur vorherigen kind1imen Situation stellt dieser Trieb nunmehr einen 
eigenständigen Persönlichkeitsbercich dar. dessen Dynamik an dieGcschlechts­
organe gebunden ist und dessen Zielrichtung zunehmend auf den andersge­
schlechtlichen Mitmenschen hin festgelegt wird. 

In der so veränderten Situation des beginnenden Jugendalters - 1. J. Rousseau 
sah in ihr die .zweite Geburt · - steht der junge Mensch unserer zivilisato­
rismen Homkultur in einem nicht zu unterschätzenden Konflikt, einerseits 
drängt es ihn, sich angesichts der erreimten FortpfJanzungsfähigkcit in biolo· 
gisch zwedtvoller Weise geschlechtlich 'ZU betätigen. andererseits untersteht er 
den geltenden sozialen Verhaltensnonnen. repräsentiert dUldl die Erwartungen 
von Elternha.us, SdlUle, kirchlichem Einflußbereich ete .. nach denen vorehe-

• Masturbation (laI.), Onanie. geschlec:htlic:he Selbstbefriedigung 
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liehe Intimbeziehungen, noch dazu bei Jugendlichen, unzuläss ig sind. Die für 
uns geradezu selbstverständlirnen Reifungskrisen des Jugendalters sind im we­
sentlichen als Zivilisationsphänomen zu verstehen. Kultura nthropologische 
Untersumungen hilben gezeigt, daß unter bestimmten Kulturen, denen jeg­
liche Fonn der Tabuisierung oder Reglementierung im Geschlechtsbereich un­
bekannt ist. die Reifezeit ohne die in der westlichen Gesellschaft üblichen 
Spannungen im Verhalten der Jugendlidlcn (z. B. erhöhte Gefühlstabilität, 
Auflehnung gegen - besonders eltetlirne - Autorität) zu verlaufen pflegt. l ) 

Lange Zeit betrachtete man Sturm und Drang der Reifungs jahre als unver­
meidliche r'Olge der physiologischen Entwiddungsphase. Heute übenviegt die 
Ansidlt. daß das .sc:hwierige- Verhalten Jugendlicher aus einer doppelten 
Belastung henührt, der diese Jugendlichcn ausgesetzt sind, der Zwiespalt 
zwisdlen Ubernahme dcr Verantwortung des Erwachsenen bei andauerndem 
untergeordneten Status und anhaltendem VCIbot der Gesmlechtsbetätigung zu 
einer Z~it. in der die physiologische Reifung das vorhandene geschlechtliche 
Interesse zu einem starken Begehren steigert.2) 

Da für den Reifenden auf Grund konventioneller Hemmungen eine normale 
Triebbefriedigung grundsätzlich nicht in Frage kommt. bietet sich ihm ein Aus­
weg in Form der Masturbation. Obwohl die gesellsdlaftlidlen Normen auch 
diesem Verhaltenstyp mit Ablehnung begegnen, ist es erwiesen, daß die Mehr­
zahl deI Vorpubertierenden und Pubertierenden beiderlei Ccsdllechts, dabei 
Jungen häufiger als Mädchen, davon Gebrauch machen. Angesichts der Tat­
sache, daß ein derart hoher Anteil von Angehörigen bestimmtcr Entwick­
lungsstufen di(! Masturbation ausübt (Schätzungen des Gesamtanteils mastur­
bierender männlicher Jugendlicher schwanken zwisdlen 70 und 99 Prozent!) , 
crsrneint es bemerkenswCIt, wie häufig erfahrungsgemäß auch heute noch Fehl­
einstellungen in der Beurteilung dieses Vcrhaltens bei Eltern, Eniehern und 
nimt zdetzt audl Strafvollzugspraktikern anzutreffen sind. Eine episodische, 
e ntwiddungsspezifisc:he Masturbation, i. S. der oben erwähnten Voraussetzun­
gen als .Notona nie" ausgeübt. ist zwar in biologischer Hinsicht verfehlt, 
statistism dagegen ist sie nonna!. Gesundheitsschiidigend ist sie nidlt. 

Dagegen können spezielle masturbatorische Verhaltensforrnen durchaus nega­
tive Folgen haben (So u.), jedoch handelt es sich bei derartigen Fällen um 
deutlirne Abweichungen von entsprechenden . normalen Rcaktionen- im 
Jugendalter. 

Abwegige Formen der Masturbation, die na<.nteilige Auswirkungen haben 
könnetl, liegen dann vor, wenn diese Verhaltenstedmik im lJbennaB ausge­
übt wild, ferner, wenn die Selbstbefriedigung nicht auf die Reifezeit besduänkt 

I) Hariley, 1955, S. 148. 2) vg!. Kluth, 1965. S. l3!. 
3) Beet, 1963, S. 115 und Remplein, 1958, s. 42.2 
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bleibt. sondern im Erwadasenenalter beibehalten wird. und schließlidl. wenn 
sie mit glekhgeschledatlidaen Partnern wechselseitig durchgeführt wird. 
Diese umerschiecllichen Formen seien im foJ.genden kurz erörtert, 
l. Zur exzessiven Masturbation: 

Der Tatbestand des exzessiven Masturbierens ist dann gegeben. wenn die 
Häufigkeit der Ausübung ganz entschieden das Maß dessen übersteigt. was 
unter Berücksichtigung der natürlichen Regelungsprozesse im hormonalen 
Bereich noch verständlich erscheint. Derartige Fä lle ergeben sich meist aus 
hodlgradig gesteigerter sexualbetonter Phantas ictätigkeit, die zeitweilig 
Z'ovanghafte Züge annehmen kann und den körperlichen Erregungszustand 
geradezu erzwingt. Dadurch kann die allgemein phasenübliche Häufigkeit 
von durchsdmiulich 3-4mal wümentlich() auf die gleicheAnza.hl oder mehr 
pro Tag ansteigen. Wenn. wie in der Situation des Freiheitsentzuges, die 
Möglichkeiten zur Ablenkung und damit zur Neut ralisierung sexueller Asso­
ziationen erheblidl eingesduänkt sind, vergrößert sid} die Wahrscheinlidl­
keit einer Häufigkcitszunahme. Eine derartige andauernde Ubcrreizung des 
zugehörigen nervö:-en Apparll.tes wird nach eini8cr Zeit in einen Zustand 
gesteigerter allgemei ocr nervöser Labilitä t einmünden. Solche neurasthenisme 
Veränderung setzt die Erholungsfähigkeit des Individuums herab, was mit 
vegetativer Unausgeglichenheit und daraus resultierenden psydlischen Un­
ruhezuständen, Schlafstörungen. körperlicher Mattigkeit und ähnlichen Sym­
ptomen verbunden ist. Andererseits tritt erschwerend hinzu, daß wegen der 
häufigen nädltlichen Masturbationshandlungen Schlafdauer und ·tiefe 
beeinträchtigt werden, was wiederum die neurasthenische Entwicklung be­
günstigt. Als objektive Folge dieses Teufelskreises zeigt sich 'meist eine Ver­
schlechterung von Leistungsmerkmalen wie Ko nzentrationsfähigkeit. AI­
beitssorglalt und Lcistungsmotivation. 

2. Zur prolongierten Masturbation, 
Bei diesem Verhalten hat sich die Masturbation als Technik der Spannungs­
reduktion verfestigt, sie ist nicht mehr eine vorübergehende Erscheinung 
innerhalb des Streu bereiches alltäglidJer Entwiddungssymptome, sondern 
wird aurn. nach Ablauf des Jugendalters beibehalten. Hier liegt die Gefahr 
in der Gewohnhcitsbildung, die inneren Widerstände. die anfangs der 
Selbstbefriedigung als einer mehr oder weniger hewußt als unnatürlich ab­
gelehnten Handlungsweise entgegenstehen. verringern sich stetig. Die Er­
satzbefriedigung gewinnt zunehmende Eigengewidltigkeit. Dics bedeutet 
für die normale psymosexuelle Weiterentwicklltng und Reifung eine Be­
hinderung bzw. Stagnierung. Die natürlkhe biologische Triebfeder für die 
Suche nach dem Geschlcdltspartner wird ihrer e igentl ichen Aufgabe ent­
hoben, das Bemühen um Möglichkeiten zur Begegnung mit dem anderen 
Geschlecht läßt nach. Andererseits entsteht diese Prolongierung überwie­
gend aus bereits vorliegenden psychischen Komplikationen. die schon im 

4) Beer, S. 115 
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Jugendalter einen zwanglosen Umgang mit dem anderen Geschlecht er­
schwert oder vereitelt haben. 

Auch bei dieser Form des Geschlechtsverhaltens besteht die Problematik 
einer Verquidmng von Ursache und \Virkung. Der circul us vitiosus führt 
dazu, daß das Individuum immer mehr von dem ursprünglichen Triebriel 
abgelenkt wird, sein Befriedigungsverhalten Selbstzwedccharakter anzu­
nehmen beginnt und damit zu einer .Ersatz· -Befrit.-digung im eigentlichen 
Sinne wird. 

Die prolongierte Masturbation kann - worauf hier nicht näher einzugehen 
ist - in Abweichungen von den geschilderten Bedingungen bzw. mit zu­
sätzlichen Verhaltensmerkmalen auftreten (Masturbation neben angemesse­
ner Sexualbetätigung bzw. der Gelegenheit dazu. z. B. innerhalb der Ehe. 
Masturbation als gelegentliche Kompensation bei vorübergehend fehlender 
MögUchkeit zum GV, z. B. infolge von Krankheit des Partners, Strafver· 
büßung. Dauernde Beteiligung von Schuldgefühlen. Verringerte allgemeine 
psycMsche Belastbarkeit i. S. herabgesetzter Frustrationstoleranz auf Grund 
einer Irradiation der habituellen triebmäßigen Widcrstandsschwiiche auf 
weitEre Verhaltensbereiche, Gewöhnung auf der ganzen Unie an den. Weg 
des geringsten Widerstandes" etc.), - gemeinsam ist jedoch allen Varian­
ten rns Merkmal einer psychosexuellen Retardierung und Kontaktstörung, 
deren besonderes Ausmaß vom jeweiligen Einzelfall abhängt,5) 

3. Zur mutuellen Masturbation, 
Liißt man die ausgeprägt homosexuellen Partnerschaftsverhältnisse unbe­
rüduichtigt, die a.n keinen bestimmten Alters- oder Reifungsspielraum ge­
bunden sind, so findet man mutuelle Masturbation fast nur zu Beginn der 
Reifezeit. Auch die abgeschwächte Fonn der gemeinscrurltlich - nicht 
wedt$clscitig - ausgeübten Masturbation betrifft vorwiegend infantile 
Persönlichkeiten mit überreizter sexueller Phantasietätigkeit. deren Trieb­
ziel DOch keine endgültige Fixierung an das andere Geschlecht erlahren 
ha.t. Die Bereitschaft zu mutuellen Handlungen kann durch äußere Bedin­
gungen wie z. B. Unterbringung in Internatsschule, Heim, Gemeinschafts­
haft o. ä. zusätzlich begünstigt werden. Die Gefahr ist nicht auszuschließen, 
daß in solchen Begegnungen Individuen, deren Triebziel nom nicht ein­
deutig festliegt, in ihrem Sexualverhalten auf gleichgeschlechtliche Partner­
schaft geprägt werden. Damit ist die Grundlage zu einer psychogenen Ho· 
mosexualität gesrnaffen. an deren Entstehung konstitutionelle Faktoren 
beteiligt sein können. Werden noch rechtzeitig pädogogischeKorrektivmaß­
nahmen von außen her und selbsterzieherisme Gegenkräfte wirksam, so 
kann es bei einer Episode im Leben des jungen Menschen bleiben, andern­
falls verfestigt sich die natururidrigeEinstellung.S} Dem letztgenannten Reak-

5} vgl. Schelsky, 1955, S. 71. 6) Remplein. S. 426 f. 
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tionstyp kommt in Unterschied zu den heiden vorher erwähnten insofern 
eine besondere, auch suafredltliche Bedeutung Z'l.l, als andere, evtl. zufällig 
anwesende Teilnehmer durch verführerische Ma nipulationen, die womög­
lich über die wechse1seitigc Masturbation noch erheblich hinausgehen. hin­
sichtlich ihrer nonnalen geschlechtlichen Erlebnisfähigkeit dauernden Scha­
den erleiden können. 

Aus Gründen der Anschaulichkeit beschränken wir uns auf die Darstellung 
der drei Reaktionstypen. Selbstverständlich sind darüber hinaus verschieden­
steVerhaltenskombinationen. auch unterschiedJidler gradueller Abstufung. 
innerhalb des abnonnen masturbatorischen Ve .. haltensbereiches möglich. 

ß. 

Daß von den meisten Jugendlimen im Strafvollzug Selbstbefriedigung mehr 
oder weniger häufig geübt wird, kann kaum ernsthaft ange".lweifelt werden. In 
der überwiegenden Zahl der Fälle dürfte es sich dabei um die als nonnale 
Entwiddungscrsmeinung beschriebene Notonanie handeln. An dieser Fest­
stellung kann auch die Tatsame nimts ändern, daß solche jungen Mensmen 
zum Teil bereits über die für die entwiddungstypi.sdle Masturbation in Frage 
kommenden Altersstufen hinausgewachsen sind, wenn man berücksichtigt. 
daß die psymisme Reifevcrzögerung ein charakteristisches Merkmal der Ver· 
wahrlosung darstellt, lassen sich masturbatorische Handlungen auch bei den 
sog. Heranwachsenden häufig als unbedenklid\e Durrngangscrscheinungen 
interpretieren. Eine große Bedeutung kommt darüber hinaus der Haftsituation 
zu, in der sich der Mensch damit abzufinden hat. abgeriegelt von der Außen· 
welt mit ihrem komplexen Reizangehot in weitgehender sozialer Isoliertheit 
zu leben. Angesichts der bei zahlreichen jungen Rechtsbrechem feststellharen 
undifferenzierten und reizabhängigen Persönlichkeitsstruktur wiegt der Zwang 
zur Einschränkung des Sozialkontaktes. zumal bei Einzelunterbringung, um 
SO sd\werer. Hier liegt für den Inhaftierten die Möglichkeit nahe. das Defizit 
an allgemeinen Erlebnisreizen unwillkürlim durch eigene Reizmanipulationen 
in Form der Selbstbefriedigung, zu der eine erreg1e Phantasie beflügelt, zu 
kompensieren.1) Als weiterL'S Faktum ist zu berücksichtigen, daß der Anteil 
derer, die bereits über praktisme sexuelle Erfahrungen verfügen, gemessen 
an der Gcsamtpopulation der JugendIidlen entsprechender Altersstufen recht 
hod\ ist. Diesen Menschen fällt der Zwang zum Verzicht auf normale ge­
sdtle<htliche Betätigung verständlicherweise besonders schwer. 

Die angeführten Faktoren der seelischen Retardierung, HaItsitutation und ge­
schlechtlid\en Fruherfahrung dürften die weitaus meisten Fälle von Masturba­
tion unter Freiheitsentzug als einlühlbare und risikolose Entlastungsmaßnah­
men - vergleichbar der Notonanie sozial unauffiilliger Jugendlicher - er· 

7) Hofmann, 1967, S. 9-4 H. 
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scheinen lassen. Neben diesen unvenncidlichen wie pädagogisch unproble­
matischen Verhaltenscntgleisungen finden sich jedoch unter Haftbedingun' 
gen nicht selten auch solche masturbatorische Aktionen, die besondere Beob­
achtungen erfordern. 

Exzcssivf Selbstbefriedigung bedarf zur Venneidung der eTW'ähnten Risiken 
dringend ef'7.ieherismer und darüber hinaus ärztlicher Hilfeleistung, um von 
außen her eine zeitweilige psychophysische Ruhigstellung zu bewirken. Von 
erzieherucher Seite wird man, neben allgemeinen Gegenmaßnahmen (s. u .). 
versuchen, im Rahmen organisatorischer Möglichkeiten und sofern von der 
Persö nlichkeitsbeurteilung des Betreffenden her zu red!tfertigen. das Angebot 
a n Erlebnisrei7.en zu erweitern. Beispiele, Verlegung in eine für die zugrunde 
liegende erzieherische Absicht geeignete Gemeinschaftsunterbringung; posi­
tive Veranderung der Arbeitsanforderungen; Bctrauung mit Sonderaufgahen; 
vor allem der Versuch, eine feste emotionale Beziehung zu einer für die Wahr­
nehmung pädagogischer Aufgaben besonders qualifizierten Persönlichkeit in­
nerhalb der Vollzugsanstalt herzustellen, die - ggi. in Zusammenarbeit mit der 
psymologischen Fachkraft - über vertiefte Einzelfallhilfe und Gruppcnarheit 
eine allmähliche Ablösung von den überwertigen Wunschphantasien ermög­
Iid lt. In ähnlknerWeise dürften sich - neben der Klärung des neurologischen 
und allgemeinmedizinischen Befundes - die besonderen Hilfestellungen in 
rallen JXolongierter Masturbation gestalten. Uegen Infonnationen über das 
Auftreten mutueller Handlungen vor, bedarf es selbstverständlich der Sofort­
maßnahmen einer Auseinanderlegung und fast immer auch Einzelunterbrin­
gung dCl' Beteiligten. Auch in derartigen Fällen ist es aus erzieherischer Sidl! 
geooten, die solchem abwegigen Verhalten zugrunde liegende besondere 
Motivation bei allen Mitwirkenden zu klären, um - sofern von der Tricb­
struktur her noch möglich - einer Verfestigung gleichgeschlechtlicher Neigun­
gen entgegenwirken zu können bzw. ein Umsidlgreifen solcher Erscheinungen 
innerhalb der Vollzugsanstalt zu unterbinden. 

Welche Maßnahmen sind - von den elVo'ähnten Reaktiorumöglichkeiten auf 
die Extremfälle abgeseht"n - im organisatorischen Rahmen des Untersudlllngs­
haft- bzw. Straft'ollzuges geeignet, die Z\veifellos unerwünschte, aber unver­
meidliche . normale· i'vlasturbalion in Schranken zu halten und dadurch der 
Gefahr einer Extrcmisierung 7.U begegnen? Hier ist vor allem vertiefte sachge­
redate Belehrung über die versdliedensten Probleme des Geschlechtsbereiches 
yon ßedeutung8J. woran auch die Tatsache nichts ändert, daß die meisten jun­
gen Str8f'täter bereits einschlägige Erfahrungen gewonnen haben, denn diese 
Erfahrungen erstrecken sich ganz vorwiegend auf die praktisdl-fedmische 
Seite des GcsdllcdJtslebens. Nicht selten ist ein erschrcd:ender Mangel an 
Kenntnissen selbst über elementare Zusammenhänge wie weiblicher Zyklus 
und Organhau, Schwangerschaft und Geburt, Möglichkeiten der Empfängnis-

8) vgl. Kleiner, 1965, S. 329 ff. 
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verhütung u. ä. festzustellen. Mit Hilfe planmäßiger nachholender Geschled.ts­
erziehung kann möglichelVIeise noch ein Abbau der bei Verwahrlosten häufig 
anzutreffenden primitiv-puberalen Erlebnisstruktur e rreicht werden. Eine posi­
tiv veränderte Einstellung zum Geschlechtsbereich bedeutet Immunisierung ge­
gen die Gefahr abnormer Ubersteigerung des Masturbationsverhaltens. Dar­
über hinaus bieten sich ablenkende erzieherische Maßnahmen an, gruppen­
pädagogische Unternehmungen verschiedenster Art; Unterridltr ggf. sportlidle 
Betätigung, die zudem gesunde physische! Auslastung ermöglichtr literarpäd­
agogische Betreuung durch spannenden und lehrreicl1en Lesestoff. der zugleich 
die sexualbetonte Mfektivität neutralisiertr seelsorgerisches Gespräch.t ) Be­
stimmte hygienische Mindestanforderungen dürften in diesem Zusammenhang 
wichtig sein, saubere Bekleidung. insbesondere Unterwäsche. gesonderte 
Schlafkleidung für die Nacht statt Tagesunte ...... 'äsche . ausreichend Gelegenheit 
zu gründlicher Körperreinigung mit Hilfe geeigneter sanitärer Anlagen. ordent­
liches Toilettenpapier als zivilisatorische Selbstverständlichkeit. - allgemein 
Gewöhnung an erhöhte Sauberkeit, wodurch die Selbstbefriedigung unwill­
kürlich den Charakter des Unhygienischen annimmt. Indem man. mit der er­
wähnten pädagogischen Intention, den jungen Menschen verstärkt auf sein 
äußeres Erscheinungsbild aufmerksam macht, ja sogar seine natürliche Eitelkeit 
anspricht. können Widerstandskräfte gegen die Masturbation gewedt bzv,r. 
verstärkt werden, und zwar ohne das Risiko belastender Sdmldgefühle. Daß 
unbequeme bzw. zu enge Kleidung im Bereich der Genilalien einen ungün­
stigen Reizfaktor darstellt, sollte nicht übersehen werden. Gesundheitliche 
Uberlegungen rimten sim auf die in vorliegendem Zusammenhang positive 
Wirkung reizarmer Kost und die nachteilige Wirkung langdauernder Sitzhal­
tung (BIulandrang zum Unieren KörperbereimI . Femer kann die sittliche Ein­
flußnahme von seiten der Mithäftlinge auf den Jugendlichen im Rahmen or­
ganisatorischer Einwirkungsmöglichkeiten beamtet und erforderlichenfalls 
geä ndert werden (z. B. verstärkte Aufsicht , Verlegung!. Besonders angesichts 
des Problems der negativen Einflüsse in der Gemeinsmaftszelle sind weitere 
ans18.1tsreformerische Bemühungen notwendig. I') 

Vollzugspädagogische Mißgriffe wie unbemerktes Beobachten eines Masturbie­
renden mit oadlfoJgenden moralischen Vorwürfen, womöglim in sarkastischer 
oder ironischer Form geäußert. bedeuten keine Lösung. sondern eine Vertie­
fung des Problems. Um immerhin zu vermeiden. daß das leidige, aber prak ­
tisch unumgängliche Entwicklungsphänomen Selbstbefriedigung in bedenk­
liche Fehlreaktionen umschlägt, bedarf es vor allem der vorurteilsfreien und 
wissenschaftlich aufgeklärten Einstellung aller Verantwort1ichen. die um Reso­
zialisierung des Gestrauchelten bemüht sind. Auch und gerade im Falle der 
Masturbation gilt es. die natürlime Würde des Menschen zu achten. 

9) vgl. Hofmann. S. 160; Lattke. 1962. S. 318, Mollenh!lucr. 1964. S. 393, 
Zilius. 1965. S. 342, Köhne, 1968. iOJ Hofmann. 5. 197 f. 
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Die Behandlung des Sexualproblerns 
in der Strafanstalt Landsberg am Lech 

vonElmar Groß 

Es wird die Frage aufgeworfen, mit welchen Maßnahmen dem Sexualproblem 
in der Strafanstalt Landsberg am Lech begegnet wird. 

Bei einer täglichen Durchsdmittsbelegung von rund 550 Gefangenen (Straf­
halt und UntenmdlUngshaft) im Jahre 1%7 waren rund 310 Gefangene bis 
30 Jahre und rund 120 Gefangene 30 bis 40 Jahre alt. Die weitaus überwie­
gende Zahl der Gefangenen also besteht aus jungen und da mit in der Regel 
besonders vitalen, auf der Höhe auch der sexuellen Triebkraft stehenden 
Männem. Daß es sich bei ihnen zugleich auch um Menschen handelt, die ihre 
Triebkrifte oft nirnt genügend im Zaume halten können, ergibt sich ohnehin 
aus der Tatsache der Straffälligkei1. die vieHach das Ergebnis eines mangeln­
den charakterlichen Hemmungsvennögens ist. Daraus läßt sim ersehen, daß 
in der hiesigen Vollzugsanstalt die sexuellen Probleme eine hervortretende 
Rolle spielen. 

L 

Die Maßnahmen, mit denen diesem Problem in der hiesigen Praxis begegnet 
wird, lassen sich untergliedern in ambivalente. d. h. gleidtennaßen den Be­
reien des Sexus als aurn. andere Seinsbereirn.e beeinflussende Maßnahmen 
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und in solchc, die ausschlicßlich auf den Scxulllbereich abgestellt sind. In 
beiden Gruppen kann man wiederum unterscheiden zwischen generell ange­
wandten und speziell im Einzelfall angesetzten. 

L Zu den einschlägigen ambivalenten Maßnahmen generellen Charakters 
gehören vornehmlich alle diejenigen, die den K.örper, den Geist und die 
Seele d1'5 Gefangenen möglichst umfassend unei tiefgreifend beschäftigen 
sowie seinen Beziehungen zum Sexualpartner im Rahmen des gehenden 
Rechts Redmung tragen. 

218 

a) Hierzu gehört zunächst der Arbeicseinsatz. der möglichst intensiv 
und auf breiter Basis außerhalb der Anstaltsmauern und im Freien 
erfolgt. Von den rund 550 Gefangenen arbeiteten 1%7 bis zu 200 
außerhalb der Anstaltsmauern. wobei bis zu 110 Gefangene nur unter 
sogenannter gelockerter Aufsicht standen. 

b) Dazu uift ein breit gefächertes Angebot an Freizeitbeschiiftigungcn in 
der Gruppe odcr allein, einschließlich der Abhandlung lebenskund­
lieher Themen sowie Sport und Ballspiel. Die Anstalt verfügt über ein 
Schulgebäude mit Freizeiträumen, Turnraurn. und Bastelräumen. Was 
auf diesem Sektor noch dringend gebraucht wird, ist ein Sportplatz mit 
Schwimmbecken. 

cl Sehr wesentlicr. ist die gebotene Möglichkeit der seelsorgerischen, ärzt­
lichen. psychologischen, pädagogischen und fürsorgerischen Betreuung. 
Die Anstaltsgeistlichen, der Anstaltsarzt, der Anstaltspsychologe und 
Anstaltslehrer (ein Anstaltsfürsorger fehlt leider noch) warten nicht. 
bis der Gefangene mit seinen Schwierigkeiten kommt, sondern sie 
suchen ihn auf. wenn sich Anzeichen für irgendwelroe unliebsamen 
Haftreaktionen zeigen. 

d) Schließlich gehören dazu: d ie Zulassung und Förderung des Schrift­
und Besuchsverkehrs mit Ehefrauen. Verlobten, ggi. auch mit sonstigen 
Lebensgefährtinnen. Jeder Strafgefangene darf im Regelfalle an diese 
Partner einmal wöchentlich schreiben. Die eingehenden Briefe dieser 
Personen unterliegen grundsätzlich keiner 28hlenmäßigen Beschrän­
kung. Ferner wird die monatliche Besuchszeit generell verlängert von 
15 auf 30 Minuten (Besuche durch Frauen werden allcrdings stets 
überwacht) ; 
die Zulassung des Austausches von körperlichen Zärtlichkeiten an­
läßlich der Begrüßung und der Verabschiedung beim Besuch, z. B. 
Hdndedruck. Umarmung, Küssen; 
die Schaffung einer gelockerten Atmosphäre beim Besuch durch freund­
liche Gestaltung des Besuchsraumes und Reduzierung der erforder­
lichen Trennungseinrichtungen auf das unbedingt erforderliche Maß. 
z. B. Vorhänge, Blumen- und Bilderschmuck nOlTllale Tischhöhe, 
frennungsvolTichtung auf dem Tisch lediglich in Form einer niedrigen 
Glasscheibe; 



die ZullLSsung von Lehens- und Genußmittelpaketen zum Geburtstag 
und zum Weihnamtsfcst und von Freizeitmaterialpak eten bei Bedarf: 
der Besitz von Umtbildern der Frau bZ'N. Verlobten sowie eines An­
denkengegenstandes von geringem Geldwert. 

2. Eine ambivalente Maßnahme mit individueller Zielrichtung kann die Ge­
währung von Urlaub aus der Strafhaft. die sogenannte StrafunterbredlUng. 
sein. Diese wird im Gnadenwege gewährt. und zwar auf unbesmränkte 
Zeitdurdl den Generalstaatsanwalt und bis zu 6Tagen durm den Anstalts­
leiter. Nur die letztere Art wird hier behandelt. Nach dem bayerischen 
Gnadenrecht ist diese Maßnahme allerdings nur zulässig. wenn ein Mit­
glied der Familie des zu zeitlirner Freiheitsstrafe verurteilten Gefangenen 
sm""er erkrankt oder verstorben ist. Zweifelsohne wird i.m falle einer sol­
men Strafunterbrechung aber neben dem normierten Zweck unausge­
sprochen autn dem sexuellen Bedürinis des Gefangenen nach einem 
ZUS3mmensein mit dem Gesmlechtspartner Rechnung getragen. falls nicht 
ger~de diesen die Krankheit oder der Tod getroffen hat. Diesem Um­
stand - wiederum unausgesprochen - besondere Rechnung zu tragen. 
haIe im sogar für wichtig. Zu diesem Zwecke lasse ich die Strafunter­
bredmng möglichst am Montag enden. so daß der Beurlaubte nicht der 
vieneicht übennächtigen Versuchung ausgesetzt wird. sich eine illegale 
Verlängerung seiner Freiheit über das nächste Wochenende zu verschaffen. 
Im Jahresdurchschnitt fallen hier 15 bis 20 solcher Strafunterbrechungen 
an. Die weitallS üben.viegende Zahl der Beurlaubten kehrt freiwillig und 
pünktlich ZUlÜde. 

3. Als speziell auf den Sexualbereich des Gefangenen abgestellte Maßnahme 
wird generell praktiziert: 

a) Die Schaffung einer zwar nicht sterilen. aber doch an direkten sexuel­
len Anreizen möglichst annen Anstaltsatmosphäre. Zu diesem Zwecke 
werden schriftliche und bildliche Darstellungen sowie Filme und Fern­
sehsendungen mit stark erotismer Tendenz dem Gefangenen vorent­
halten. Das geht aber nicht so weit. daß beispielsweise die in den Tages­
zeitungen enthaltenen Fotos und Filmreklamebilder oder die Schlager 
im Radio der Zensur zum Opfer fallen; 

b) ferner werden zu Ansta.ltsbesichtigungen grundsätzlich nur Männer 
zugelassen. Wenn Frauen. auch weibliche Bedienstete. in die Anstalt 
kommen. dann nur in dezenter Kleidung. 

4. Speziell zur Bekämpfung von sexuellen Nölen im Einzelfall angewandte 
Maßnahmen sind: 

a) Aussprache mit dem Anstaltsgeistlichen. -arzt. -psychologen. -lehrer 
über die bestehenden Sexualschwierigkeiten. 

b) Verabreichung beruhigender Medikamente durch den Anstaltsarzl. 
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c) Hcrbeilührung zusätzlichen bzw. Hilfe bei der Anknüpfung gestörten 
Schrift- und Besucnsverkehrs mit der liliefrau oder der Verlobten: Er­
weiterung des regulär zugelassenen Ausmaßes des Sdtrift- und Be­
suchsverkehrs mit diesen: Ermöglichung von Besuchen, wenn die Part­
ner heide inhahiert sind : Zulassung der Eheschließung in der Strafhaft 
(hierzu bedarf es der Genehmigung der A ufsimtsbehörde) : Abhaltung des 
Besuchs in einem intimer wirkenden Raum und unter Oberwachung und 
Mitsprache des Anstaltsgeistlichen oder -psychologen: Zulassung eines 
Ferngesprächs, z. B. wenn Selbstmord eines Partners zu befürdlten ist: 
vereinzelt auch Aufsumen der aussprache- und ratbedürftigen Ehe­
frauen oder Verlobten durch einen geeigneten Bediensteten oder eine 
von der Anstalt ersuchte geeignete Person (z. B. Heimatpfarrer, Fami­
lienfürsorgerinl. 

d) Zuweisung einer die sexuelle Triebkraft abreagierenden schweren kör­
perlichen Arbeit, möglichst im Freien: Gewinnung für eine vom Sexual­
trieb ablenkende Freizcitbeschäftigung (z. B. Musik, Basteln, Turnen, 
Fremdsprache, Berufsausbildung). 

el Im Falle der Homosexualität: räumliche Trennung der Partner. die eine 
Gefahr füreinander bedeuten. 

f) Anwendung adäquater Disziplinarmaßnahmen bei groben und offen­
kundigen, insbesondere Anstoß erregenden sowie das Strafrecht tan­
gierenden Verfehlungen auf sexuellem Gebiet. 

Il. 
Entsprechend der in der Bundesrepublik wohl allgemeinen Obung und 
Redltslage wird die Zulassung unüberwachter Besume zwischen den Partnern 
oder die Gewährung von Urlaub zur Behebung der in der Sexualsphäre be­
gründeten Schwierigkeiten in der hiesigen Anstalt nicht praktiziert. Hienu 
kann ich also nur meine Meinung äußern. Nach meiner Ansicht ist gerade die 
allen Gefangenen bewußte Tatsache, daß als unausweichlirner Bestandteil dl;.-r 
Freiheitsstrafe )edem in gleicher Weise die Entbehrung des Geschlechtsverkehrs 
auferlegt ist, ein bedeutsames und wirkungsvolles Mittel zur Bewältigung des 
Sexualproblems im Strafvollzug überhaupt. Unüberwachter Besuch durch den 
Partner oder Urlaubsgewährung wären aus diesen oder jenen Gründen für 
einen großen Teil der Gefangenen unmöglich. Damit liefe es bei einer solchen 
Einführung zwangsläufig auf eine unterschiedlirne Behandlung der Gefan­
genen hinaus. Mit dem Verständnis der .benachteiligten - Gefangenen für 
diese Unterschiede gerade in einer menschlich so tiei einschneidenden Frage 
darf man nicht rechnen. Die Lage dieser Gefangenen würde nur noch schwe­
rer und das Sexualproblem insgesamt noch verschärft. Auf die vielschichtigen 
Sdiwierigkeiten. die mit der Frage des .Sexualbesuches- oder des .Sexual­
urlaubs- für den Bereich des Strafvollzugs an Jugendlichen oder an Frauen 
norn. zusätzlich verknüpft wären, braucht man nicht eigens einzugehen. weil 
diese auf der Hand liegen. 
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Ein Mensch bricht eine Norm 
Konfliktsituation und abweichendes Verhalten bei Jugendlichen· 

von Anneliese Bau m 8. n n 

Auf weldlen Ursachen beruht die Gesetzesübertretung. wie kann man sie 
verhindern? Mit diesen Fragen setzte mlln sich bei dem Lehrgang zum Thema 
.Ein Mensch bricht eine Norm' leidensroaftlich auseinander. ScrLiologen. 
Psychologen. Pädagogen. Jurlsten referierten vor Juristen als Jugendrichter. 
Jugencl<taatsanwälten. Oberlehrern an Strafvollzugsanstalten. Bewährungs­
helfern und ehrenamtlichen Mitarbeitern in Organisationen des DPWV für 
Straffälligen hilfe. Die Leitung hatte der inzwischen verstorbene Erziehungs­
direktor a. D. Wilhelm Mollenhauer. der es hervorragend verstand. Gegen· 
sätze zu überbrücken und richtig einzuordnen. "Wie befangen war ich doch 
bisher in den Wertvorstellungen meiner Gesellschaftsschicht und wie unge­
remt gegenüber den Angehörigen anderer Gruppen'. so äußerte sich am 
Schluß des Lehrgangs einer der Teilnehmer. Kann man siro für die gemeinsa­
men Ikmühungen cin besseres Ergebnis wünschen? 

Die Norm im strafrechtlichen Sinn 
Mit dem Wesen der Norm im strafrechtlidlen Sinn setzten sich sowohl Dr. 
Neises vom Seminar für Fürsorgewesen und Sozialpädagogik. Frankfurt. als 
auch Regierung:;;direktor Dr. Böhm, Leiter der Hessismen lugendstrafanstalt 
Rodcenberg, auseinander. Neises bezeichnete eine solche Norm als verbind­
liche Verhaltensregel. Böhm nur als Spielregel. Bcide wiesen auf die Abhän­
gigkeit des Nonninhalts von Kulturkreis. Land und Klima hin. in dem sie 
gilt. <-Man findet kein Recht. das nicht durch das Klima verändert würde". 
sagte schon Don Pascal.) Professor Klaus Mollenhauer von der Universität 
Kiel wies zudem auf die in den versroied~nen Schichten eines Volkes vor­
handenen unterschiedlichen Normen und Wertvorstellungen hin. 

Man smrieb der Gesetzesnorm die Aufgabe zu, die gegenwärtigen gesell­
schaftlichen Strukturen und Machtpositionen zu konservieren. Das Mißbe· 
hagen der Offentlichkeit an der Bestrafung der KZ-Tätcr e rklärte sich Böhm 
durch die Tatsache, daß sich diese Täter an die damals geltenden Spielregeln 
gehalten hätten . • Keineswegs schützt unser Strafgesetzbuch nur absolute 
Werte'. sagte Böhm gegen den heftigen Protest einiger Teilnehmer. Und 
außerdem biete unser Strafgesetzbuch einen recht widerspruchsvollen Schutz. 
wie man am Bcispiel des straffrei bleibenden Zigarettenfabrikanten sehen 
könne. dessen Produkte eindeutig als gesundheitsschädlich gelten. 

Neises betonte aber auch die entlastende Bedeutung der Norm für den Men­
schen. Die Ubemahme des allgemeinen Verhaltensmusters ermögliche es ihm . 

• Thema eines Lehrganges im Wilhelm-Polligkeit-Institut des DeutsdIen Paritii· 
tischen Wohlfahrhverbandes, FrankfurtlMain, vom 2. - 7. 10. 1967. 
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die Alltagssituation zu bestehen. ohne viel nachdenken zu müssen. ohne stän­
dig zur Entscheidung gezwungen zu sei n. In der besonderen Situation aber 
könne die Norm zum Ausgangspunkt für die eigene Entscheidung werden. 
weil der Inhalt der NOim in der Regel elastisch sei. So ähnlich äußert sich auch 
Professor Wallraff LEthische Nonnen des S07jalen Verhaltens". in : Nach­
richtendienst des Deutschen Vereins 1/1968, S. 4 ff.), _Sobald bestimmte Min­
des1rÜdsichten erfüllt si nd, schreiben sie (gemeint sind die ethischen leit­
linien) nirnt eine Verhaltensfonn vor. lassen vielmehr die Wahl. Eine Wahl 
die der Handelnde nach seinem persönlichen \Vertbewußtsein zu treffen und 
die er persönlich zu verantworten hat.-

Wie kommt es rur Obertretung der Norm"? 

Aus Schwacr.e, meinte Böhm. Daher störte ihn die Formulierung _Ein Menscr. 
b r i ch teine Nonn " bei dem Gedanken an den Straffiilligen. den DUl'.:end­
läter. Ei n solcher Mensch tritt nach seiner Beobachtung der Strafnonn niemals 
aktiv gegenüber, er will ihre Gültigkeit nicht bewußt in Frage stellen. Er _ über­
tritt " eine Nonn . 
Neiscs sah als wichtigsten Grund für die Nonnübcrtre tung ebenfalls die Ober­
lfl.slung des Einzelnen . bedingt oft durch das Zusamrnentreffen versdliedener 
VerhaltensanspTÜche infolge der Vielzahl der Rollen. die im Alltag zu über­
nehmen sind (z. B. die Stellung im Beruf, in der Fam.ilie. in der Gesellschaft). 
Zudem würde der Sinngehalt der Norm nicht immer klar erkannt. Schließlidl 
Wnne ein Normkonflikt dadur<:n ent~1chen , daß die eigene Gruppe sidl be­
sondere Gesetze gegeben habe. die von den allgemei n gültigen abwimen. 
Wenn dem Täter an der Anerkennung durch seine Cruppe gelegen sei (Bei­
spiel der jugendlichen Diebesbande) . so habe er keine andere wahl als die. 
das Mehrheitsrecht 7.U verletlen. Daher meinte Ne ises. Uberanpassung sei 
l'iel häufiger die Ursache für Straffälligkeit als mangelnder Wille zur Anpas­
sung an andere. 
Mollenhauer machte darauf aufmerksam, daß besonders Jugendliche sich bei 
ihrem Verhalten dem Tabu widersetzten. unter dern sie am stärksten li tten. 
Folglidl verletzten Jugendliche nach ßeobamtungen in den Vereinigten Staa­
ten vorn'iegend das Eigenlumsrecht, wenn sie der Unterschicht angehörten. 
Angehörige der Oberschicht aber die sexuellen Tabus . so daß sie in der Regel 
st raffrei bleiben. 

MolJenhauer gab ferner zu bedenken. daß die heutige Familie im Gegensatz 
rur früheren dem Jugendlidten lediglich noch eine familiengerechte, aber nur 
ausnahmsweise eine allgemeingültige und niemals eine altcrsbe-.wgene Orien­
tierung geben könne. Die Eltern hätten ja bloß einen beschränkten Zugang 
zur _Welt ". Spätestens mit dem Eintritt in die SdlUle beginnt nacr. Mollen­
hauers Auffassung für den Jugendlichen der Zwang. sich neu und an anderen 
Personen zu orientieren. Jugendliche lösten sich innerlich zunehmend früher 
I'on ihrer Fam ilie, zur Zeit etwa mit 13. 14 Jahren. Es ist nicht erstaunlidt. 
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daß in so frühem Alter die Auseinandersetzung mit der Redttsordnung manch­
mal mißlingt. 
Anders der Leiter der kriminalpsychologisdten Abteilung am Untersuchungs­
gefängnis Berlin-Moabit, Suttinger. Er sah den Konflikt durm gesellschaft­
lime Stressituationen zwar vielfam als auslösenden Faktor, aber nkilt als 
Ursache für die strafbare Handlung. Es sei überwiegend die "Eigenart des 
Täters". die ihn straffällig werden lasse. Wie es zu dieser" Eigenart des Täters' 
kommt. die möglicherweise bedingt ist durm frühkindliche Entwiddungs" 
störungen infolge ungünstige.: äußerer Umstände, darauf ging Suttiger nimt 
ein. - Er stützte sid l bei seinen Ausführungen auf statistische Angaben, wo­
nam in den letzten lahrlchnten dic Kriminalität trotz der Zunahme der Kon­
fliktsitUIIl ionen nicht im gleichen Verhältnis gestiegen sei. fedorn hätten sich 
die Straffälligen sehr verjüngt, vor allem in Richtung auf die 14 - 18jährigen. 
wenngleich nach seinen Feststellungen die 18 - 21jährigen noch immer die 
größte Anzahl stellen. 

Mut zum Risiko bei der Behandlung Straffälliger 

Die Anerkennung, das Wohlwollen der Umwelt als Lohn für die Anpassung 
sah Neises als wirksamste Kraft, die der Norm beim Einzelnen zur Geltung 
verhilfl Diese emotionale Prämie sei den negativen Reaktionen als Antwort 
auf abweichendes Verhalten weit überlegen. 
Dipl.-Psychologe Neulandt von der hessisdlen lugendstrafanstalt Rockenberg 
zeigte anhand einer Detaiis<:hilderung der Persönlichkeit eines Straffälligen 
mögliche Fehler des Volb:ug('5 auf. die bt.'SOnders dann leich t entstehen, wenn 
eine gründliche Untersuchung der Persönlichkeit des Täters unterblieben ist. 
So war das übersteigt""rte Geltungsstreben und die Flucht in die Betriebsam­
keit eines jungen Straffälligen durch die Zuweisung publizistischer Tätigkeit 
in der Anstalt stall gestoppt noch gefördert worden. Man war sich darüber 
einig, daß fiskalische Erwägungen niemals den Ausschlag fü r die Auswahl 
der dem Gefangenen :t'uzuweisenden Arbeit geben dürften. Statt Gefangene 
vor den für sie gefähllichen Versuchungen zu bewahren, soll man sie ihr 
(anfanss mit entspred1ender Hilfestellung} aussetzen, forderte Neuland!. Nur 
auf diese Weise könne der Gefangene seine Probleme bewältigen, Selbstver" 
trauen erwerben. 
Bei der Führung durch die Jugendstrafanstalt für Heranwachsende in Wies­
baden setzte sich ihr Leiter, Oberregierungsrat Dr. Busch, dafür ein, daß die 
bedingte Entlassung der Gefangenen nicht mehr von ihrer Führu ng in der 
Anstalt abhängig gemacht werde. Es komme allein darauf an, optimale Mög­
lichkeiten einer Resozialisierung zu schaffen. Ocr Sicherheitsgedanke müsse 
mehr zurücktreten. Busch warnte vor dem Vorurteil. die Führung des Gefan· 
genen in der Anstalt erlaube dne Prognose für seine Zukunft . 

Böhm bemängelte die fehlende Vorsorge des Staates bei der Ausbildung sei­
ner Jugendrichter und lugendstaatsanwälte in psychologischer und pädago· 
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~ischer Hinsicht. Aum forderte er die Jugendrichter auf. die Tat bei der Straf· 
zumessung nach sozialen Gesichtspunkten entsprechend der Reife des Jugend· 
lichen zu bewerten. Dies sei insbesondere bei Vermögensdelikten. die dem 
VeJStändnis der Jugendlichen häufig schwer zugänglich seien. angebradlt. 
Aus dem Vortrag von Amtsgerichtsrat Schnitzerling. Frankfurt, ergab sich. 
daß bei der Urteilsfindung die Prüfung der geeigneten Rcso:tialisierungsmaß· 
nahmen für Jugendliche leicht zu ku~ kommen kann. 

Zur Frage der richtigen Therapie im Strafvollzug setzte sim Suttinger vor allem 
für die Lern· und übungsbehandlung ein. Bei der Mehrzahl der Gefangenen 
sei es nicht angC'.lCigt. sie mit der Aufded::ung der Ursac:hen ihres Verhaltens 
zu beunruhigen, so wie es das Ziel der psychoanalytischen Behandlungsweise 
ist. 

Mollenhauer forderte die Chancengleichheit der Bürger aller Schic:hten. die in 
unseren Demokratien bei weilern noch nicht verwirklicht sei. Es genüge nicht, 
die Schulen und Ausbildungsstätten theoretisch allen Bevölkerungskreisen zu 
Offnen. wenn den Angehörigen der Untersdlicht keine besondere Hilfe zur 
Oberwindung ihrer sprachlichen Schwierigkeiten :zuteil würde. • Wer die 
Sprache der Unterschicht spricht. wird schon in d er Schule, erst recht im 
späteren Leben benachteiligt.' Angehörige einfacher Berufe aber seien wegen 
der ihnen auferlegten Vcrssgull8en - auch immaterieller Art - anfälliger für 
die Begehung von Straftaten. Aufgabe des Strafvollruges sei es. das Versäumte 
nachzuholen und nadl Möglichkeit den Gefangenen nicht zu einem einfa~ 
ehen, sondern zu einem a.nsprumsvollen Beruf a.uszubüden. Dabei solle ver­
sucht werden. Pädagogen aus der Sozialschicht der Straffälligen zu gewinnen . 
..... eil Gruppenangehörige wirksamere Einwirkungsmöglidlkeiten besäßen aL .. 
Außenstehende. 

Die gesetzliche Regelung des Strafvollzugs im Ausland 
von Hans Kühler 

Bei dieser Betrachtung geht es nidlt nur um die fonnale Stellung des Straf· 
vollzugs in der Gesamtheit der staatlichen Strafrechtskodifikation, sondern es 
..... erden automatisch auch Inhalt. Prozeß. und Vollzugsordnungen behandelt 
werden müssen. weil sie interessante Schlaglichter auf die Gesamtheit der 
staatl ichen Strafreaktion werfen. Zur Vertiefung dieser Fragen sei verwiesen 
auf die eH vollzugsvergleirnenden Auslandsübersichten. die zu Fragen des 
Strafvollzugs im Freiburger Institut für ausländisches Strafrecht vor mehr als 
zehn Jahren angefertigt wurden. aber bish~ kaum eine Auswertung fanden. 
Teilweise sind sie daher, namentlich bei reformfreudigen und fortschrittlidl 
eingestellten Ländern überholl Ps ist bedauerlidl, daß kein Verfasser dieser 
Auslandsübersichten als Sachkenner Mitglied der Strafvollzugskommission des 
Bundesjustizministeriums geworden ist. 
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Bei einnn Auslandsüberblid: für die gesetzlime Regelung des Strafvollzuges 
fällt vor allem auf, daS die staatliche Strafreaktion als eine organische Einheit 
gesehen wird, so daß nicht unbedingt aus dogmatischen und systematisdlen 
Gründen eine saubere Trennung Z\Vismen Strafrecht, StrafprozeS und Vollzug 
durdlgeführt wird. So ist in vielen Ländern der Strafvollzug bereits in großen 
Teilen im StGB geregelt, ühcr die Grundsätze hinaus bis in Einzelheiten. 
Andere Länder treffen diese Regelung in der StPO, und einige haben für den 
Strafvolzug eigene Gesetze geschaffen. Die Grenzen zwis<:hen diesen Teilen 
sind aL'O fließend. Deutlicher kann nid\t in Erscheinung treten, daß es sich 
um eine undifferenzierbare Einheit handelt und daß sim nichts mehr rächen 
kann, als etwa die Strafvollstredmng einer Vernraltungsvorschrift zu über­
lassen, 11m uns damit leicht Anderungen möglich zu machen. So sind in vielen 
Ländern bereits im StGB Vorschriften für den Vollzug viel mehr als bei uns 
zu Bnden, bis hin zu einer Vorschrift im StGB über den Verbleib der Leime 
nach einer Hinridltung (Türkei § 21 StGBl. IedenfaUs eröffnet der Blick auf 
diese Enheit Perspektiven, wie wir sie bei unserer systematischen Differen­
zierungaus dogmatischen Gründen gar nicht haben können, so daß der Blick 
über die Grenzen unseres Landes uns Anregung und hoffentlich Impulse 
gebenksnn. 
Was eill Staat im Strafprozeßrecht glaubt regeln zu müssen, hat der andere 
bereits im StGB ausgesagt, oder wenn die Grundsät7.e des StGB nicht aus­
reichen, wird ein besonderes Gesetz für den Strafvollzug geschaffen, um das 
wir um nun schon achtzig Iahre lang bemühen. Es sollte dies ein Zeidlen 
dafür sein, daß durch viele Generationen hindurch der BUde für den inte­
grierenden Bestandteil aller Komponenten der staatlichen Strafreaktion bei 
uns nidlt aufgekommen ist. so daß dringend eine Abänderung erforderlich ist. 
Was unser Strafensystem aus dogmatischen Gründen nicht leidlt überneh· 
men würde, wie etwa dle Regelung und Vollstreckung der zivürechtlichen 
Folgen einer Straftat, Bndet in fast allen Rc<:htskreisen eine ausführliche Kodi­
fikation in der Strafgesetzgebung. 
Weil eine gewisse Verwandtschaft in einigen Ländern festzustellen ist. habe 
ich für die Ordnung des Strafvollzuges einige Staaten in Rechtskreise zusam­
mengef.ßt, wie z. B. nördliche und südliche Länder oder die Ostblod.staaten.' ) 

Dänemark 
Im StGB vom 15. 4. 1930 sind Fragen des Strafvollmges in den §§ 31- 55, 
also in 25 Artikeln geregelt. So Bndet sich z. B. in § 45 StGB, daß Gefangene 
gegen Unfall zu versichern sind, und in § 35 wird eine königliche Anordnung 
erwähnt, die genauer regelt, wie weit Schäden durch Gefangene zu ersetzen 

1) Die lugrunde liegenden Gesetzestexte befinden sich in: Sammlung außerdeut· 
scher Strafgesetzbücher in deutsdler Ubersetzung, herausgegeben von Prof. Dr. 
Jesche<:k und Prof.Dr. Kielwein. Verl. W. de Gruyter& Co., Berlin; die VoUzugs· 
vorsduiften des Auslandes sind zussmmengestellt in: Materialien zur Strafredlts· 
refonn, Rd. 9. 
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sind. Diese königliche Anordnung regelt in 43 P816Braphen die Einzelheiten. 
Nach einleitenden Bestimmungen wie Differenzierung der Anstalten (Frauen 
können ihre Kinder bis zum ersten Lebensjahr mitbringen) folgen allgemeine 
Vorschriften über den Vollzug der Strafe, auch über Arbeitsbelohnung und 
ärztliche Versorgung. Sofern Gefangene der Volkskirche angehören, wird 
ihnen bei Einlieferung ein Neues Testament ausgehändigt. Diese Bestimmun­
gen, die sich auch mit Beköstigung und Fürsorge beschäftigen, werden jedem 
Gefangenen bei Einlieferung in einem Exemplar ausgehändigt. Seil dem L 6. 
1947 sind diese Bestimmungen in Kraft. Gefangene können, so heißt es im 
Art. 35, zum Schadenersatz herangezogen werden. 
Für die dänische Kolonie Grünland bestehtein besonderes 51GB vom 5. 3. 1954. 
Bezeichnend ist darin der § 103: Das Gericht bestimmt. wie weit bei Zwangs­
arbeit das Entgelt für den Staat. den Verletzten oder die Familie zu verwenden 
ist. In § 36 finden sich ausführlime Bestimmungen über die Verpflegung und 
in § 48 über Zwangsmittel wie Fesselung und Simerungszelle, also bereits im 
StGB. Z) 

Schweden 

Neben dem StGB und der StPO und ZPO besteht dorl ein Gesetz über den 
Vollzug der Freiheitsstrafen vom L 10. 1956. Es enthält zehn Kapitel mit 
87 Paragraphen, die bei uns zum Teil in die Vollstredwngsordnung kämen. 
Nadl einleitenden ßcstimmungen in Kapitel 2 für die Einleitung des Strafvoll­
zuges auf Grund von Strafurteilen (6 - 16) folgt in Kapitel 3 die Berechnung 
der Straf"Leit (17 - 23). Nun folgen in Kapitel -4 die e igentlichen Behandlungs­
vorschriften in Einzelheiten, aber ein besonderes fünftes Kapitel beschäftigt 
sidt mit Strafarbeit im Gefängnis (42 - 54). Diese Bestimmungen verdienen 
besonderes Interesse, weil nam ihnen der Vorsteher verpflichtet ist, dem Ge-­
fangenen Arbeit zuzuweisen. Es ist dort auch die Rede von einem Zenualamt, 
das an der Spitze den Vollzug organisiert und mit einem Direktor für das 
Gefängniswesen unter dem Justizminister besetzt ist. 
Völlig anders als bei uns ist die Tatsache, daß im Kapitel 6 dieses Gesetzes in 
den §§ 55-60 besondere Vorschriften für das Jugendgefängnis folgen, die 
aber auen schon entsprechend der Entwicklung und stets vorhandener Refonn­
freudigkeit durch ein neues Gesetz vom 7. 6. 1956 geändert sind. In Kapitel 7 
sind Bestimmungen über Verwahrung und Internierung enthalten (61- 67), 
die aber auch zum Teil bereits wieder geändert sind. Man paßt sich eben 
sofort der Entwicklung an. In Kapitel 8 kommt man nommals auf Arbeits­
prämien zurück (68 - 74). Der Gefangene kann sich selbst Arbeit beschaffen, 
erhält aber für solche Arbeit keine Prämien. § 70 bestimmt, daß diese verfüg­
baren Mittel aus der Arbeitsentlohnung für UnterstGtzung Angehöriger, zum 
Sdtadenersatz u. ä. oder für persönliche Vergünstigungen verwendel werden 
können. Der König kann nadl § 74 besondere Anordnungen erlassen, daß für 

Z) Vgl. Materialien S. 5 - IB. 
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geleistete Arbeiten die Löhne anders als gemäß den in § 68 genannten Grund­
sätzen, soweit erforderlich, yerwendet werden. Sie sind nicht zu pfänden. Erst 
in Kapitel 9 folgen Bcstimmungen über DisZiplinarmaßnahmen, aber sehr ein­
gehend in den §§ 75 - 82. In Kapitel 10 wird in den §§ 83 - 87 das Be­
smwen1ewesen geregelt. Eine königliche Anordnung vom 5. 10. 1956 erläßt 
nähere ergänzende Bestimmungen über die Behandlung der Insassen, spricht 
vom Beirat in jeder Anstalt und von einem Behandlungsplan, der in Verbin­
dung mit dem Zentralamt aufzustellen ist. Ab 1. 1. 1957 ist ein Behandlungs· 
journal zu führen. Auch Fragen der Entlassungsfürsorge werden in diesem 
Gesetz geregelt. s) 

Norwegen 

Das Gesetz für den Strafvollzug vom 12. 12. 1958, in Kraft seit dem 1. 4. 1959, 
ist relati .. kurz, daher in 62 Paragraphen in sechs Kapiteln sehr kompakt. Auch 
hier finden sich wieder zuerst Verwaltungsvorschriften. da nn in Kapitel 11 
Bestimmungen über die Unterbringung in den Anstalten des Gefängnis­
wesens. In Kapitel m folgen Vorschriften über die Behandlung. Auch hieI 
wieder die Bestimmungen, daß die Arbeitsentlohnung für d ie Familie und den 
Verletzten Verwendung finden können, wenn der Gefangen e einwilligt. Ocr 
Gefangene muß eine Stunde am Tag in fri scher Luft sein und er erhält eine 
Ausbildung durdl Unterricht. Das Gesetz enthält die Regelung für den Brief­
verkehr und Disziplinarmaßnahmen. Manuskripte dürfen die Anstalt nicht 
verlassen, wenn über einen anderen Gefangenen berichtet wjrd. In Kapitel IV 
wird die Entlassung geregelt und die notwendige UnteIbringung. Bei Strafen 
bis zu drei Jahren kann deI Gefa.ngene nach der Hälfte der Verbüßung auf 
Probe entlassen werden. Die Probezeit dauert aber nur bis zum Ende deI Straf­
zeit, mindestens abcJ v.vei Jahre. Bei Entlassung aus lebenslänglicher Strafe 
beträgt die Probezeit zehn Jahre. Auch hier ist die Rede von Arbeitsschulen 
und Zwangsarbeit. In Kapiteln V und VI ist von der Behandlung der Insassen. 
so vom Briefverkehr, die Rede. Eine Ausforschung der Gefangenen durch 
Bediensiete darf nur erfolgen, wenn sie vom Gericht angeordnet oder im 
Gesetz bestimmt ist. Finanzfragen werden in den §§ 56 - 62 geregelt, wie 
weit dieeimelnen Distrikte des Gefängniswescns reichen und wie weit Unter­
gliederungen zu Beiträgen verpflichtet sind. Der König bestimmt z. B., wieviel 
für Venva.hrung und Verpflegung abgezweigt werden müssen, wenn einer 
wegen Konkurses in Haft genommen wird. Durch dieses Gesetz wurden alle 
alten Gesetze aus den Jahren 1903, 1947 und 1948 aufgehoben. 

lsland 

Im StGB dieses Landes vom 12. 2. 1940. erneuert nach dem Stande vom 
1. 8. 1960, wird in den §§ 31 - 55 der Vollzug geregelt. so in § 37 eine Be· 
stimmung übeI die Arbeit. In einem zusätzlichen Gesetz vom 7. 12. 1951 , das 

3) Vg!. Materialien S. 262 f., bzw. Norwegen S. 248 ff. 
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in Kraft blieb, ist in § 4 ausgesagt, daß Arbeitsverdienst des Gefangenen für 
Schadenersatz herangezogen werden kann, und in § 47 werden Hausstrafen 
geregelt. Ebenso findet sich in diesem Gesetz eine Vorschrift über die Voll­
streckung von Geldstralen, es ist also gleimzeitig ein Strafvollstreckungsgesetz. 

Finnland 

Das StGB ist vom 19. 12. 1889. Gleichzeitig besteht eine Verordnung, die im 
§ 13 solche Taten regelt. die in Strafhaft begangen werden, also wie bei uns 
in Fonn von Hausstrafen. Hier wird noch von Züdtigung gespromen, die 
aber infolge neuerer Einstellung nicht mehr Anwendung findet. Bs ist aber 
6Um davon die Rede, daß der Arbeitslohn für Schadenersatz bis zur HäUte in 
Ansprum genommen werden kann, wenn sich dt.'[ Verletzte in Not befindet. 
Für das Gefängnis sind Besonderheiten im Gesetz vom 19. 4. 1944 geregelt, 
für das Zumthaus ebenso dUr<n ein Gesetz vom 31. 10. 1947, also verschie­
dene Gesetze für den betreffenden Anstaltstyp, die insbesondere das Arheits­
wesen geregelt haben. Auffallend ist ein Gesetz vorn 24. 3. 1943. das den 
durch Straftaten erlangten wirtschaftlichen Vorteil regelt. 

England 

Dieses Land hat eine Gefängnisordnung, die _Pris<>n Rules" von 1949 mit 
Anderungen bis zum 12. l. 1957. In sieben Teilen werden allgemeine Vor­
schriften gegeben über die Behandlung, dann für besondere Gefangene, die 
zur Besserungserz:iehung und Simerungsverwahrung verurteilt sind. Im 
sechsten Teil finden sich Bestimmungen über das Personal und im siebten 
über Besuchsaussmüsse und Besumerkollegien. Diese Vorschriften enthalten 
207 Nummern, aber in einem Anhang werden noch die Verpflegungssätze bei 
Kostsmmälerung aufgeführt. Eine besondere Ansta.llsordnung in 118 Num­
mern besteht für Verwahranstalten aus dem Jahre 1952. die sog .• Detention 
Centre Rules·. Der Sdladenersatz nach Gewaltverbrechen wurde nach fünf­
jähriger Vorarbeit in einem besonderen Gese17. vom 1. 5. 1964. in Kralt seit 
1. 8. 1964, geregelt, das den Namen _Cornpensalion for Victims of Crime' 
trägt. Neuerdings sind Bestrebungen im Gang, solche sozialen Forderungen 
durch Erhöhung des Gefangenenarbeitslohnes zu ermöglichen. 

Frankreich 

Das 5tGB in Frankreich ist vom l. 9. 1962. Aber bezeidmend ist, daß der 
Vollzug und seine Regelung Bestandteil der StrafprozeBordnung von 1959 ist. 
die damals im 5. Bum das Vollstredmngsverlahrcn regelte. Hier werden die 
Vollstreckung der Strafurteile, der Haft als Untersuchungshaft und Strafhaft 
mit gemeinsamen Bestimmungen für die versmiedenen Vollzugsanstalten in 
den §§ 707 - 728 behandelt. Dann ist von der bedingten Entlassung. von der 
Strafaussetzung zur Bewährung und der einfachen Strafaussetrung in den 
§§ 734 - 747 die Rede. 
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In einem dritten T eiJ der französischen StPO von 1959 stehen ws Ausführungs~ 
bestimmungen und als ,Verordnungen- bezeidlOet sehr eingehende Be­
stimmungen über das VoUstred.ungsverfahren. Bei diesen sog . • Decrets' 
handelt es sim nimt um vom Parlament besdllossene Gesetze. aber um Be­
stimmungen mit Gesetzeskraft, die aum sdlOn rein buchtedmisch Bestandteil 
der StPO sind. Hier werden in X Titeln, die jeweils in Kapitel und Absdmitte 
untergliedert sind, aUe Einzelheiten des Vollzuges viel ausführUcher als in un­
serer DVoIlzO mit 572 Artikeln behandelt. Hier ist aber auch alles bis auf jede 
Kleinigkeit geregelt. alles, was irgendwie den Vollzug, die Untersuchung und 
Strolhaft bei Inländern, Ausländern und Streitkräften betrifft; auch die be­
dingte Entlassung und die Tätigkeit der dafür vorgesehenen Ausschüsse wer­
den berührt. Selbst die Finanzierung und das Verhältnis zu freien Vereinigun­
gen sind festgelegt. Frankreich ist bekanntlidl das klassisme Land der .action 
civile - im Strafverfahren, damals 1943 Vorbild bei der Einführung des Adhä~ 
sionsprozesses. der bei uns nur ein Schattendasein führt. Entspremend der 
Verpßicfltung des Richters, in jedem Strafverfahren den durch die Straftat ent­
standenen Smaden festzustellen und den Täter zum Schadenersatz zu verur­
teilen, ist auch in den Vollzugsbestimmungen der StPO festgelegt, inwieweit 
einige Zehntel des Arbeitslohnes in den Anstalten der Familie. dem Verletzten 
und dem Staat zufallen. Zusätzlich bestimmt ein Gesetz, daß kein Arbeitsver­
hältnis mit einem Stundenlohn unter 2 Frs .. auch im Zuchthaus. vergütet wer­
den darf und daß eventuell aufgewendete Sozialhilfe ni.:;ht zurückerstattet 
werden muß. Dem Gefangenen ist also in jedem Fall mit Strafverbüßung die 
Zäsur zur Vergangenheit in jeder Hinsicht beschieden. ~ ) 

Belgien 

kennt im StGB von 1953 in den §§ 7 - 43 acht verschiedene Strafarten, vom 
Tode bis zur Einziehung. Gemeinsame Vorschriften für versdliooene Straftaten 
werden z. B. in § 2 1 genannt, wo es heißt, daß ein mit Zuchthaus Bestrafter 
automatisch entmündigt ist. und in § 27, daß die Regierung verfügen kann, 
zur Hälfte könne die Rücklage an die Familie geschickt werden. In § 49 ist, was 
auch K8IlPeters immer wieder betont, festgesetzt, daß die Restitution des Rechts­
verhältnisses aus der Straftat mit Schadenersatz immer den Vorrang vor der Voll­
streckung der Geldstrafe habe. Aus § 50 interessiert vor allem, daß der Richter 
von der gesamtschuldnerischen Haftung aus der Straftat durch Einzelverurtei­
lungen befreien kann. weil sonst das Schuldprinzip preisgegeben wird. Gerade 
in Belgien wird deutlich, daß dogmatisch nicht sauber zv,'ischen materiellem . 
prozessualem und Vol1zugsrecht getrennt werden kann. 

Niederlande 

Neben dem Grundgesetz für das Gefängniswesen vom 21. 12. 1951 gab es 
schon vorher eine sog. Reklassierungsordnung von 1947 als einen königlichen 

4) Vgl. Materialien S. 90- 194; außerdem U. M. Roth, Das französische Strafver· 
fahreosrecht und seine Reform. FreibUlg 1963. S. 86 H. 
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Erlaß und Ausführungsbestimmungen zum StGB Art. 14. der nur die Ent­
lassenenfürsorge regelt. Bei dieser Arbeit spielen private Bemühungen in den 
Niederlanden eine außerordentlich wichtige Rolle, so daß eine Regelung schon 
sehr früh notwendig war und die Pragen der Beihilfe, der Grenzen zwischen 
privater und staatlicher Tätigkeit bis hin zur Besetzung der Reklassierungsräte 
mit ihren Aufgaben, auch als Form der BewähruIlgshilfe, geregelt werden 
mußten. Dann wurde 1953 zu diesem Grundgesetz für das Gefängniswesen 
als Erlaß über die Festlegung einer neuen StrafvoUzugsordnung mit Bestim­
mungen über Aufsimtskommissionen und Anstaltsräte herausgegeben, eine 
Art DVollzO mit wiederum 141 Paragraphen. Sie enthalten auch Bestimmungen 
über die Reimspsychopathenanslalten. die völlig an die Stelle der Sicherungs­
verwahrung getreten sind. In einem besonderen Erlaß wurden in 32 Para­
graphen nähere Bestimmungen hinsichtlich des Zentralrates für das Gefängnis­
wesen. die Psychopathenbetreuung und die Reklassierung festgelegt. 5) 

Schweiz 

In der Bundesverfassung vom 29. 5. 1874 ist in Art. 64 festgelegt, daß der 
Bund rur das Strafrecht zuständig ist. während die Organisation der Gerichte 
und der Strafvollzug den Kantonen obliegen. Der Bund ist befugt, zur Errich­
tung von fllIerlei Anstalten der Justiz Beiträge zu gewähren. 

Im StGB \'om 21. 12. 1937 wird unter dem fonnalen Strafvollzugsrecht in den 
Art. 374 - 385 die Pflicht zum Strafvollzug den Kantonen übertragen, und in 
Art. 386 ist von den Beiträgen des Bundes für die Errichtung der in diesem 
Gesetz geforderten öJIentlichen Anstalten die Rede. Für Strafanstalten dürfen 
sie 50 %, für Ven ... ahmnstalten 70 %, für Anstalten sichernder Maßnahmen 
50 % und für Anstalten für Kinder und Jugendliche ebenso 50% nicht über­
steigen. Nach § 390 fördert der Bund Aus- und Fortbildung von Anstalts­
beamten. Nadt § 392 hat der Bundesrat, d. h. die Regierung. die Oberaufsicht 
über die Beachtung dieses Gesetzes. 

Im ma.teriellen Strafrecht ist der § 37 über die Strafzwecke fast überall a.ls vor­
bildlidt anerkannt. Nach diesem soll der Vollzug der Zumthaus- und Ge­
fängnisstrafe erziehend auf den Gefangenen einwirken und ihn auf den 
WicdcTeintritt in das bürgerliche Leben vorbereiten. Die Anstaltsordnungen 
regeln Voraussetzung und Umfang der Erleidllerungen, die stufenweise dem 
Gefangenen gewährt werden können. In der Regel wird der Zuchthausge­
fangene während der ersten drei Monate. der Gefängnisgelangene während 
des ersten Monats in Einzelhaft gehalten. Die Anstaltsleitung kann die Einzel­
haft verkürzen oder verlängern oder den Gefangenen in die Einzelhaft zu­
rückversetzen, wenn es sein geistiger oder körperlicher Zustand oder der 
Zwedc der Strafe erfordert. Die Gefangenen werden zur Arbeit angehalten. 
Sie sollten wenn möglidl mit Arbeiten beschäftigt werden, die ihren Fähig-

5} Vgl. Material ien S. 195 - 217. 
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keiten entspremen und sie in den Stand setzen, in der Freihei1 ihren Unterhalt 
zu erwerben. Die Arbeiten sind in der Regel in Gemeinsmrut zu verrkhten. 
Die Ruhezeit bringt der Gefangene in Einzelhaft zu. Die Araeitseinteilung ist 
so zu treffen, daß die zu Zuchthaus und die zu Gefängnis Verurteilten audl 
während der Gemeinschaftsarbeit getrennt bleiben. Ausnahmen sind nur 
zuläSSig, soweit die Besmäftigung in den Arbeitsbetneben sie erlordert. 
Es folgeJl Vorsmriften über Kleidung, Kost, Besum und Briefverkehr in den 
Art. 35 - 39. Von der Trennung der Geschlern.ter, der Seelsorge und den 
Büchereien ist in Art. 46 mit seinen Unterteilungen die Rede. Ober die Arbeits· 
vergütung enthält das StGB Vorschriften ebenso wie über den JugendstrafvoU­
zug. Die ßehandlung von Gewohnheitsverbremem, Arbeitsscheuen, Trinkern, 
auch Ra1Jsrn.giftkranken wird im StGB von § 42 - 45 geregelt. 
Das kantonale Remt hat dann Vorschriften über einzelne Strafanstalten ge­
schaHen. so der Kanton Aargau für Lenzburg die vom 17. 11. 1941, aufgeführt 
als Beisj:iel in den Materialien zur StrafvoUzugsreform in 118 Paragraphen auf 
S. 291 H., der Kanton Sem für seine Anstalt Witz" .. il eine Haus- und Arbeits­
ordnun~, der Kanton Zürich in 140 Paragraphen für seine Anstalt, der Kanton 
Waadt durm ein Gesetz vom 5. 2. 1941 noch ausführlimer in 16S Artikeln. 
Je nach der Struktur der Anstalt ist der Leiter ein Diplompsychologe, Päd· 
agoge, Ingenieur oder Landwirt, nie ein Jurist. wie gelegentlich eines Vor· 
trages in Freiburg von einem Anstaltsleiter auf Anfrage zu erfahren war. 
Jedenfats stellt uns die Schweiz die Frage, ob nicht für den VoUzug unser 
Föderalismus ein antiqUiertes System ist. Auch die anderen Länder, wie Th. 
Grunau in seiner Arbeit über die Organisation des Vollzuges (Materialien 
Bel. vm. Teil 3, Organisation des Strafvollzuges) dargestellt hat, haben fast alle 
zentrale Vollzugsverwaltungen: Frankreich, Belgien, NiedeTlande, England. 
Schweden und asterreim. 

Italien 
Der südliche Remlskreis dürfte für unSeIe Strafgesetzgebung bis hin zu den 
Vollzugsvolschriften besonders wichtig sein. Leider ist in den Materialien, die 
VollzugsvorsdnUtcm enthalten, nichts darüber ausgesagt. und dorn. wird ge­
rade hiEI simtbar, daß entscheidende, uns fehlende Gesichtspunkte für die 
staatliche Strafreaklion herausgestellt sind. Nur für Spanien hat das Bundes­
justizministerium 1964 die Ubersetzung eineI Strafvollzugsordnung über die 
Organisltion und Ordnung des spanischen StrafvoUzugcs herausgebracht. die 
aber bei Anfertigung dieser Obersidlt im Freiburger Max-Planck-Institut für 
ausländismes Strafremt unbekannt war; General Franeo hat durdl ein Dekret 
vom 2. Februar 1956 zum Gesetz über den Status des Beamten der staadimen 
Zivilvel' .... altung mit einem einzigen Artikel diese Strafvollzugsordnung mit 
ihren 223 Artikeln gebilligt und in Kraft gesetzt, eine Ausführungsverordnung 
zu den im StGB (vgl. Spanien) enthaltenen Vollzugsvorschriften. 
Wohl unter dem Einfluß deI katholischen Moraltheologie werden gerade in 
allen diesen auch vom Katholizismus politisch beherrschten Ländern die durm 
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die Straftaten gestörten zwischenmenschlichen Bez:iehungen bei der gesetz· 
lichen Regelung der Strafreaktion im Gegensatz zu uns beadltet. Wir meinen, 
aus dogmatischen und systematischen Grunden gehörten die Straftatsfolgen 
und ihre Regelung nicht ins Strafrecht. Aber Bianeni, der Amsterdamer Straf­
redltler, hat uns in seiner .Ethik: des Strafens· belehrt. daß wir mit dieser 
19norierung der durch die Straftat gestörten Rechtsverhältnisse in der Straf­
redusordnung biblische und christliche Grundlagen verlassen haben. dessen 
wir uns schämen sollten in einer. wie Gollwitzer in der Rezension dieses 
Buches sagt, angebUch humanisierten Gesellschaft. Das muß zuvor als ent­
scheidender Gesichtspunkt für diesen gesamten Rechtskreis deutlich heraus­
gestellt werden. 
Das ilalienische StGB vom 19. 10. 1930 spricht in den §§ 17 - 38 von den 
Strafen und hat im IV. Teil einen besonderen Titel mit der Uberschrift . Der 
Täter und der Verletzte der strafbaren Handlung". In diesen §§ 85 - 131, also 
in 47 PflIagraphen, wird hier geregelt. was nach unscrer Meinung ins Zivil­
redlt gehört. Im V. Teil wird die Vollstredcung behandelt (§§ 132 - 145). und 
dort ist auch von den Aufgaben des Vollzugs die Rede, so in § 145, daß in 
den Strafanstalten der Gefangene eine Entschädigung für die geleistete Arbeit 
erhalten soll. Es wird sogar die Rangfolge bezeichnet. nach der aus diesem 
Verdienst die Ansprüche befriedigt werden sollen. Zuerst sind die als Schaden­
ersatzgesdlUldetenBeträge an den Verletzten zu beuthlen (wie bei unsaum bei 
der Konkursordnung - § 11 - zunächst die sozialen Verpflichtungen zu er· 
Hlien sind und erst dann der Staat mit seinen Kosten Anspruch erheben 
kann). Auch die Familie ist zu berücksichtigen, und im Verhti ltnis zum Ver­
letzten werden auch die Verabredung. Mehrtäterschaft, Zuredmungsfähigkeit 
sowie die eventuelle Mitschuld des Verletzten für die Strafzumessung und die 
Schadensersatzleistung behandelt. Außerdem besteht für den Vollzug in ftaUen 
nodl eine Vollstroomngsordnung (Rigolamento), die aber Gesetzeskraft hat. 

Spanien 

Nachdem im m. Teil des StGB vom 23. 12. 1944 in den §§ 23 - 100 von den 
Strafen gesprodlen wurde. ist der IV. Titel als ein besonderer Abschnitt 
wiederum den zivürechtlichen Verantwortüdlkeiten bei der Straftat gewidmet 
001 - 11 8). so z. B. vom Erlöschen der strafrechtlichen Verantwortüdlkeil 
(112 - 11 7). Bei den Strafen ist von der Einteilung und den Zumessungsgrund­
sälZen wie auch. von einer gewissen Strafenleiter gesprochen, und ein lx.'Son· 
deres Kapitel handelt von der Strafvollstrc<:kung. Interessant ist für den Straf· 
vollzug, daß in § 100 zur Hebung des Arbeitseifers die Strafablösung durch 
Arbeit bei Strafen bis zu zwei Jahren vorgesehen ist , indem ein Tag der StrafE 
für zwei Tage ordentlimer Arbeit erlassen wird. Eine Neufassung vom 20. 12. 
1952 hat sich fü r § 11 8 mit der Rehabilitation beschäftigt. und darin ist be­
merkenswert, daß beim Justizministerium die Tügung der Strafe im Registel 
beantragt werden kann. wenn nach besten Kräften Schadenersatz geleiste1 
wurde. Wie sehr hier die zwismenmenschUchen Beziehungen beachtet wer· 
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den, ztigt § 112, 5, der besagt, daß die Verantwortlichkeit durch Verzeihung 
des Verletzten erlischt. sofern das Delikt auf Antrag verfolgt wurde. iatige 
Reue wird also bei dieser Kodifikation nicht nur nach Brandstiftung, sondern 
bei vollendeten Delikten berücksichtigt. 

Portugal 

Das SteB vom 16. 9. 1886 wurde durch eine Reform VOITJ. 5. 6. 1954 neu­
gefaßt. Bs ist die Rede in § 58 von Strafanstalten gewerblichen oder landwirt­
sd!altlimen Charakters, aber auch von Zentralgefängnisscn. Es heißt dort, 
daß unbesrnadet des Zwangscharakters Besserung und Wiedercingliederung 
angestrebt werden sollen. Amh kennt man schon im SIGB die Differenzie­
rung der Ar:stalten, und in § 59 heißt es, daß der Gefa.ngene nach Kräften 
und Fä~igkeiten zur Arbeit verpflichtet ist. Diese soll gestaltet werden zum 
Zweck der Besserung und gesellschaftlichen Wiedereinglieclerung. Möglimst 
soU ein Handwerk erlernt werden. Die Arbeit hat in Werkstätten zu erfolgen, 
aber auch bei schweren Strafen in der Offentlichkeit. Wichtig ist, daß es heißt, 
die Arbeit solle entlohnt werden. Der Lohn soll dazu Verwendung finden, 
"das Bewußtsein der sittlichen familiären und sozialen Pflid!ten zu stärken 
und die Wiedereillgliederung nach der Entlassung zu erleichtern". Hier wird 
also gerade das im Strafgesetzbuch bereits ausgesagt, was uns fehlt. Bei Erler­
nung eines Handwerks wird z. B. die eventuelle Unterbringung im Arbeitshaus 
aufgehoben. Man kennt dort auch vierzehn Strafarten und in § 119 auch die 
Regelung, daß ein Tag schwerer und guter Arbeit drei Tage Gefängnis ersetzt, 
wenn, ",ie es heißt. Geschick, Wichtigkeit, Ergiebigkeit und Vollkommenheit 
sichtbar werden. Also gewiß ein Ansporn zur tätigen Reue, die unserem Straf­
vollzugvöllig fremd ist, weil der Staat nur an die Ded:ung seiner eigenen Un­
kosten denkt und nicht an die aus der Straftat erwachsenen sozialen Verpllich­
tungen des Täters. Wo im dritten Teil von der Zumessung und Vollstred:ung 
die Rede ist (§§ 84-124), heißt es, daß bei Arbeitsverweigerung und Diszi· 
plinarsuafen diese Zeit nicht auf die Strafe angeredmet wird. Es befinden sich 
also reine Vollzugsmaßnahmen im StGB. In Portugal fällt auf, daß in vie1en 
Paragraphen mit Unterteilungen von dem Erlöschen der strafredJ.tlich.en Ver­
antwor1lich.keit die Rede ist, aber auch selbst im StGB in § 125 in eU Unter­
teilungen von der zivilrechtlirnen Regelung des S<hadenersatzes, so z. B. auch. 
von der Verjährung. Auch. hier taucht wieder das Wort Verzeihung auf. wenn 
es heißt daß Parteiverzeihung die strafredttliche Verantwortlichkeit aufhebt. 
wenn Strafverfolgung ohne Strafantrag oder ohne Privatklage nicht statt­
findet. Bei Minderjährigen muß die Verzeihung durch den gesetzlidten Ver­
treter genehmigt sein. 

Griechenland 

Im StGB vom 17.8. 1950, in Kraft seit L L 1952, heißt es in § 56, daß der 
Vollzugdurdl ein besonderes Gesetz geregelt werden soll, aber hier wird in § 77 
auch bestimmt. daß der Schadenersatz den Vorrang vor der Geldstrafe habe, 
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wenn das Vennögen nknt ausreicht. Das entsprechende Vollzugsgesetz war 
nicht zugänglich, es hat offenbar nom nicht seine übersetzung gefunden. 

Sadamerika 
In Argenlinien ist im StGB von 1921 in Art. 11 bestimmt. daß der Ertrag 
der Arbeit des zu Zuchthaus oder Gefängnis Verurteilten in folgender Rang· 
folge verwendet werden soll: 
I. um die durch das Verbrechen entstandenen Schäden und Nachteile zu 

ersetzen. 
2. den nach dem Zivilgesetzbuch geschuldeten Unterhalt zu leisten, 
3. um die dwm den Verurteilten in der Anstalt entstandenen Unkosten zu 

decken. 
Im vierten Abschnitt des gleichen StGBs wird dann in Art. 29 von der Wieder· 
gubnamung des Schadens gesprochen. Das auf Strafe lautende Urteil kann 
9nordnen, daß der materielle und ideelle Schaden, der dem Verletzten, seiner 
FlUllilie oder einem Dritten zugefügt worden ist, ersetzt werden muß. Ferner 
kann im Urteil die Rückgabe der durch das Verbrechen erlangten Sache oder, 
wenn nidtt möglim, die Zahlung des Marktpreises der Sache 'Zuzüglich ihres 
Verbrauchswertes angeordnet werden. Endlim kann. wenn die zivilrechtliche 
Schadensersatzleistung oimt während der Dauer der Strafe erbracht werden 
kann, der Richter im Falle der Zahlungsunfähigkeit des Verantwortlichen den 
Teil des Lohnes im Vollzuge fes11egen, der zur Erfüllung jener Verpßimtungen 
zu verwenden ist, bevor eine bedingte Entlassung erfolgen kann. In Art. 30 
wird eindeutig ausgesagt, daß die Smadensersatzpflicnt allen Verpilich.tungen, 
die der Verantwortliche nach Begehung des Verbrechens auf sidl nimmt, auch 
der Verpflidttung zur Zahlung der Geldstrafe vorgeht. In Art. 32 wird fest· 
gesetzt, daß trotz grundsätzlicher gesamtschuldnerischer Haftung die Verpflich· 
tung der Höhe der Schadensersatzleistung entsprechend der Teilnehmerschaft 
festgesetzt werden kann. 
Im StGB Brasiliens vom 7. 12. 1940 wird relativ viel vom Vollzuge ge· 
spromen, so in § 29, der besagt, daß der Gefangene zur Arbeit verpllimtet ist, 
die vergütet werden muß. Bei Zuchthausstrafe kann auch Gemeinschaftsarbeit 
erfolgen und bei Gefängnisstrafe ist Rücksidtt auf die Fähigkeiten zu nehmen. 

Bezeichnend ist, daß sidl der Gedanke der Defence Sodale in Kuba selbst 
im Namen des entspremenden Gesetzes durdtgesetzt hat. Das Gesetzbuch 
trägt dort den Namen der sozialen Verteidigung vom 4. 4. 1936. Hier ist auen 
nur von Sanktionen die Rede, aber auch von der Rehabilitation, und in 17 
Artikeln von der zivilrcdttlichcn Verantwortlichkeit. So wie in den euro· 
päischen südlichen Ländern wird auch in Süd- und Mittelamerika die staat­
liche Strafreaktion bis hin zur zivilrechtlichen Regelung der Straftatsfolgen 
als eine organische Einheit gesehen. 
Gerade in der Gesamtheit dieses Redltskreises .von lwlicn bis Südamerika wird 
sidttbar, daß - wie Sdtönke in seinem Kommentar :zum StGB, S. 1034, 
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beto nt - die I..egalisierung der Vermögensverschiebungen, seien sie aktiv ge­
wollt oder passiv erduldet, eine Aufgabe der gesamten Rechtsordnung sei und 
nicht nur auf das bürgerliche Recht beschränkt, so daß also alldl Konsequen­
zen für das materielle Strafrecht, den Strafprozeß und die Vollzugsordnungen 
zu ziehen sind. (Vgl. aum Frankreich!) Daher sind hier, weil es sich um 
genuin duistlime Grundsätze handelt, immer Bestimmungen über die zivil­
redlllichen Folgen der Straftat und ihre Regelung im materiel\oen Strafre<:ht ZII 

finden. Bei uns sieht es eben so aus, als ob wir die Opfer der Berufs- und 
Gewohnheitsverbrecher ganz vergessen zu haben scheinen Llnd nur der Er· 
füllung des staatlichen Strafanspruchs in seiner Abstraktion ergeben sind und 
damit die Verfassungsgrundsätze vom sozialen Red1tsstaat bEdenklich igno­
rieren. 

Ostblodltaaten 

In der .Russischen Sozialistis<:hen Föderativen Sowjetrepublik" besteht ein 
5tGB vom 27. 10. 1960. das in der fassung vom 6. 5. 1963 in Krah ist. E~ 
spridlt in den §§ 2:0 - 36 von den Strafen und in den §§ 50 - 63 von Zwangs· 
maßnahmen medizinischer und erzieherischer Art. In § 20 heißt es, daß die 
Strafe nimt im physischen Leiden bestehen soll. Man kennt dort elf StrafarIen 
(§ 2 1) , al:.cr ein besonderes Gesetz soll Einzelheiten üb<!r die sog. Besserungs­
arbeit regeln. Allgemein wird von dieser Strafe in § 27 StGB gesagt, daß bei 
ihrer Vollstreckung ohne Freiheitsentzug vom Entgelt. das a lso draußen in 
freier Arbeit veIdient wird. dem Staat 5 - 20 % zufallen. Auch wer arbeits· 
unfähig ist. kann zur Schadenswiedergutmachung verurteilt werden, zu Geld­
strafe oder öffentlichem Tadel. § 32 enthält eine prozessuale Vorschrift , die 
von der Auferlegung der SchadenswiedergutmadlUng durch Beseitigung oder 
Entschuldigung spricht, die sogar öffentlich gegenüber dem Verletzten oder 
dem Kollektiv erfolgen muß, wenn der Täter dazu fähig ist und keine sog. 
Besserungsarbeit verhängt wird. Von ihr wird viel Gebraudl gemacht. In die­
sem Lande ist die Einrichtung der sog . • Kameradschaftsgerichte· ein instruk­
tiver Beitrag für den Kampf gegen die Kleinkriminalität. Der größte Teil klei­
nerer Delikte wird deshalb nicht vor der Justiz. sondern von diesen Kamerad­
schaftsgerichten abgeurteilt. die meistens in den Betrieben mi t über 50 Perso­
nen eingerimtet werden und audl für die DDR seit 1958 als Vorbilder fü r die 
EinrichtuTlg gesellschaftlicher Redltspflegeorgane gedient haben. Es handelt 
sim bei diesen Maßnahmen nicht um Strafen. sondern um eine gesell· 
schaftliche Einwirkung. Sie haben sich nach einem Vortrag (k"S Obersten 
Sowjetrichters auf dem UNO-KongreS 1965 in Stockholm auch bewährt und 
sind aus der Bekämpfung der Kriminalität nicht mehr wegzudenkcn. ' ) Durch 

6) Vgl. Jlhrbum für Ostredl.l, Bd. 2, DeZ'. 1961. Vladimir M. Kabes. Genf. Die 
Gesel!;chaltsgerichte in der Sowjetunion und in der Tsrnec:hoslowakei. S. 77 bis 
110, sowie Wortlaut der Verordnung der RSFSR über Kameradsrnaf!s~cri chle , 
ebend~ S. ZOO - 220. Für die DDR sehr instruktiv Neue Justiz 1967. 2. Februar· 
heft. NI. 4, mH Aufsätzen von Hilde Benjamin. Renneberg, Dähn, Krulzsch ll. 11. 



eine Verordnung für die Tätigkeit dieser Kameradschaftsgerichte vom 3. Juli 
1961 werden Errichtung und Praxis dieser gesellschaftlichen Organe bestimm!. 
Meistens finden diese Aburteilungen am Arbeitsplatz oder Wohnort des Stö­
rers statt. Verfahrensordnung, Maßnahmen der Einwirkung sind im einzelnen 
geregelt, und auch hier fällt wieder auf. daß genau wie in den südländisch­
katholischen Ländern immer der Geschädigte Berücksichtigung findet. Im 
ein7.elnen ist festgesetzt, in welcher Frist Sdladenersatz zu leisten ist. Diese 
Maßnahme ist in ihrem Spnu:n ein Jahr gültig und nach diesel" Zeit aufgeho­
ben, wenn nichts Neues mehr erfolgt ist, hat also keine Auswirkungen auf 
ein Strafregister. Der Verletzte ist soweit berücksichtigt, als er audl immer sein 
Einverständnis geben muß, wenn der ihm zugefügte Schaden vor dem Kame­
radsdlaltsgericht verhandelt ,vtrd oder eine Abgabe an die Justiz erfolgen soll. 
lrifoIge dieser Art der Bekämpfung der Kleinkriminalität ist die Mindest­
freiheitsst-rafe auf drei Monate festgesetzt. 
In Polen hat man versucht, ein StGB nach dem Kriege in den lahren 1951, 
1956 und 1963 zu scha.ffen. Die stets a.usgesetzte Modernisierung des Straf­
rechts verhinderte aber die Refonn des Vollzuges, und deshalb ist jetzt eine 
Vollzugsreform in 285 Artikeln eines neuen Reglements erfolgt. In sechs Kapi­
teln ist vom Vollzug im Gefängnis, vom Arbeits2Cntrum, von der offenen 
Anstalt. vom Jugendgefängnis, von den Einrichtungen für Rückfällige und für 
psychisch Gestörte gesprochen. Ein Novum ist die Vorschrift der Regelung 
der Selbstverwaltung. Bis zum Jahre 1956 waren Vollzugsfragen tabu. Jetzt 
erwartet man, daß der Strafvollzug Einfluß auf die Strafrechtsrcfonn nimmt. 7) 

Auch nach diesen Vorschriften wird die Arbeit in der Anstalt entlohnt. 5 % 
dieses Lohnes gehen in den Fonds zur Bekampfung der Kriminalität. an in­
valide Gefangene und ihre Familien. Vom Rest werden 25 - 40 % an die 
Gefangenen ausbezahlt, und der Rest geht in die Slaatskasse. Wer in Staatsbe­
trieben im halboffenen Vollzug arbeitet, hat Ent10hnung wie ein freier Arbei· 
ter zu erwarten. Es wird also konsequent fortgesetzt, was die StPO in den 
§§ 55 - 59 vorschreibt. die im 2. Abschnitt den Untertitel .Der Gesmädigte" 
und im 3. Abschnitt den Untertitel .Der Privatkläger" trägt (§§ 60 - 66). So 
wird auch in den oJustizgesetzen der Volksrepublik Polen von 1954 0 berück­
sichtigt, daß Staat, Täter und Opfer einer Straftat in der Strafrechtspflege ei ne 
organische Einheit bilden. 
Das StGB in Ungarn von 1961 spricht in den §§ 34 - 63 auen wiederum 
von der Besserungsstrale, die in § 42 als Besserungserziehungsstrafe bezeichnet 
wird. Auch hier entscheidet das Gericht, wievicl vom Entgelt, das in der Frei­
heit verdient wird, dem Staat zufällt. F..s wird im StGB nidlts über die Voll­
streckung gesagt, aber in der StPO wird im Iß. Kapitel dem Verletzten in den 
§§ 37 - 52 die Regelung der Straftatsfolgen ermöglicht. 
In Rumänien behandelt das StGB vom 1. 12. 1960 im 111· Kapitel die Frei­
heitsstrafen und deren Vollzug gesondert in den Artikeln 28 - 49. Bei Verur-

71 Vgl. Dr. G. Geilke, Fremeitsstra(vollzug in Polen, ZStW 1966, Heft .. , S. 262 - Zn. 
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teilung tU Zwangsarbeit erfolgt Absonderung bei Nacht. Gemeinschaft ist nur 
gestattet. wenn sie wichtig und durch Arbeit bedingt ist. § 29 spricht von 
Gefäng~iskleidung und § 33 von gemeinnütziger Arbeit. d ie der Besserung 
und Umerziehung dienen soU. Selbst der Besuch in der Anstalt wird im SIGB 
geregelt Bei politischen Gefangenen kann der Besuch durch die Familie ein­
mal im Monat erfolgen. Auch Zeitungen können bezogen \\lerden, und n3dl 
§ 45 sind politische und gemeine Verbre<her unter Kuratel. solange sie in 
Haft sind. Vom Arbeitsverdienst gehen bei Strafen bis zu fünf Jahren 5 % 
an den Staat. bei über 5 Jahren bis zu 3 %. 
Im SIGB der Tscnechoslowakei vom 29. 1 L 1961 wird von den Strafen 
in verschiedenen Stufen in den §§ 23 - 30 gesprochen und von deren Voll­
streckung in den §§ 39 - 57. Auch hier gibt es wie überall in den Ostblock­
staaten die Besserungsstrafe ohne Freiheitsentzug von zwei Monaten bis zu 
einem Jahr. Von dem Arbeitsertrag aus dieser Zeit gelangen zwischen IO'Yo 
und 25% an den Staat. In § 39 ist als Strafzwcck angegeben. daß der Täler 
systematisch zu eniehen ist, damit er ein ordentlidles Leben als Werktätiger 
führen tann. 

Im StGR BuJgariens vom 2. 2. 1951 kennt man bei der Aufzählung der Straf­
möglidlkeiten in den §§ 21 - 33 auch die Besserungsarheil, ebenso ohne 
Freiheitsenlwg. Hier sind drei Tage guter Arbeit gleidl einem Tag Freiheits­
entzug. 

USA 
In den USA ist em Entwurf eines Musterstrafgesetzbuches herausgekommen, 
ähnlich unserem B 62. Er enthält vier Hauptteile, 

L A1Isemeine Bestimmungen 
2. Begriffsbestimmungen der Straftaten 
3. Behandlungsmethoden und Besscrungsmaßnahmen 

4. Organisation der Besserungsanstalten 

Für die einzelnen Hauptteile ist jeweils ein volk-s Hundert an Paragraphen 
vorgesehen, so daß die Zahl für das jeweilige Hundert bereits andeutet, zu 
welchem Teil die Bestimmung gehört. Der dritte Hauptteil ist dem Strafvollzug 
gewidmet und regelt die Verwaltung, die Arbeit des Ausschusses für bedingte 
Entlassung, die Verwaltung der Anstalten und die Probation. In diesem Hun­
dert wird auch die Vollstredwng der Geldstrafe geordnet. Alle Einzelheiten 
der kururistigen Freiheitsentziehung und der langfristigen, auch die Verluste 
und WlCclerherstellung von Rechten und Pflichten. die mit der Verurteilung 
gegeben sind, also die Rehabilitation, sind hier bcstimmungsmäßig geregelt 
Zur gesetzlichen Festlegung von Einzelfragen. wir würden sagen auf dem 
Gebiet der Gefangenen- und Entlassenenhilfe (in den Niederlanden Reklas­
sierungl, hat aber Präsident 1ohnson am 10.9. 1965 ein Gesetz unter.reichnet. 
das denNamen trägt ~The Prisoner Rehabilitation Act of 1965 -. Er führte aus: 
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,Wir können nicht einen endlosen selbstmörderischen Kreis von Freiheits· 
entzug und Entlassung und erneuter Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe 
dulden. ' Nach diesem Gesetz hat er im Sommer 1965 einen Ausschuß für 
StrafvoIllUg und Justizverwaltung, ei n Gremium von Bürgern, mit dem Auf· 
Irag eingesetzt, die stets zunehmende Kriminalität auf ihre Ursachen zu priifen 
und vorzusdtlagen, weldte Programme des Vollzuges den größten Erfolg 
versprechen, um dieser kriminellen Entwicklung vorzubeugen bzw. sie zu 
\Ierhindem. Es wurde also erst ein Gesetz geschaffen und durch dieses Gesetz 
die Kommission berufen. Es soll Ausdruck des nationalen Kampfes gegen das 
Verbredlen sein und enthält drei wesent1iche Neuerungen: 

I. Probanden kommen in Ubergangsheime. auch ETWamsene. Diese Heime 
sind Abteilungen des Strafvollzuges. Bei der Entlassung aus den Strafanstalten 
sind nam statistischen Unterlagen 50 % rückfällig geworden, bei soldu!ß aus 
Obergangsheimen nur 30 %

• Sie si nd mit Strafanstalten verbunden. und man 
erhofft eine solche Regelung als ein gutes Beispiel für die einzelnen Bundes­
staaten. 
Z. Dicscs Gesetz Sdlafft die Möglidlkeit von Beurlaubungen aus der Anstalt 
bei smwerkranken Familienglicdern, bei Todesfall. jetzt auch neuerdings zur 
BehandJung beim Arzt oder zur Vorstellung beim Arbeitgeber bis zu dreißig 
Tagen. sogar zur Beteiligung an einem Kursus. 
3. Das Gesetz schafft die Möglichkeit. daß erwamscne Strafgefangene tags· 
über ein freies, bezahltes Arbeitsverhältnis eingehen oder sim einer Bemfs. 
a.u~bilduDg unterziehen können. Solches war schon in 18 Bundesstaaten 
möglich. Abends und am Wornenende ist man in der Anstalt. Man zahlt 
dann Steuern wie ein freier Arbeiter, aber es erfolgt BUch ein Abzug für Voll­
zugskosten. ebenso wie für Schadenswiooergutmad'lUng. fachkräfte bemühen 
sich um Besdlaffung soldter Stellen. 

Der Blick ins Ausland bei solmen Betrarntungen zeigt uns jedenfalls. daß 
für un5Cren deutschen Strafvollzug und ein eventuelles Strafvolb.ugsgesctz 
wie überhaupt für die gesamte Strafrech tspnege folgende Fragen vordringlich 
zu regeln sind , 

I. Der Strafvollzug in einem föderalist ischen Staate bedarf zur einheitlichen 
Ausrichtung einer Zentralinstanz mit Kompetenzen der Aufsicht und der 
Gesamtstnlktur. Besonders wird dieser Mangel bei unserem Frauenstrafvollzug 
deutlim. 
2. Die zivilreffitlimen Folgen der Straftat und ihre Regelung gehören in die 
Strafrechtspflege hinei n und sind selbst solmen weltanschaulich entgegen­
~esetzen Ländern wie den südländisch-katholismen und den Ostblockstaaten 
eine Selbstverständlidtkeit. Justizminister Heinemann hat selbst die Grund­
sätze unseres Strafvollzuges als eine .barbarische Rü<ksimtslosigkcit gegen­
über der Verfassung~ bezeichnet. und diese Verfassungswidrigkeit wird he­
;;onders bei der Ignorierung des Grundsatzes des sozialen Redltsstaates (20 
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und 28 CGl deutlich. Wenn man die Regelung der durch die Straftat gestörten 
zwischenmenschlidien RL-chtsbe.dehungen durm Verzeihung, Vergebung, 
Vergleidt, Entschädigung und andere fonnen in die Strafrcd1.tsptlege hinein~ 
nimmt, muß entsprechend ausländisdlen Vorbildern ebenso eine völlige 
Neugestaltung des Arbeitswesens mit der Entlohnung der Arbeit in den Anstal­
ten erfolgen, wie berctts die UNO in ihren .Minimum Rules~ empfohlen haI. 
Die Ignorierung aller zwischenmenschlichen Beziehungen, die durch Straf­
taten gestört werden, ist gleichzeitig eine Preisgabe genuin mristlicher Grund­
sätze, die insbesondere deutlidl bei sehr hohen Strafen und Sicherungsver­
wahru ng der Täter in Ersdleinung tritt. 

3. Für die kurze t'reiheitsslIafe muß Ersatz geschaffen werden in Fonn des 
mehr offenen oder halb offenen Vollzuges, ganz gleich, ob nun die Freiheits· 
strafe bei drei oder sechs Monaten beginnt. Die OstblocKstaaten geben uns 
Beispiele für den Kampf gegen die Kleinktiminalität. VOll einer Vielstraferei 
müssen wir zu einem Strafenvielerlei kommen. 

4. Es ist eine stärkere Beteiligung der OJientlichkeit durdl Bildung von Ge­
fängnisbeiräten oder Anstaltskommissionen anzustreben. Rs mtlß deutlidl 
werden, daß es skh beim Vollzuge um einen weiten Komplex mit SO'~ialen 
und pädagogischen Komponenten und nicht nur um eine juristische Ange­
legenheit handelt. In einer pluralistischen Gesellsdlaft kann der Strafvollzug 
nicht hinter hohen Mauem und ohne Vertreter entsprechender Organisationen 
vollzogen werden. 

Zum Stand der Strafvollzugsreform 1II • 

5. Die dri tte Arbeitstagung der Strafvollzugskommission fand in der Zeit vom 
8. bis 11. April 1968 in Tiibingen statt. Der Teilnehmerkreis war wieder im 
wcscntlimen der gleiche wie auf den voraufgegangenen Tagungen. 

Die Referate zu den nadlgcnannten Themen hielten: Reg.-Dir. Dr. Johanncs 
Feige, Die Aufnahme des Verurteilten in der Strafanstalt; Frau ORRn. Dr. Hel­
ga Einseie, Die Behandlung im Strafvollzug; Rcg. -Dir. Dr. Friedrich Stcierer, 
f ragen der Information aus allgemein zugänglichen Quellen: H{luptverwalter 
Walter Bieler, Der Verkehr der Strafgefangenen und Verwahrten mit der Au­
ßcn weltund Rcg.-Dir. Dr. WerlleT Ruprecht. Die Unterbringung der Gefangenen. 

Nach eingehender Aussprache wurden die nachstehenden . Grundsätze der 
Strafvollzugskonunission- besdllossen. Die Ausspradlc über das Thema: Der 
Verkehr der Gefangenen mit der Außenwelt. konnte noch nicht abgeschlossen 
werden, es ist vorgesehen, sie auf der nächsten Tagung fortzusetzen . 

• vg!. I in ZfStrVo 1968 (17) 53 ff., II ebd. 1968 (17) llOff. 
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Grundsätze der $trafvollzugskommisslon ::zu den Themen, 

Die Aufnahme des Verurteilten in die Stralanstalt und der Aufnahmevollzug 

Die Art und Weise der Aufnahme des Verurteilten in die Anstalt ist von we­
sentlirner Bedeutung für das. was im späteren Voll2ug erreicht werden hnn. 
An die Aufnahme srnließt sich ein besonderer Aufnahmevollzug als erster 
Teil des Freiheitsentzuges an. der den _Anfangsvolh:ug- ersetzt und dem der 
Normalvollzug und der Entlassungsvollzug folgen. Schon der Aufnahmevoll­
zug muß daher hinsichtlich seiner Mittel und MöglidJ.keiten dem Ziel des ge­
samten Vollzuges angemessen sein. 

J. Für die Aufnahme muß ein vom übrigen Volbugsraum getrennter Bereirn 
zur Venügung stehen. 
Hier müssen genügend Einzelräume für jooen Aufzunehmenden vorhanden 
sein. um seine Trennung von allen am Aufnahmeverfahren nicht beteilig­
ten Personen zu gewährleisten. 
Gefangene dürfen in keiner Funktion zum Aufnahmeverfahren herange­
zogen werden. 

2. Das Aufnahmeverfahren ist zügig. aber ohne Hast durchzuführen. Es endet 
mit der Einweisung des Aufgenommenen in die Aufnahmeabteilung und 
soll binnen 24 Stunden ahgesmlossen sein. 

3. Die Aufnahmeverhandlung ist mit jedem Aufnehmenden a.llein zu führen. 
Rngerabdrücke werden nicht gefertigt. 
Noch vor der Umkleidung ist der Aufgenommene dem Anstaltsleiter oder 
dem Leiter der Aufnahmeabteüung vorzustellen. 

4. Bei der Umkleidung sind mitgebrarnte Gegenstände von persönlichem 
Wert, die die Sicherheit nicht gefiihrden, in angemessenem Umfange zu 
belassen. Wertgegenstände sind zu registrieren. 

5. Der Aufgenommene erhält ein Bad. Im Anschloß hieran wird er, soweit 
dies für erforderlich gehalten wird, vom Kamme rbeamten durchsucht. Zu­
gleich wird er vom Sanitätsbeamten auf äußere Anzeidlen einer anstecken­
den Krankheit und auf Ungeziefer untersucht, sofern nicht die äI7.tlidle 
Aufnahmeuntersuchung unmittelbar angeschlossen werden kann. In jedem 
Fall müssen während der Durchsuchung bzw. U ntersuchung zwei Bedien­
stete zugegen sein. 

6. Die dem Aufgenommenen auszuhändigende Kleidung und Ausstattung 
muß dem Ziel des Vollzuges angemessen sein. Sie darf das Sclbstwenge­
fühl des Aufgenommenen nicht beeinträchtigen. 

7. Nach dru Umkleidung wird der Gefangene der Aufnahmeabteilung zuge­
führt. Aufgabe des Aufnahmevollzuges ist es, 
a) den Gefangenen über seine Rechte und Pflichten, die Hausordnung und 

das Anstaltsgeschehen mündlich und schriftlim zu informieren: 
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b) dem Gdangenen dazu zu helfen. die Schwierigkeiten :seiner Situation 
zu erkennen und ihnen zu begegnen; 

c l del:l Gefangenen die erfahrungsgemäß gerade am Anfarl.g des Vollzuges 
benötigte besondere fürsorgerische Betreuung zuteil werden zu lassen; 

d) die Persönlidlkeitserforschung einzuleiten und einen vorläufigen Be­
handlungsplan aufzustellen. 

8. Hier.zu sind erforderlich, 
a) Auch die Aufnahmeabteilung ist ein vom übrigen Vollzug und von 

den Gefangenen des Nonnalvollzuges getrennter Bereirn. 

bl Die Gefangenen wCIden während der Ruhezeit in Einzelräumen unter­
gebracht. 
Daneben müssen für die besondCIen Aufgaben des Auhlahmevollzuges 
genügend geeignete Gemeinschaftsräume zur Verfügung stehen. 

cl Die Aufnahmeabteilung wird von einem Diplompsymologen geleitet. 
Aw:n im übrigen ist der Aufnahmevollzug mit genügenden dafür geeig­
neten Bediensteten zu besetzen. 

d) Während des Aufnahmevollzuges kommt sowohl dem Einzelgesprärn 
mit dem Gefangenen ahl auch der Gruppenunterweisung besonderes 
Gewicht zu. 

el Gespräche und Unlerw-eisungen obliegen dem jeweils zuständigen Be­
diensteten. 

fJ Eioorclnungsschwierigkeiten und disziplinärem Fehlverhalten ist durch 
individualisierende Maßnahmen vorzubeugen und zu begegnen. 

gl Die Dauer des Aufnahmevollzuges soll einige Wod.en nicht über­
schreiten. 

h l Im Interesse dCI d argelegten Aufgaben des Aufnahmevollzuges ist an­
zustreben. für den Strafantritt bZ\v. die Zuführung bestimmte Wochen­
tage vorzusehen , insbesondere sind Strafantritle bzw. Zuführungen von 
Freitag bis Sonntag zu venneiden. 

Behandlung der Gefangenen 

I. 

I. Die Strafvollzugskommission wird bei ihren weiteren Beratungen beach­
ten, daß bei der Ausarbeitung eines Suafvollzugsgesetzes den Mindest­
grundsätzen der Vereinten Nationen voll Genüge getan wird. Die Landes­
justizvenva!tungen sollten. soweit das nicht bereits geschehen ist. um die 
weitere VerwirklidlUng der Mindestgrundsätze sdlOn vor Erlaß des Straf­
vollzugsgesetzes bemüht sein. 

2. Das leben in der Strafanstalt ist dem Leben außcrhalb der Anstalt mög· 
Iichst anzugleichen. Es muß deshalb soviel Bewegungsfreiheit zugelassen 
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werden, wie unter Sicnerheitsgesichtspunkten u nd im Interesse der Behand­
lung möglich ist. Die Bewegungsfreiheit soll 2unhmcnd größer werden. 
Vieles von dem, was heutc als _ Vergünstigung - a ngesehen wird, ist Bestand­
teil des nonnalen Vollzuges. 

3. Soweit die Wahlgesetze der Länder das Wahl redlt der Gefangenen aus­
schließen oder ruhen lassen. sind sie zu ändcrn. 

4. Im Verhältnis der Bediensteten zu den Gefangenen ist ein Systcm dcr Zu­
sammenarbeit aufzubauen. Der Gefangene ist an der Planung der seine 
Behandlung betreffenden Maßnahmen zu betei.ligen. 

5. In allen VoJlzugsfonnen sind die Gefangenen in möglichst kleinen Be­
handlungsgruppen zusammenzufassen. Diese sind in bezug auf die Unter­
bringung und die gezielte Behandlung nach Möglidlkeit zu trennen. Bei 
der Behandlung sind alle bekannten und erprQbten Behandlungsmitel -
einschließlich der Gruppen- und Einzeltherapie - anzuwenden I). Soweil 
wie möglich. sind disziplinäre Maßnahmen durch die Anwendung kon­
struktiver Methoden zu ersetzen. 
Zu den Methoden der Gefangenenbehandlung gehört von einem bestimm­
ten Zeitpunkt an grundsätzlich auch die Beteili.gung an Gemeinschaftsauf­
gaben <Mitverwaltung). 

ß. 

Die na<.hstehenden Empfehlungen über Einzelheiten der Dienst- und Voll­
zugsordnung folgen - an einzelnen Beispielen dargelegt - dem Bestreben, 
Bestimmungen autoritären Charakters abzuwandeln. 

6. Von NT. 61 DVollzO sind Abs. 4 und Abs. 5 grundsätzlidl zu überneh­
men. doch muß dem Gefangenen das Recht ei ngeräumt werden. in wich­
tigen Angelegenheiten den Anstahsleiler oder einen für seine Angelegen­
heit zuständigen Beamten zu spremen. Abs. 6 und Abs. 7 sind inhaltlich 
beizubehalten. 

7. In NT. 69 DVolizO sind die Worte zu streichen, _Hat sich der Anstalts­
gewalt zu fügen und - . 

8. Nr. 70Abs. I ist in folgender Fassung zu übernehmen, 
_Gefangene und Anstaltsbcdienstete begegnen einander mit Achtung." 
Satz 2 bleibt erhalten; Satz 3 ist zu streichen. 
Nr. 70 Abs. 2, 3, 4 und 5 sind zu streidlcn. Ein~elheiten der Behandlung 
und insbesondere die Pflichtcn der Gefangenen sollten in einer Muster­
hausordnung oder in Verhaltensvorscnriften geregelt werden. um das 

lJ Bei der Regelung der äntlimen Behandlung muß auch an kosmetisme Opera­
tionen Bedacht werden. die für die Wiedereingliederung notwendig sind. Sowohl 
diese Operationen als auch die therapeutische Behandlung werden auf Kosten 
des Staates gewährt. 

242 



VoUzugsgesetz zu cnllasten. Eine der jelzigen Nr. 181 entspremende Rege­
lung. daß Verstöße gcgen die Hausordnung oder die Verhaltcnsvorsdlrif· 
ten berechtigcn. Hausstrafen zu verhängen. ist in dem Gesetz aufzunehmen. 

9. Zu Nr. 72 DVollzO: Dcr Grundsatz der Platzgebundenheit muß, soweit 
n idtt im offenen Vollzug eine andere Regelung angebracht ist. grund­
sätdich aufrechterhalten bleiben. Die Vorsdnift über den Aufenthalt am 
Fenster ist zu strcichen. 

10. Nr. 74 DVollzO kann als überflüssig entfallen. Die Gefangenen dürfcn 
grundsätzlich miteinander sprechen . Da sie Anweisungen generell zu be­
folgtn haben. gilt das audl für die im Einzelfall gegebene Anweisung auf 
Zurückhaltung im Gespräch. 
Abs. 3 gehört in eine Hausordnung. 

11. Nr. 75 Abs. 1 DVo!l7.Ü soll in folgender Fassung übernQmmen werden: 
_Die Gefangenen dürfen ohne Erlaubnis des Anstahsleiters miteinander 
keine Geschäfte abschließen. Gcscnenke von geringfügigem Wert sind 
grundsäl7Jich erlaubt- .2) 

In Abs. 2 sollte das Verbot der Beteiligung an öffentlkhell Preisausschrei­
ben entfallen. 

12. NT. 76 DVollzO sollte folgende Fassung erhalten: 
_Das Rauchen ist wiihrend der Arbeit grundsät7Jidi nidlt erlaubt. Nähere 
Regelungen über das Rauchen sieht die Hausordnung vor. • 

13. Nr. 77 DVollzO über .Unbefugten Besitz· sollte an anderer Stelle gere­
gelt werden. 

14. Zu Nr. 79 Am. I DVoJ17.Ü: 
Die "Vorte: _besondere Wahrnehmungen- sind zu strcichen. 
Abs. 2 sollte folgenden Inhalt haben: 

In den Gefangenen ist die Verantwortung für ihre M itgefangenen 7; U 

weden. Wahrnehmungen von Umstiinden. die eine Gefahr für Leben. 
Gesundheit oder Sicherheit bedeuten. haben sie unverzüglich zu melden. 
Ober in Betracht kommende strafrechtliche Bestimmungen und die Ge· 
fahr. auch in der Strafanstalt Straftaten zu begehen. sind sie zu belehren.· 

15. Ocr Gelangene ist über alle ihn persönlich betreffenden Angelegenheiten 
rechtzeitig zu unterrichten und grundsäl7Jich anzuhören. Die Frage des 
rcdldichen Gehörs ist IIn anderer Stelle zu regeln. 

16. Der Gefangene ist mit .Sie- anzuspremen. Außerdem ist die im bürger. 
lichen Leben übliche Anrede. aber ohne BerufsbC'1.cichnung und Titel zu 
geblll.urnen. 

Z) Die Frage des Verbots von Geschäften :zwischen Bediensteten und Gefangenen 
soll im Zusammenhang mit den DienstpfUchten behandelt werden. 
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17. Jeder Gefangene erhiilt neben der Arbeitskleidung auch Freizeitkleidung. 
Diese ähnelt der allgemein üblichen Kleidung. Das Tragen eigener Klei­
dung in besonderen Vollzugsfonnen wird dadurch nicht ausgesrnlossen.3) 

m. 
18. Als Dbcrgangsstufe in die Freiheit, gegebenenfalls auch als einzige Voll­

zugsart. ist der Strafvollzug in gelockerten Fonnen. insbesondere als Frei­
giingerhehandlung, in offenen oder halboffenen Anstalten oder Abteilun­
gen durchzuführen. 
Für eine lodere Fonn der Nambetreuung und für Kontakte zwismen der 
freien Gesellschaft und ent1asscnen Gefangenen können Sozialzentren 
an die Anstalten angeschlossen werden. Schon vor Erlaß eines Strafvoll­
zugsgesct.les sollte klargestellt werden. daß Freigängerbehandlung auch im 
ErwachsenenvoUzug bereits jel7.t zulässig ist. 

19. Die milieutherapeutisme Fonn der Behandlung empfiehlt sich bereits 
jetzt namentlidl im Frauenstrafvollzug, weil in den Frauenslrafanstalten 
re1ati\· kleine Gruppen hochgradig gestörter Personen untergebradlt sind. 
Allen Frauenanstalten müßten Heime für Mütter und Kinder unter 3 - -4 
Jahren angegliedert werden, um mit der Bindun g der Mutter an das Kind 
die Sozialisation der Frauen anzustreben. Das liegt auch im Interesse der 
Kinder. die in ihren frühen Jahren mit der Mutter zusammenleben müssen. 

Information aus allgemein zugänglichen Que1len 

I. Zeitungen, Zeitschriften, Bücher 

1. Im Rahmen der dem Gefangenen zur Veriügung stehenden Mittel sind der 
Bezug und der Besitz von Zeitungen, Zeitschriften und Büdlem zulässig. 
soweit sie nach ihrer Art, Zahl oder der Persönlichkeit des Gefangenen der 
Erreichung des Vollzugszieles nicht abträglich sind. 

2. Der Zeitungs- und Zeitschriftenbezug ist mit der Verpflichtung verbunden, 
die Zeitung oder Zeitschrift nach angemessener Frist wieder herauszugebcn: 
wertvollerc und Fach-Zeitschriften sind auf Wllnsch des Gefangenen zu 
seiner Habe zu nehmen. 
Eine Zemur findet grundsätzlich nidlt statt. 

3. Einzelne Nummern von Zeitungen oder Zeitschriften oder Teile davon, 
durch deren Inhalt die ErreidlUng des Vollzugszieles oder die Ordnung in 
der Anstalt gefährdet wird, können den Gefangenen ausnahmsweise vor­
enthalten werden. 

3) Daß aus Simerneitsgeskhtspunkten die FreizeitkJeidung entzogen werden kann. 
wird in dem Absmnitt über Sicherheitsmaßnahmen geregE'h. 

244 



ß. Bücherei 

1. In den Anstalten sind anstaltseigene, umfangreiche, gutaussestattete Büche­
reien möglichst mit Freihandausleihe einzurichten. 

2. Bei ihrer Ausstattung sind die Erfahrungen der Schul- und Volksbüchereien 
zu verwerten. 

3. Die Bibel und andere grundlegende Schriften ihres Glaubensbekenntnisses 
sind den Gefangenen auf Vv'unsm dauernd zu überlassen. 

m. Rundfunk 

1. In den Strafanstalten sind Rundfunkanlagen mit Empfängern (Kopfhörer 
oder Kleinlautsprecher) in den Hafträumen einzurichten. Der Gefangene 
muß die Möglichkeit haben. Rundfunksendungen abzustellen. 

2. Die Sendungen sind so auszuwählen. daß Wünsche und Bedürfnisse nach 
U nterhaltung, Bildung. staatsbürgerlichen Informationen. Nachric.hten. 
$portsendungen usw. angemessen berücksichtigt werden. 
Gegebenenfalls sollen Sendungen auf Tonband aufgenommen und zu ge­
eigneter Zeit übertragen werden. 

3. Eigene Rundfunkgeräte werden, von begründeten Ausna hmefällen abge­
sehen. nicht zugelassen. 

IV. Fernsehen 

1. In den Strafanstalten sind Fernsehempfänger in geeigneten Räumen auf­
zustellen. 

2. Die Sendungen werden in gleicher Weise ausgewählt wie das Rundfunk­
programm. 

3. Eigene Fernsehgeräte werden, von begründeten Ausnahmefiillen abgesehen . 
nicht zugelassen. 

Die Unterbringung des Gefangenen 

1. Die Unterbringung des Gefangenen muß der Menschenwürde entsprechen 
und druf die Vollzugsziele nicht geflihrden. 
Die Hafträume dürfen nicht aus dem Gesichtspunkt der Vergeltung her ge­
staltet sein. Ihre Art, Einrichtung und AusstatlUng müssen vielmehr dem 
Gefangenen im Interesse seiner Resozialisierung und im Rahmen der Voll­
zugssituation die Möglichkeit gehen. seine Persönlichkeit zu entfalten. 
Die Unterkünfte werden in den einzelnen Anstaltstypen und Vollzugsein­
richtungen unterschiedlich sein. 
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2. Der Gefangene hat während der Ruhezeit ein Recht auf EinzeIunterbrin­
gung und im übrigen ein Recht auf angemessen e Teilnahme an der Ge­
meinschaft mit anderen. 

Gefangenedürfen, auch gegen ihren Willen, während der Ruhezeit nur dann 
in Gemeinschaftsräumen untergebracht werden. wenn dies aus Gründen 
der Gesundheit oder der Sicherheit zwingend geboten ist. Ergänzende Be­
stimmungen sind für besondere Vollzugsformen zu erlassen . 

3. Der CeffIßgene darf gegen seinen "''''iJlcn nur dann in strenger Einze1haft 
(§ 22 StGB und Nr. 67 Abs. 2 DVollzO) gehalten werden, wenn dies aus 
Gründen der Gesundheit oder des Vollzuges unerläßlich ist. 

Eine solche Unterbringung bedarf der Zustimmung der Aufsidltsbehörde. 
wcnn sie länger als ein Jahr dauert. Die Frage, ob bei einer längeren Un­
terbringung das VoJlstrcd:ungsgericht ei ngeschaltet werden soll, bedarf 
noch einer näheren Prüfung. I) 

4. Gemeinschaftsräume dürfen während der Ruhezeit nicht mit mehr als 5 
Gefangenen belegt werden. Auf Außcnarbeitsstellen ist die Unterbringung 
in kleineren Gemeinschaftsräumen mit höchstens 10 Gefangenen zulässig : 
Ei nzelunterbringung ist auch hier anzustreben.!) 
Zu zweit dürfen Gefangene nur vorübergehend und nur aus zwingenden 
Gründen untergebracht werden. 
Unterkunftsräume dieser Art dürfen nur benutzt werden, wen n sie nach 
Größe, Beleuchtung, Temperatur, Durchlüftung, Ausstattung und Einrich­
tung der Gesundheit des Gefangenen Rechnung tragen, den sonstigen An­
forderungen des Vollzuges genügen sowie nach äralicher Begutamtung 
und nach Besichtigung von der Aufsichtsbehörde3) für diese Zwecke (reige­
geben worden sind.t ) 

5. Für Gemeinschaftsriiume muß ein außerhalb dieser Räume befindliches WC 
vorhanden oder ein vollständig abgetrenntes WC mit eigener Lüftungsan­
lage eingebaut sein. Schamwii nde allein sind zum Abteilen eines WC vom 
Wohn- und Schlafraum unzureichend. 

6. Das Kübclsyslem sollte. soweit noch vorhanden . noch vor Erlaß des Voll­
zugsgesetzes gänzlich abgesrnafft werden . 

1J Die Beteiligung des Anstaltsarzles beim Vollzug der strengen Einzelhaft (Nr. 67 
Ab! . .of OVollzO) son im Zusammenhang mit den anderen Regelungen der Ge­
~undhe itsfürsorge beraten werden. 

2) Die Belegung der HaIträume in den offenen Anstalten (open prisonsl soll im 
Zusammenhang mit der Gestaltung des offenen Vollzuges behandelt werden. 

3) Vgl. Grundsätze der Slrafvollzugskommission zum Thema: Strafvollzug in der 
Staatsverwaltung. 2. Arbeitstagung vom 26. 2. - I. 3. 1968 in Hamburg, S. 105. 

4) Die Frage der Mindestanforderungen für die Größe und Ausstattung der Wohn­
und SdllaIräume soll einer späteren Behandlung überlassen bleiben. 
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7. Zusätzliche Gittertüren in Arresträumen, Beruhigungs- und. Ahsonderungs­
räumen sind auf ein unerläßliches Minimum zu besdHänk~n. Gitterwände 
sind gänzlich abzuschaffen. Auch Gittertüren müssen ahgesmafft werden. 
wenn eine gleichwertige Ersatzlösung zum Sdmtz der Bediensteten und 
Gefangenen gefunden worden ist. 

8. Ober die Art der Unterbringung des Gefangenen entscheidet der Anstalts­
leiter nam Anhören der bei der Persönlichkeitserforsdmng beteiligten Be­
diensteten (wie Nr. 66 Abs . I DVollzO>. Er berüd;sichtigt dabei die noch 
nä.herfestzul.egenden Trennungs- und Differenzierungsgrundsätre. 

Bemerkungen zur Rechtsprechung 
Verzinsliche Anlegung der Arbeilsbclohnung 

von Theodor G run a u 

In einem in der Neuen Juristischen Wochenschrift (NjW) 1 ~68 $. 1344 ver­
öffentl ichten Beschluß vom 21. 2. 1968 - VA!> 4/67 - hat das Oberlandes­
gericht Braunschweig im Verfahren gemäß §§ 23 H. EGGVG s ich mit der vom 
Anstalts~orstand und dem Generalstaatsanwalt als Aufsichtsbehörde vernein­
ten Frage befaßt, ob ein Strafgefangener einen Rc<htsanspruch darauf hat. 
daß seine Arbeitsbelohnung (Hausgeld, Leistungsbelohnung. Rüd;lage) auf 
einem ßtnk- (SpaTkasscn-) konto vcr.,dnslidl angelegt werde. Der Senat hat 
die Frage mit der Maßgabe bejaht. daß dieses Bankkonto nicht auf den Na­
men des Gefangenen. sondern der Anstalt angelegt werden müsse. 

Zur BeglÜndung wird u. a. ausgeführt, es ergäben sich als Ausgleich dafür, 
daß der Gefangene fils Folge des Freiheitsentzuges seine Angelegenheiten 
nicht seihst zu besorgen vermag, gewisse $chutz- und Fürsorgepflichten, wie 
sie 7.. B. in den Bestimmungen der DVolizO über die Entlassung, insbesondere 
in Nr. 201 ihren Niederschlag gefunden hätten. Danach wird bei der Entlas­
sung die Arbeitsbclohnung ausgC7.ahIt. Es unterliegt, wie der Senat 88gt, kei­
nem Zweifel. daß der Gefangene bei der Entlassung umso günstiger stehen 
ka nn, je größer sein Guthaben ist. Nach der Ansicht des Senats kann der Ge­
fangene im Hinblick auf die Entlassung vom Anstaltsvorstand deshalb verlan­
gen, daß mit der Arbeitsbelohnung so verfahren wird, daß sie - ohne für das 
Land zwatzliche finanzielle Belastungen zu bringen - cineIl möglichst gün" 
stigen Stand aufweist. was durch die verzinsliche Anlegung der Arbeitsbeloh­
nung erreimt werden könne. Es gebe keine Bestimmung. die dem entgegen­
stehe. Das gelte nidlt nur für das Hausgeld( einsdiließlidI der Lcistungsbe-
10hnungJ. sondern vor allem für die Rücklage. Da der Gefangene sein Haus­
geld schon während der Hafl7.eit unter Kontrolle der Anstalt für persönliche 
Bcdürfni;se verwenden dürfe, sei nicht einzusehen, warum er nicht aum 
(statt dessenJ eine Anlegung des Hausgeldes verlangen könne, die seinen 
späteren persönlichen Bedürfnissen am besten entspreche und ihm im übrigen 
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auch, durchaus im Sinne einer Resozialisierung, die Vorteile einer vernünfti­
gen Verwendung von Geldern deutlich mache. Allerdings müsse die zins­
bringende Anlegung so geschehen, daß die Beträge im Verfügungsbereich 
der Anstalt bleiben, also auf einem .Anderkonto · der Anstalt bei der Bank 
eingezahlt würden. Die Zinsen kämen dem Gefangenen erst bei der Entlas­
sung zugute. 
Die Re<:htsprechung, wonac.n ein Strafgefangener keinen Rerntsansprudl auf 
die Gewährung einer Arbeits- und Leistungsbelohnung hat tu. a. OLG Harn­
burg in MDR 63.615), stehe dieser Entscheidung nidlt entgegen. Denn der 
Beschluß betreffe nur die Frage, wie die Beträge, die dem Gefangenen bereits 
gutgeschrieben worden seien, verwaltet werden sollten. Aum sei dem Gefan­
genen durch den Beschluß kein Zinsansprum gegen das Land zugebUligt 
worden (sondern nur ein Ansprum auf zinsbringende Anlegung bei einer 
Bankl. Deshalb hätte sidl die Anrufung des BGH gemäß § 29 EGGVG erüb­
rigt. die sonst notwendig gewesen wäre, weil das OLG Nürnberg durm Be­
schluß vom 5. 4.1%7 - VAs 12 u. 21 /66 - den Zinsansprum versagt hat 
Der Hinweis schließlich, die Arbcitsbelohnung stehe im Falle einer verzins­
Iic.nen Anlegung dem Zugriff der Gläubiger offen, greife nicht durch, wenn 
sie auf ein Anderkonto der Anstalt eingezahlt werde; denn das bedeute nur, 
daß die Arbeitsbeiahnung anders als bisher verwaltet werde. Dadurm werde 
weder ein Anspruch des Gefangenen auf sie nom ein solcher auf Zinsen be­
gründet und auch einem Gläubiger nicht eine bislang etwa nicht offenste­
hende Eingriffsmöglichkeit eröffnet. 
Soweit die Begriindupg des Beschlusses 1 sie bietet zu folgenden Bemerkungen 
Anlaß, 

In der Entscheidung finden sich folgende Sätze, 
.Die Rechtsprechung, wonach ein Strafgefangener keinen Re<htsanspruch 
auf die Cri!währung einer Arbeits- und Leislungsbelohnung hat, steht dieser 
Entscheidung nicht entgegen' ... _ es # wird .. _ weder ein Anspruch des 
Gefangenen auf die Belohnung noch ein solcher auf die Zinsen begründet.' 

Dem ist nach der heutigen Rechtslage zu folgen. Da ein Rerntsanspruch auf 
Zinsen also nicht besteht, kann es auen keinen Rechtsanspruch des Gefan­
genen auf zinsbringende Anlegung der Arbeitsbelohnung geben. Die Ableh­
nung der zinsbtingenden Anlegung durdl den Anstaltsvorstand kann daher 
nicht remtswidrig sein und den Gefangenen in seinen Rechten verletzen. 
Das aber ist die Vorausset7:ung der §§ 23 H., insbesondere des § 28 Abs. 2 
für eine dem Verlangen des Gefangenen auf zinsbringende Anlegung seiner 
Arbcitsbelohnung stattgebende Entscheidung. Da diese Voraussetzung nimt 
erfüllt ist, war der Antrag auf gerichtliche Entscheidung unbegründet und häu", 
zurüdgewiesen werden müssen . 
AUe sonstigen Ausführungen des Beschlusses sind für die Ent.sdleidung der 
Sache unwesentlich. Sie verkennen übrigens weitgehend die für die Arbeits· 
belohnung getroffene aUgemeine Verwaltungsreglung. Der Ausgangspunkt 
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des Sen~ts, daß die Arbcitsbelohnung nach Nr. 201 DVollzO erst bei der Ent­
lassung - ohne Rechtsanspruch - auszahlhar wird, ist zw Ar richtig. Dann 
aber beginnt der Irrweg, weil die Technik der Buchung der :monatlichen Ar· 
beitsbclolmungsbeträge und die Ausdrücke _Gutschrift' und .Guthaben' 
das Getimt zu einer irrigen Beurteilung dieser Vorgänge verleitet haben. Gut­
schriften und Guthaben sind nur Reroenposten; es licgen ilmen keine Ein­
zahlungen oder Uberweisungen von Geld zugrunde. Somit ist auch kein 
Geld da. das ,bei einer Bank oder einer Sparkasse am Ort des Strafge1äng· 
nisses' eingezahlt werden könnte. 
Fehlsam ist weiter die Erwägung des Senats. daß die Arbeitsbelohnung zins· 
bringend anzulegen sei, weil sie der Gefangene in der Haftzeit unter gewissen 
VorauSSttzungen verwenden dürfe und für eine Unterlassu ng der Verwen­
dung gleichsam eine Kompensation in Gestalt einer zinsbril1genden Anlage 
verlangen könne. Bei diesen Verwendungsmöglichkeitcn handelt es sim um 
Aufwendungen für vom Gefangenen gewünsdlte und vom Anstaltsvorstand 
genehm~e Einkäufe u. ii.. Diese Verlügungen des Anstaltsleiters. die er auf 
Wunsch des Gefangenen anordnet, sind als Vergünstigungen gewährt und als 
Vorgriffe auf die an sich erst bci dcr Entlassung - ohne Remtsansprudl -
zur AUS2llhlung kommende Arbeitsbelohnung. 
Zu den Auswirkungen des Beschlusses auf die Verwaltungswirklichkeit sei 
folgendes bemerkt, 
Nehmen wir an, es werde auf Grund des Beschlusses den Anstalten künftig 
haushaltsredJtlich erlaubt, allmonatlich von den Einnahmen des Arbcitsbc­
triebs einen Teil der Summe der monatliChen Arbeitsbelohnungen abzuzie­
hen und bei der örtlichen Sparkasse auf einem {es ist wohl nicht anzunehmen, 
daß der Senat daran denkt, daß für jeden Gefangenen ein besonderes Bank· 
konto als AndCIkonto der Anstalt angelegt werde) Anderkonto der Anstalt 
zinsbrin!end anzulegen. Dann erhebt sich die Frage, wieviel von den auf 
diesem a nen Anderkonto anfallenden Zinsen auf den eim.e1ncn Gefangenen 
kommen. B; müßte für das Zahlstellenkonto jedes Insassen eine Zinssl8ffel 
geführt werden. Bei jeder dCI kleinen Zu" und Abbuchungen wären Zinszah· 
len zu reredmen , damit jedeneit - die Strafentlassung kann sehr plötzlich 
kommen - die Zinsabrechnung erfolgen kann. Es käme hinzu, daß immer 
nur ein Teil der Arbeitsbclohnungen :zur Bank gebracht werden könnte. weil 
ein nicht unbeträchtlicher Rest bei dcr Zahlstelle als Bewegungsgcld verbleiben 
müßte, um für die laufenden Ausgaben bereitF.Uliegen. Dieser Betrag brämte 
ja nun keine Zinsen. In dem gleichen Verhältnis, wie das Bewegungsge1d zu 
dem Gesamtbetrag der Arbeitsbelohnungen stünde, müßten die Zinsen, die 
den einreinen Gefangenen gutzubringen wären, geküro!:t werden, wenn der 
Staat nimt Zubußen zu den Zinsen leisten sollte. Auf die Komplikationen, 
die sich aus Verlegungen ergeben würden oder aus der Frage, wie es mit den 
Zinscsdnsen gehalten werden soll. die die Bank gewährt, soll hier nimt ein· 
gegangen werden. Jedenfalls würde dic Führung der Zinssta.ffeln zusiitzuche 
Arbeitskraft erfordern. Die Kosten hierfür müßten aus den Zinserträgen vorab 
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gL-deckt werden. wenn dcr Staat (der Steuerzahler) nicht auch hier Zubußen 
leisten sollte. Höchstwahrsdlcinlkh würden die K.osten der Arbeitskraft die 
Zinserträge weit überschreiten. so daß die ganze Arbeit sinnlos würdt:. weil 
nach dem Beschluß die zinsbringende Anlegung bewirkt werden soU • • ohne 
für das Land zusätzliche finanzielle Belastung zu bringen· . 

Es ist kaum anzunehmen. daß sich der Senat hierüber und über die Gering' 
fügigkeit der Zinseruäge. die auf die einzelnen Gefangenen. namentlich bei 
kür.leren Strafen, entfallcn. eine rechte Vorstellung gemacht hat. die auch die 
Frage der Verhältnismäßigkeit von Arbeit und Erfolg berücksichtigt hätte. 
Ebensowenig scheinen die Folgen in den VorsteUungsbereich einbezogen zu 
sein, die über den Einzelfall hinausreichen. Denn sdlließlich bescheinigt der 
Beschluß den Vollzugsbchörden, daß sie bishcr rechtswidrig die zinsbringende 
Anlcgung der Arbeitsbelohnung und damit auch die Auszahlungen der Zinsen 
unterlassen haben. 
Die Vollzugsverwaltungen stehen angesichts eines so angreifbaren Beschlusses 
vor der Frage, wie sie sich dazu verhalten sollen. Zunächst muß bedacht wer· 
den. daß sich seine Wirkung bis auf weiteres auf den Bezirk des Oberlandes­
gerichts Braunsmweig besdlTänkt. Werden andere Oberlandesgerichte mit der 
gleichen Frage befaßt und gelangen sie zu einer abweichenden Beurteilung, 
werden sie die Angelegenheit dem Bundesgerü:htshof vorlegen, der nach 
§ 29 EGGVG an Stelle des Oberlandesgerichts entscheidet. 
Wenn die Verwaltung den Beschluß mit der hier vertretenen Ansid)t für ver· 
fehlt hält. bleibt ihr nur übrig, aus ihm keine Folgen zu ziehen, sondern ab­
zuwarten, ob der Antragsteiler die Zinsen einklagt . Auch auf diesem Wege 
böte sich eine Möglichkeit. eine Entscheidung des Bundesgerichtshofs zu er­
langen. welche die Situation endgültig klärt. 
Das alles hat nichts mit der Frage zu tUIl, ob mall es für wünsrnemnvert oder 
möglidl hält. die Zwangsarbeit des Strafgefangenen in einer kommenden Ge­
setzgebung nidll zu belohnen. sondern zu entloh nen. Im Rahmen der Be­
stimmungen der §§ 23 H. EGGVG ist nur die Frage der Rechtmäßigkeit des 
Verwaltungshandelns nach dem bestehenden Recht Z ll prüfen. Diesen Rah­
men hat die besprochene Entscheidung überschritten. 
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